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Hinweis zur Schreibweise 
Der übersichtlichen Schreibweise halber wird im vorliegenden Text haupt-
sächlich der Begriff „Politische Bildung“ benutzt. Wenn institutionell ver-
wendet, dann bezeichnet „Politische Bildung“ ausdrücklich die außerschu-
lische Politische Erwachsenenbildung. 
Wenn nicht explizit auf das weibliche oder männliche Geschlecht hinge-
wiesen wird, sind personenbezogene Begriffe wie zum Beispiel „Mitarbei-
ter“ oder „Teilnehmer“ generisch gemeint. 
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1  Einleitung 
1.1  Hintergrund 
Für viele Menschen in diesem Land war und ist das Vertrauen in die De-
mokratie verkoppelt mit einem funktionierenden Sozialstaat und einer 
erfolgreichen Ökonomie. Stagniert aber die wirtschaftliche Prosperität 
und werden soziale Sicherungssysteme zur Disposition gestellt, wird dies 
oftmals verkürzt der Demokratie und ihren Institutionen angelastet. Dies 
umso mehr, als mit der Krise des Sozialstaates der Vertrauensverlust in 
den Sozialstaat und der Vertrauensverlust in die Demokratie ineinander 
übergehen. Der Vertrauensverlust in die Mechanismen und Institutionen 
der Demokratie kann zu einer Krise der Demokratie führen, welche sich 
wiederum zu einer Klassenfrage entwickelt. Denn es sind insbesondere 
die sozial benachteiligten und damit oft auch bildungsferneren Bevölke-
rungsschichten, denen die Mechanismen der Demokratie heute nur noch 
schwer vermittelbar sind und die sich quasi aus der Demokratie verab-
schiedet haben. 
Wenn Politische Bildung diese Entgrenzung des Politischen mitvollzieht, 
drückt sich dies meist nur vordergründig in einem breiteren Angebots-
spektrum mit höherem Nachfragewert aus. In erster Linie ist es der Be-
ginn einer großen Beliebigkeit, die höchstens den konjunkturellen Förde-
rungsschwerpunkten folgt. Das eigentliche Problem – die Entfremdung 
der Bürger vom Politischen –  wird auf diesem Wege nicht gelöst. 
Neue Angebotsformen in der Politischen Bildung  sind also nicht vorder-
gründig auf ihre Marktfähigkeit sondern vielmehr auf ihre Demokratiefä-
higkeit hin zu prüfen. Demokratie verlangt nach Diskurs, dieser realisiert 
sich nicht automatisch in den klassischen Veranstaltungen institutionali-
sierter Politischer Bildung und auch nicht in einer wie auch immer gearte-
ten Eventorientierung. Dies gilt um so mehr vor dem Hintergrund einer – 
von Globalisierung und Virtualisierung geprägten – „beschleunigten Ge-
sellschaft“ (vgl. Glotz 1999) und der damit verbundenen Konkurrenz 
durch die Massenmedien. Selbige spielen bei der Ausbildung politischer 
Weltbilder eine inzwischen herausragende Rolle. Politische Bildung lässt 
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sich nicht virtualisieren, sondern verlangt nach argumentativer Eigenleis-
tung im Hier und Jetzt. Das bedeutet: „Verunsicherung statt Affirmität, 
Beunruhigung statt Komfort, Zuständigkeit statt Konsum“ (Gronemeyer 
1990, S. 324).  
 
1.2  Ziele und Vorgehen 
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit soll das gesellschaftspolitische Phä-
nomen der Entgrenzung und das damit verbundene individualistische Di-
lemma der Entfremdung als eine Herausforderung für eine aktuell verun-
sicherte institutionalisierte politische Bildungslandschaft beschrieben wer-
den. 
Im theoretischen Bezugsrahmen (Kapitel 2) wird der Entgrenzungs- und 
Entfremdungsbegriff hergeleitet. Dabei steht zunächst die grundsätzliche 
Frage, inwieweit Politische Bildung die Entgrenzung des Politischen in sei-
nem Selbstverständnis und seinen Angebotsstrukturen mittragen sollte. 
Diese Diskussion ist vor dem Hintergrund der so genannten Marktorien-
tierung von großer Bedeutung, könnte sie doch Aufschlüsse darüber ge-
ben, ob eine Markt- bzw. Nachfrageorientierung den politischen Entfrem-
dungstendenzen Einhalt gebietet oder ihnen gar Vorschub leistet. Gleich-
falls wird aus der theoretischen Herleitung des Entfremdungsbegriffs auch 
die These diskutiert, wonach politische Entfremdung sehr wohl auch poli-
tische Aktivität auslösen kann (z. B. attac). 
Grundlage für das methodische Design (Kapitel 3) ist die These, dass die 
aktuellen gesellschaftlichen Entgrenzungsprozesse die beschriebenen Ent-
fremdungen der Bürger vom Politischen zumindest mitverursachen. Die 
Institutionen der Politischen Bildung reagieren auf diese Prozesse mit 
Verunsicherung, welche sich durch das Festhalten am originär Eigenen 
oder durch Suchbewegungen bestimmt. Auch bei den potentiellen Teil-
nehmern spiegeln sich die gesellschaftlichen Entwicklungsprozesse zwi-
schen Politikverdrossenheit und der Suche nach Aktivitätsalternativen. 
Um diese Ambivalenzen sowohl institutionell als auch personell aufzu-
schliessen, wurde die vorliegende empirische Untersuchung als eine Ver-
bindung summativer und formativer Evaluation angelegt. Damit soll so-
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wohl die Wirklichkeit der Politischen Bildung beschrieben als auch deren 
Entwicklungsperspektiven aufgezeigt werden. Methodisch wurde dazu ein 
mehrstufiges Erhebungsverfahren gewählt, welches quantitative und qua-
litative Daten erhebt und zueinander in Beziehung setzt. 
Die Auswertung der empirischen Befunde spiegelt die Ambivalenz von 
Institutionen, welche sich bei der Formulierung des eigenen Selbstver-
ständnisses über Abgrenzungen definieren (Kapitel 4) und gleichzeitig 
vielfältige Entwicklungspotentiale aufscheinen lassen (Kapitel 5). Exem-
plarisch wird das Verhältnis von Institutionen der Politischen Bildung und 
Neuen Sozialen Bewegungen vor dem Hintergrund der scheinbaren Un-
vereinbarkeit von Bildung und Aktivität diskutiert (Kapitel 6). In diesem 
Zusammenhang wird am Beispiel von Attac aufgezeigt, dass politische 
Entfremdung durchaus ein Motor für politische Aktivität sein kann.  
Die zivilgesellschaftliche Ausrichtung erscheint in allen Erhebungsbezügen 
nahezu durchgängig als die Zukunftsperspektive der Politischen Bildung. 
Unklar ist jedoch, wie sich die Politische Bildung darin verorten soll. Die-
ses Dilemma ist nur zum Teil förderpolitisch verursacht. Das eigentliche 
Problem liegt darin, dass im gesellschaftlichen Diskurs zwar die „Krise des 
Sozialstaates“ mit all ihren Entgrenzungserscheinungen konstatiert wird, 
bislang aber kein öffentlich transformierbares gesellschaftliches Aktivmo-
dell entwickelt werden konnte. Den Einrichtungen der Politischen Bildung 
ist dieses Problem in seiner praktischen Tragweite durchaus bewusst. Die 
vorliegende Arbeit unternimmt darum abschließend den Versuch, die zi-
vilgesellschaftliche Ausrichtung der Politischen Bildung als deren Zu-
kunftsperspektive zu begründen (Kapitel 7). 
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2  Politische Bildung zwischen Entgrenzung und Entfremdung 
2.1  Politischen Bildung im Kontext der aktuellen Fachdiskurse  
Die Fachdiskussion in der Politischen Bildung der letzten zehn Jahre ist 
stark durch die Frage geprägt, ob Politische Bildung noch „zeitgemäß“ ist. 
Damit ist weniger ihr fachlicher und methodischer Wissensstand gemeint, 
sondern das Problem, ob angesichts der Entgrenzungstendenzen des Poli-
tischen im Strukturwandel postmoderner Gesellschaften ein „alles-oder-
nichts-Dilemma“ für die Politische Bildung zwangsläufig auftreten muss. 
Mit der Entgrenzung des Politischen werde auch die Politische Bildung 
entgrenzt  (vgl. Heinen-Tenrich 1994, S. 403). Diese Entgrenzung des 
Politischen müsste Politische Bildung mit vollziehen. Damit einher geht 
die Rede von der „Sozialpädagogisierung“ der Politischen Bildung, mit 
dem Verdacht, dass eine stark lebensweltorientierte Bildungszuwendung 
den eigentlichen Kern der Vermittlung politischer Wissensgehalte und Be-
teiligungsangebote verfehle. Unschwer zu erkennen sind in diesem Zu-
sammenhang die vielfältigen Versuche, Politische Bildung um ihren Kern 
herum wieder neu aufzuladen, ohne dabei aber an die Lösung der Grund-
frage heranzukommen, wie dieser Kern selbst neu bestimmt werden 
könnte. Das Positionspapier der KMK ist ein exemplarisches Beispiel da-
für, wie der Kern Politischer Bildung – das Verhältnis des Bürgers zu poli-
tischen Prozessen und Institutionen – vielfach weltlich angereichert wer-
den soll, ohne dass deutlich wird, ob dies auch zu einer organischen Ver-
bindung werden kann. Wie bei allen Entgrenzungsprozessen werden auch 
im Fachdiskurs der Politischen Bildung Gegenströmungen freigesetzt, die 
nach neuen definitorischen Grenzziehungen suchen (vgl. Hufer, 1996, S. 
55; Dahrendorf 2003, S. 54; Schiele 2004, S. 4). 
 
Eine weitere Linie bewegt sich an der Frage um den Beitrag der Politi-
schen Bildung zur Kompetenzentwicklung im Strukturwandel der Arbeits-
gesellschaft (vgl. zur Kompetenzentwicklung Erpenbeck/Heyse 1999; 
Bolder 2002) und eine dritte Linie bewegt sich im zivilgesellschaftlichen 
Legitimationsrahmen (z. B. Meyer/Weil 2002). Diese Suche nach neuen 
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definitorischen Grenzziehungen findet sich durchgängig im qualitativen 
Teil der vorliegenden Untersuchung: Der Weg wird durchweg zwischen 
traditioneller Institutionenkunde und lebensweltlichem Eventmanagement 
gesucht. 
Die Entgrenzung von Politik und Politischer Bildung und die damit ver-
bundenen lebensweltlichen Suchbewegungen haben im Fachdiskurs zu 
einer Fülle didaktischer Erprobungen geführt, die nicht nur methodisch zu 
qualifizieren sind, sondern – im Sinne der Suche nach dem Kern der Poli-
tischen Bildung – auch disziplinäre Akzentverlagerungen beanspruchen. 
So wird z. B. argumentiert, dass sich das Verständnis von Politischer Bil-
dung stärker auf den „pädagogischen Umgang mit Politik“ richten sollte 
(Henkenborg 1993, S. 101). Gleichzeitig gibt es hier auch wieder Gegen-
argumente, die darauf hinauslaufen, dass Politische Bildung mit ihren 
Macht- und Konfliktbezügen noch immer Teil der Sozialisation sei und 
nicht anerzogen werden könne. 
 
„Politische Bildung – verzichtbar oder notwendig?“ fragt Ekkehard Nuissl 
(1997). Für den Autor eine rein rhetorische Frage, welche aber das Kern-
problem Politischer Bildung benennt. Für das Verständnis des von unter-
schiedlichen Interessen und Widersprüchen geprägten Spannungsver-
hältnisses zwischen Individuum und Gesellschaft sei – so Nuissl – politi-
sche Bildung unabdingbar. Zur Erfüllung dieser Aufgabe sei es notwendig, 
in der Politischen Bildung einen Diskurs über Politische Bildung zu führen 
und dabei andere thematische Bildungsansätze aufzugreifen, zu diskutie-
ren und zu integrieren, um den Nachweis zu erbringen, dass Bildung an 
sich eine politische Aufgabe hat (ebenda, S. 41 f.). 
Die Diskussion um die Notwendigkeit der Politischen Bildung beschränkt 
sich jedoch keineswegs auf eine Bildungsdebatte an sich. Vielmehr gerät 
die generelle Frage nach dem Wert der Demokratie ins Blickfeld. Ist eine 
institutionelle Politische Bildung – vor dem Hintergrund einer in 50 Jahren 
gewachsenen und gefestigten politischen Kultur noch notwendig? Brechts 
Warnung vor den Mühen der Ebene modifiziert Dahrendorf:  
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„Sogar die Demokratie war vielleicht am schönsten, als ihre noch groben 
Instrumente benutzt werden konnten, um sie zu vervollständigen und zu 
verfeinern, also das Wahlrecht auf alle Bürgerinnen und Bürger auszuwei-
ten und die Kontrolle der Mächtigen zu stärken. Wenn wir erreichen, was 
wir erstreben, setzt eher Ermattung und sogar eine gewisse Enttäuschung 
ein“ (Dahrendorf 2003, S. 15).  
Nun könnte man die Notwendigkeit der Politischen Bildung auch damit 
begründen, dass selbst in den weitesten Ebenen unvermittelt Hügel und 
Berge auftauchen, zu deren Besteigung uns die nötige Ausrüstung fehlt: 
„In ruhigen Zeiten erscheint sie [die Politische Bildung] ihnen [der Politik] 
überflüssig, da von ihr keine sichtbaren Wirkungen ausgehen. In unruhi-
gen Zeiten ruft man ungeduldig nach ihr, als könnte sie auf der Stelle die 
Brände löschen, die zumeist von der Politik selbst verursacht wurden, sei-
en es Rechtsextremismus oder Gewalt, Politikverdrossenheit oder die Ab-
kehr der Jugend von den politischen Institutionen“  (Meyer 2003, S. 120). 
Zumindest in dieser gesellschaftlichen Feuerwehrfunktion war und ist Po-
litische Bildung von Beginn an im kollektiven Bewusstsein akzeptiert ge-
wesen, genauso wie z. B. die Sozialpädagogik. 
Betrachtet man die aktuellen sozialen, wirtschaftlichen, ökologischen und 
geopolitischen Problemlagen unserer Zeit, besteht allenthalben Brandge-
fahr: Arbeitslosigkeit mit demokratiegefährdenden Wirkungen, Auflösung 
der traditionellen Arbeitswelt, Kapitalflucht, weltweit agierender Terro-
rismus, fortschreitende Globalisierung, innere Probleme (z. B. Reform der 
sozialen Sicherungssysteme), Verachtung der politischen Klasse in 
Deutschland.  
Somit wäre eigentlich die Themen- Diskussions- und Handlungspalette 
für die Politik im Allgemeinen, für die Politische Bildung im Besonderen 
und natürlich für die Beteiligung und das Engagement der Bürger selbst 
aufgezeigt. Neben dem thematischen Grundtenor Entgrenzung ist hier ein 
starker Grundton der Entfremdung im Fachdiskurs spürbar. Dieser hat 
verschiedene Akzente: Es geht darum, dass sich die Bürger in einer „Poli-
tikverdrossenheit“ (manche kontern mit „Politikerverdrossenheit“) von 
den Institutionen zurückziehen. Dabei wird auch auf den Zusammenhang 
aufmerksam gemacht, dass politisches Nichtwissen nicht automatisch 
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Politikverdrossenheit hervorbringt. Politische Informationen müssten in 
Aneignungsprozesse umgesetzt werden. In diesem Zusammenhang wird 
auch Dahrendorfs These vom neuen Autoritarismus und der damit korre-
lierenden autoritären Apathie der Bürger diskutiert. Dies kann auch in 
einem Zusammenhang zum Entgrenzungsproblem gebracht werden – 
sprich, Entgrenzung setzt neue Grenzen und Autoritäten frei: „In den 
westlichen Demokratien ist die Freiheit durch die demokratischer Willens-
bildung entzogene Globalisierung und den neuen iliberalen Regionalismus 
bedroht, aber auch gefährdet durch einen politischen Autoritarismus und 
sein Pendant, die Apathie der Bürger“ (Dahrendorf 2003, S. 27). 
Damit rückt ein weiteres Problemfeld in den Blickpunkt: Der Sozialstaat 
wird neu- und umgeordnet, sowohl im Wohlfahrts- als auch im Bildungs-
bereich. Die Politische Bildung ist in dieser Diskussion bislang weitgehend 
unberücksichtigt geblieben. Sie galt als integraler Bestandteil des Sozial-
staates, solange selbiger im kollektiven Bewusstsein nicht als gefährdet 
wahrgenommen wurde. Diese historisch und politisch begründbare Son-
derstellung der Politischen Bildung führte bislang zu hohen Subventions-
leistungen für die Institutionen der politischen Bildung. Diese stehen in-
zwischen auf dem Prüfstand und es besteht die Gefahr, dass die eigentli-
chen Adressaten und potentiellen Nutznießer der institutionellen Politi-
schen Bildung, nämlich die Bürger und Bürger selber, aus der von Dah-
rendorf unterstellten Apathie zur schrittweisen Demontage der institutio-
nellen Politischen Bildung betragen werden.  
 
Neben der Argumentation „Politikverdrossenheit“ kommt auch im Fach-
diskurs immer wieder zur Sprache, dass die Bürger die Relevanz von Poli-
tik für sich selbst in Alltag und Biographie nicht erkennen können. Dies 
führe nicht nur zur Formen des Desinteresses am politischen Geschehen, 
sondern vor allem auch zur Beteiligung nach „biographischer Passung“ 
des Engagements oder zu Engagementformen in Neuen Sozialen Bewe-
gungen. Im Fachdiskurs wird dementsprechend nach einem Beziehungs- 
und Arrangementparadigma gesucht, das sich nicht mehr auf das Ver-
hältnis des Bürgers zu den politischen Institutionen bezieht, sondern ent-
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sprechende Beziehungsaufforderungen aus zivilgesellschaftlichen Konzep-
tionen ableitet (Klemm 2004). Gleichzeitig wird oft von der Seite der 
Praktiker eingewandt, dass man nicht auf einer Demonstration „bilden“ 
kann, sondern dass man dazu einen wiederholt begehbaren, kontinuierli-
chen Bildungsort braucht. Erst im Zusammenhang mit solchen Orten 
könnten Initiativen sozialer und politischer Aktivierung in die Bildungsar-
beit eingebunden werden: Eine Agenda-Initiative nutzt die Bildungsstätte, 
Tagungen werden veranstaltet, an denen regionale Initiativen zusam-
menkommen, Initiativen werden Seminare angeboten, in denen aktivie-
rende Gäste auftreten. 
 
Die Frage nach dem Interesse der Bürger markiert einen weiteren wichti-
gen Punkt im Fachdiskurs. In dem Maße, wie das Interesse an ökologi-
schen Problemen, an Partizipation und Solidarität zurückgehe, seien auch 
die Möglichkeiten aktivierender und „bewegungsnaher“ Politischer Bildung 
beschränkt. Dies sei besonders in Ostdeutschland der Fall. Hier befinde 
sich die Politische Bildung in einer konzeptionellen Krise, denn nach der 
Phase der institutionellen Transformation und der Biographiebewegung 
wisse man jetzt nicht mehr so richtig weiter. Dazu komme, dass es keine 
Vernetzung von Bildungskulturen gebe und im ländlichen Raum die ge-
wachsenen Vereinsstrukturen fehlten (vgl. Scharenberg 2004; Misselwitz 
2002). Explizit und implizit wird aber immer wieder für eine aufsuchende 
Arbeit in der Richtung plädiert, dass die Politische Bildung Verbindung zu 
lokalen und regionalen Netzwerken halten, ein „Ort“ in solchen Netzwer-
ken sein soll. 
Dabei darf Politische Bildung nicht ihr Bildungsprofil verlieren, welches 
immer auch einen eigenen Standpunkt erfordert und nicht einer vorder-
gründigen Kundenorientierung geopfert werden darf. Die in diesem Zu-
sammenhang geführte Diskussion um die Marktorientierung (vgl. Rudolf 
2002 und 2003) wirft auch die grundsätzliche Frage auf, ob man Politi-
sche Bildung überhaupt messen kann. Diese Frage hat in den letzten Jah-
ren vor allem in der Auseinandersetzung mit Studien zur Wirkungsfor-
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schung und zur Marktorientierung der Politischen Bildung an Bedeutung 
gewonnen (vgl. Ahlheim 2003). 
 
Ein weiterer Diskussionsschwerpunkt hat sich um die Stellung der Politi-
schen Bildung im Diskurs zum Lebenslangen Lernen gebildet. Ausgangs-
punkt ist meist das Problem, dass die in diesem Zusammenhang wichtig 
gewordene berufliche und betriebliche Weiterbildung die Politische Bil-
dung zu verdrängen droht. So macht man sich in der Politischen Bildung 
Gedanken darüber, wie berufliche Weiterbildung und Politische Bildung 
aufeinander bezogen werden könnten. Sind politische Kompetenzen auch 
berufliche Kompetenzen? Ist z. B. die Kompetenz „Konfliktfähigkeit“, wie 
sie in der Politischen Bildung erworben wird, gleichzusetzen mit Konflikt-
fähigkeit im betrieblichen Bereich? Die Diskussion schwimmt hier erheb-
lich, da nicht sichtbar ist, ob die berufliche und betriebliche Weiterbildung 
überhaupt etwas von der Politischen Bildung erwartet. Denn der An-
spruch, in der beruflichen und betrieblichen Weiterbildung Fuß zu fassen, 
kommt meist aus dem Bereich der Politischen Bildung. Deswegen gibt es 
auch Stimmen, die sagen, dass die Politische Bildung ihr kritisches Profil 
der Aufklärung sichtbar machen müsse und sich nicht in einen Qualifika-
tionssog ziehen lassen dürfe (z. B. Ciupke/Reichling 2003). 
 
Der Fachdiskurs ist schließlich beherrscht durch die Methodenvielfalt, mit 
der man unterschiedliche Zielgruppen erreichen möchte. Die Grundfrage, 
wie man als Institution politischer Bildung lebensweltlich agieren kann, 
ohne das Profil zu verlieren, wird in dieser Methodenvielfalt vermittelt 
(vgl. Behrens 1999). 
 
Vor dem Hintergrund der beschriebenen Diskurse lässt sich zusammen-
fassend konstatieren, dass die Politische Bildung aktuell vor einem eige-
nen Entgrenzungsproblem steht, welches sich in folgenden Fragestellun-
gen dreifach ausdifferenzieren lässt: 
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- Verliert Politische Bildung durch die Entgrenzung der Politik das ei-
gene Profil? 
- Geht die Politische Bildung somit profillos in der Lebenswelt auf? 
- Läuft die Politische Bildung im Zusammenhang mit dem Konzept 
zum Lebenslangen Lernen Gefahr, das eigene kritische Profil einem 
beruflichen Qualifizierungsbedarf anzupassen (vgl. Kompetenz 
„Konfliktfähigkeit“)? 
 
2.2  Muss Politische Bildung die Entgrenzung des Politischen mit-
vollziehen? 
Die Entgrenzung des Politischen hat zweifelsohne einen lebensweltlichen 
Bezug. In einer individualisierten Gesellschaft fragen Menschen freiwillig 
Bildungsangebote zunehmend im Kontext ihrer jeweils lebensweltlichen 
und biografischen Interessen nach. Das spiegelt sich darin, dass das Teil-
nehmerinteresse an Fragen gesellschaftlicher Theorien und Begründun-
gen des Politischen stark zurück ging, dagegen subjektorientierte Frage-
stellungen durchaus einen regen Zulauf zu verzeichnen hatten: „Zwar 
erlebt die Erwachsenenbildung heute einen unübersehbaren Aufschwung, 
aber sie ist längst nicht mehr sozialstaatlich-bürgerschaftlich sondern auf 
die je individuelle Aufschließung ökonomisch nutzbarer und biographisch 
passungsfähiger sozialer Kompetenzen konkurrierende Individuen ausge-
richtet“ (Böhnisch/Schröer 2002, S. 180) 
Giesecke forderte in diesem Zusammenhang ein Ende der Moralisierung 
des Politischen. Man müsse sich, so Giesecke, darüber klar werden, dass 
Politische Bildung nicht zur Durchsetzung einer bestimmten Wahrheit, 
sondern nur zur Aufklärung darüber taugt (vgl. Giesecke 1997). Politische 
Bildung sollte schließlich wieder ein ganz normales Fach werden.  
Heinen-Tenrich vertritt demgegenüber die Auffassung, politische Bildung 
als eigenständiges Fach ganz abzuschaffen. Ersetzt werden könnte dieses 
Fach durch eine sozialwissenschaftliche Bildung. Dies wäre nur logisch 
und konsequent, habe doch die Politik ihren angestammten und bislang 
klar umrissenen Bereich verlassen. Was Politik sei, könne nicht mehr klar 
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bestimmt werden, die Orte des Politischen hätten sich vervielfacht und es 
sei zu einer „Durchtränkung von Lebensfragen mit politischen und gesell-
schaftlichen Dimensionen“ (Heinen-Tenrich 1994, S. 403) gekommen. 
„Das Politische ist zu einer alltagsrelevanten Handlungsweise geworden. 
[…] Sie definiert sich nicht mehr allein in Zuordnung zu Politik als stattli-
chem Handeln, sondern ihr geht es um das Primat der Zivilgesellschaft, in 
der die Bürger ihre Sachen selbst in die Hand zu nehmen versuchen“  
(ebenda). Diese Entgrenzung des Politischen müsste Politische Bildung 
durch solche Angebote mit vollziehen, welche den Bürgern Orientierungs-
hilfen geben und deren Suchbewegungen unterstützen. Heinen-Tenrich 
spricht in diesem Zusammenhang von einem „sozialwissenschaftliches 
Wissen für eine republikanische Praxis“ (ebenda) und fasst darunter die 
Entwicklung individueller Kompetenzen, die Möglichkeit einer besseren 
Nutzung von Freiheits- und Handlungsspielräumen sowie Teilhaberechte.  
Bei einer Diskussion der beschriebenen Positionierung kann zunächst 
festgestellt werden, dass es sicherlich notwendig ist, Menschen bei ihren 
Anliegen und Problemen zu beraten und zu unterstützen. Die Frage ist 
aber, ob diese Beratung und Unterstützung gegenüber Politischer Bildung 
aufgerechnet werden kann? Des Weiteren bleiben Zweifel, ob die von 
Heinen-Tenrich formulierten neuen Aufgabenfelder tatsächlich als Lernen 
für eine republikanische Praxis und damit als originäres politisches Lernen 
bezeichnet werden können.  
Hannah Arendt liefert in ihrem Buch „Was ist Politik?“ (Arendt 1993) 
möglicherweise einen Ansatz, um diese Frage zu beantworten. Die Frage 
nach dem Wesen des Politischen stellt sich für Arendt insbesondere vor 
dem Hintergrund ihrer persönlichen Erfahrung mit totalitären Regimes. 
Das entscheidende Merkmal von Totalitarismus ist die Abwesenheit von 
Freiheit, welche für Arendt gleichbedeutend mit der Abwesenheit von Po-
litik ist. Der Sinn von Politik ist aber die Sicherung von Freiheit. Gemeint 
ist hier nicht nur die den Bürgern zustehende Freiheit von staatlicher Be-
vormundung und Reglementierung, sondern eine Freiheit von allen 
Zwängen. Dies schließt gleichsam Gewaltmittel ein, die, wenn sie zum 
Mittel der Politik werden, dieser den nötigen Raum zur Entfaltung neh-
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men und damit auch die Freiheit bedrohen. Ebenso bedrohlich für den 
Bereich des Politischen wäre allerdings auch eine Dominanz der menschli-
chen Lebensnotwendigkeiten. Eine Gleichsetzung von menschlichen Le-
bensprozesses und Politik, so Arends Analyse, brachte und bringt verhee-
rende Folgen mit sich:  
„Die Weltlosigkeit, die mit der Neuzeit einsetzt, ist in der Tat ohneglei-
chen. Was in ihr an die Stelle der Welt getreten ist, ist das nur der Selbst-
reflexion zugängliche Bewusstsein, in dessen Felde die höchste Tätigkeit 
das Formelspiel des Verstandes ist und die intensivste Erfahrung die Be-
gierden, die Lust und Unlustempfindungen sind, die körperlicher Natur, 
sich ´irrational´ gebärden, weil man ihnen mit Vernunftgründen nicht 
beikommen, d.h. nicht mit ihnen rechnen kann, und die daher für Leiden-
schaften gehalten werden. […] Was schließlich in diesem letzten Streit 
zwischen einem wirklichkeitslosen Verstand und einer irrationalen Leiden-
schaft als einzig fester Bezugspunkt übrig blieb, war das Leben selbst, 
und zwar der potentiell unverfängliche Lebensprozess des Menschenge-
schlechts, der an die Stelle der potentiellen Unvergänglichkeit des politi-
schen Gemeinwesens des Altertums trat wie an die Stelle des unsterbli-
chen Lebens des christlichen Mittelalters“ (Arendt 1981, S. 312 f.). 
Diese Kritik an dem „modernen“ Politikverständnis rechtfertigt es also 
durchaus, eine Trennung von Politik und Lebensprozessen vorzunehmen. 
Dass es sinnvoll ist, nicht jeden Lebensabschnitt zu einem politischen zu 
erklären, spiegelt sich auch in der Trennung von interessenungebundener 
und interessengebundener Politischer Bildung wieder (vgl. zuletzt bei Ru-
dolph 2003a, S. 73).  
„Es wird umso schwerer, den Sinn dieser Trennung nachzuvollziehen, je 
mehr Bereiche, die den Notwendigkeiten des menschlichen Lebensprozes-
ses unterliegen, aus der privaten Verfügungsgewalt in gesellschaftliche 
Funktionen überführt werden. Dieser gesellschaftliche Vorgang zerrt die 
private Sphäre zwar in das Licht der Öffentlichkeit, doch ist damit die Be-
gründung, warum eine Trennung des Privaten vom Öffentlichen sinnvoll 
ist, nicht prinzipiell in Zweifel gezogen. Denn die Begründung für diese 
Trennung, nämlich das Zwingende des menschlichen Lebensprozesses so-
fern es die Sphäre des Politischen betritt, hat weiterhin Gültigkeit“ (Mey-
er/Eberwein 2001, S. 26) 
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Der Gegenstand des Politischen sollte also, so letztlich auch die Position 
von Hannah Arendt, nur Themen beinhalten, die alle Menschen betreffen. 
Das eingangs von Heinen-Tenrich postulierte mit „Lebensfragen durch-
tränkte“ sozialwissenschaftliche Wissen ist vor diesem Hintergrund ein 
zur Bewältigung von Umbruchsituationen durchaus notwendiges Wissen, 
„doch nicht identisch mit dem für eine republikanische Praxis. Im Gegen-
teil, es wird dem Fach durch eine Ausdehnung des bisher spezifisch Politi-
schen auf alle Lebensbereiche auch das republikanische Moment genom-
men“ (ebenda, S. 26).  
Die Konsequenz aus dem Vorschlag von Heinen-Tenrich zeigt Hufer auf: 
Die Abschaffung eines eigenständigen Bereichs würde demnach bedeu-
ten, „dass politische Bildung keinen angestammten Platz mehr hätte, an 
dem mit der ihr eigenen Logik, Systematik und Methodik eine Auseinan-
dersetzung mit klassischen Fragen nach Öffentlichkeit, System, Herr-
schaft und politischen Interesse stattfinde. […] Politische Bildung fände 
dem Anspruch nach zwar überall, faktisch aber nirgends mehr statt“ (Hu-
fer 1996, S. 55). In gleicher Weise lässt sich mit Dahrendorf ergänzen: 
„Wenn alles gleich gültig wird, ist auch alles gleichgültig.“ und „Weniges 
ist schlimmer als die Beliebigkeit der haltlosen Welt, denn der Weg von 
der Anomie zur Tyrannei ist kurz.“ (Dahrendorf 2003, S. 54). Gleichsam 
als Plädoyer für Orientierungsorte versteht sich die Forderung von Schie-
le: „Wir brauchen Ligaturen, d.h. tiefe Bindungen, ob sie von der Religi-
on, philosophischen Ansätzen, Institutionen oder Familien stammen“ 
(Schiele 2004, S. 4). 
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2.3  Politische Entfremdung als Ausdruck mangelnder Partizipati-
onsmöglichkeiten oder als Motor für politische Aktivität 
Politisches Engagement und Tätigsein sind ohne Interesse für Politik un-
denkbar. „Politisches Interesse repräsentiert Sozialisationserfahrungen, 
die das Umgehen mit Politik erleichtern“ (Holtz-Bacha 1990, S. 83). Poli-
tische Sozialisation ist somit ein „lebenslanger interaktiver Prozess des 
Erwerbs und der Vermittlung politischer und politisch relevanter Orientie-
rungen“ (ebenda, S. 23). Die Frage stellt sich aber, welche Sozialisations-
instanzen in einer von Globalisierung und Virtualisierung geprägten All-
tagswelt überhaupt für die Ausprägung von politischen Orientierungsmus-
tern zur Verfügung stehen bzw. nachgefragt werden? Hier befinden sich 
die Institutionen der Politischen Bildung vor dem Hintergrund der Diskus-
sion um die so genannte Nachfrageorientierung (vgl. z. B. Schneider 
2001, Widmaier 2002, Rudolf 2003b) derzeit in schwierigem Fahrwasser. 
Die Ursachen für rückläufige Nutzerzahlen bzw. für altersspezifische Nut-
zerverschiebungen sind vielfältig, haben in erster Linie mit einem Prozess 
politischer Entfremdung der Bürger und Bürger zu tun und damit, dass 
politische Sozialisation heute zunehmend über die Medien erfolgt.  
Politische Bildung war integraler Bestandteil des Sozialstaates BRD, so-
lange selbiger im kollektiven Bewusstsein nicht gefährdet wahrgenom-
men wurde. Müssen sich Institutionen der politischen Bildung zukünftig 
mit Ihren Angeboten am Markt orientieren und wird somit politische Bil-
dung ein Konsumgut unter vielen, werden die für den Bildungsprozess 
wichtigen Diskrepanzerfahrungen durch Konsumerfahrungen verdrängt 
werden.  
 
Wenn wir von politischer Entfremdung sprechen, ist zunächst ein histori-
scher Blick auf den Entfremdungsbegriff sinnvoll. Dieser wird von Marx im 
Zusammenhang mit seiner Analyse des kapitalistischen Marktes entwi-
ckelt und meint sowohl die Entfremdung des Arbeiters von seinem Pro-
dukt als auch die Entfremdung des Einzelnen von der menschlichen Gat-
tung. „Die sozialen Beziehungen zwischen Individuum sind zu Tauschbe-
ziehungen nichtgesellschaftlicher Art geworden, in denen sich das Indivi-
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duum als Objekt, als Ware wahrnimmt und in denen es die anderen als 
Objekt erfährt.“ (Israel 1985, S. 101).  
Eine weiterführende Interpretation des Entfremdungsbegriffs finden wir 
bei Fromm („Der moderne Mensch und seine Zukunft“, 1955, hier 1960) 
sowie bei Marcuse („Der eindimensionale Mensch“, 1964, hier 1981).  
Fromm beschränkt Entfremdung nicht auf den Arbeiter an sich. Er be-
schreibt vielmehr Entfremdung als ein gesamtgesellschaftliches Phäno-
men: „Die Entfremdung, wie wir sie in der modernen Gesellschaft finden, 
ist beinahe total. Sie durchdringt die Beziehung des Menschen zu seiner 
Arbeit, zu den Dingen, die er verbraucht, zu seinen Mitmenschen und zu 
sich selbst“ (Fromm 1960, S. 113). Verbrauch wird zum Selbstzweck, 
wovon insbesondere die moderne Freizeitindustrie und Eventkultur profi-
tiert. „Er ´verschlingt´ Sportereignisse, Filme, Zeitungen, Bücher, Vor-
träge, Landschaften, alles in der gleichen entfremdeten und abstrahierten 
Art, wie er die Waren konsumiert, die er eingekauft hat“ (ebenda, S. 
123). Der passive und entfremdete Mensch unterwirft sich den Angeboten 
der Vergnügungsindustrie und ist nicht mehr in der Lage, sich produktiv 
und kreativ zu verhalten. Die Folge dieser ausschließlichen Fixierung auf 
seine ökonomische Rolle und gesellschaftliche Funktion ist Beziehungslo-
sigkeit und Gleichgültigkeit (vgl. Fromm 1960, S.123-129).  
Für Markuse ist der „eindimensionale Mensch“ Ausdruck und Symbol für 
das angepasste Individuum, welches nicht mehr über die „kritische Macht 
der Vernunft“ verfügt, sich den gesellschaftlichen Interessen von Produk-
tion und insbesondere Konsumtion angepasst und somit ungeprüft die 
Bedürfnisse der Gesellschaft als die eigenen übernimmt: „Die meisten 
herrschenden Bedürfnisse, sich im Einklang mit der Reklame zu entspan-
nen, zu vergnügen, zu benehmen und zu konsumieren, zu hassen und zu 
lieben, gehören in die Kategorie falscher Bedürfnisse.“ (Marcuse 1981, S. 
25). Eine höhere Form der Entfremdung erreicht der Mensch laut Marcuse 
durch Identifikation mit seinem Dasein und der diesem Dasein innewoh-
nenden Objektwelt: „Die Menschen erkennen sich in ihren Waren wieder; 
sie finden ihre Seele in ihrem Auto, ihrem HiFi-Empfänger, ihrem Kü-
chengerät. Der Mechanismus selbst, der das Individuum an seine Gesell-
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schaft fesselt, hat sich geändert, und die soziale Kontrolle ist in den neu-
en Bedürfnissen verankert, die sie hervorgebracht hat“ (Marcuse 1981, S. 
29).  
Der Begriff der Entfremdung erhält seine aktuelle Prägung durch Seeman, 
der eine Systematisierung vorschlägt, die sich durch die Unterscheidun-
gen von fünf (später sechs) Typen kennzeichnen lässt (Seeman 1959). 
Danach werden dem Entfremdungsbegriff folgende Bedeutungen zuge-
schrieben: Machtlosigkeit, Bedeutungslosigkeit, Normlosigkeit, Werte-
Isolation und Selbst-Entfremdung (vgl. dazu Holtz-Bacha 1990, S. 20f). 
Finifter versucht, diese Dimensionen (mit Ausnahme der Selbst-
Entfremdung) auf den politischen Bereich zu übertragen. Dabei definiert 
Finifter z. B. politische Machtlosigkeit als das individuelle Gefühl, die 
Handlungen und Entscheidungen der Regierung nicht beeinflussen zu 
können:  
Ich kann demnach die Entscheidungen des politischen Systems zwar ver-
stehen, diese aber nicht beeinflussen. Machtlosigkeit ist dabei quasi das 
Gegenteil von der politischen Überzeugung, Einfluss ausüben zu können. 
Die Dimension der politischen Bedeutungslosigkeit dagegen beinhaltet die 
Folgen der Zufälligkeit politischer Entscheidungen: Ich kann die Entschei-
dungen des politischen Systems nicht verstehen, also sind sie für mich 
auch bedeutungslos. Politische Normlosigkeit heißt: Ich beobachte, dass 
die aufgestellten und anerkannten Regeln, die den politischen Prozess 
eigentlich leiten sollen, permanent verletzt werden. Es heißt nicht, dass 
ich mir das Prinzip der Regelverletzungen selber zu eigen mache. In poli-
tische Isolation begebe ich mich schließlich, wenn ich die bestehenden 
politischen Normen und Regeln ablehne und selber abweichend tätig wer-
de (vgl. Finifter 1970, S. 390f).  
Bei Übernahme dieser Dimensionen liegt nach Holtz-Bacha politische Ent-
fremdung dann vor, wenn mindestens eine der folgenden Bedingungen 
erfüllt ist: (a) Der einzelne fühlt sich machtlos gegenüber dem politischen 
Prozess; (b) Entscheidungen des politischen Systems sind für den einzel-
nen nicht einsichtig; (c) Politische Akteure verletzen die anerkannten Re-
geln des politischen Prozesses und (d) Die politischen Normen und Ziele 
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der Gesellschaft werden nicht als die eigenen verstanden (vgl. Holtz-
Bacha 1990, S. 22).  
Nunmehr ist der Blick auf das politische System an sich zu richten. Seine 
Stabilität ist gewährleistet, wenn zwei Bedingungen erfüllt werden: „Das 
politische System muss fortdauernd in der Lage sein, Entscheidungen zu 
treffen, und - zweitens - diese Entscheidungen müssen von der Mehrheit 
der Mitglieder langfristig als bindend akzeptiert werden“ (ebenda S. 23).  
Die Handlungsfähigkeit des politischen Systems ist unter diesen Prämis-
sen immer dann bedroht,  
- wenn eine dieser Bedingungen nicht oder nur unzureichend gesi-
chert ist, dass heißt, wenn die Mitglieder des politischen Systems 
die Entscheidungen und die zu ihrer Ausführung als notwendig er-
achteten Handlungen, nicht als bindend akzeptieren (z. B. Atom-
mülltransporte); 
- wenn an das politische System ein Übermaß an Ansprüchen heran-
getragen wird, das seine Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit in 
Frage stellt (z. B. Erhalt der sozialen Sicherungssysteme bei 
gleichzeitig zunehmenden Verschuldung der öffentlichen Haushal-
te); 
- wenn die Unterstützung nicht wenigstens ein bestimmtes notwen-
diges Niveau errecht (z. B. durch bürgerschaftliches Engagement). 
Die Stabilität des politischen Systems ist somit weitgehend abhängig vom 
politischen Sozialisationsgrad seiner Mitglieder. Dieser drückt sich nach 
David Easton optimalerweise im Begriff der Unterstützung aus, welche 
sich wiederum auf drei verschiedene Ebenen beziehen kann: die der Ge-
meinschaft, des Regimes und der Autoritäten (vgl. Easton 1979). Die 
Gemeinschaft umfasst danach die Mitglieder, die sich mit der Idee der 
Gemeinschaft identifizieren und die politische Arbeit unter sich aufteilen 
(ohne dass alle Mitglieder zugleich auch aktiv sind). Das Regime be-
schreibt dagegen die Verfassung des Systems im weitesten Sinne (also 
Normen, Regeln, Ziele) aber auch die Strukturen (formelle/ informelle), 
nach denen festgelegt ist, wer was in dem System macht. Als Autoritäten 
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werden schließlich diejenigen Systemmitglieder bezeichnet, die Verant-
wortung für die Arbeit im politischen System tragen (meint sowohl die 
gewählten Repräsentanten wie auch Angehörige öffentlicher Institutio-
nen). Systemstress entsteht, wenn einem dieser drei Systemteile die Un-
terstützung versagt wird. 
Spätestens an dieser Stelle erscheint es sinnvoll, den Begriff der Unter-
stützung mit dem Entfremdungskonzept zu verkoppeln. Lässt, aus wel-
chen Gründen auch immer, die Unterstützungsleistung nach, geht dies 
mit Entfremdung einher. Entfremdungsprozesse setzen ein, wenn der 
einzelne Bürger seine individuellen Interessen durch die politischen Ent-
scheidungsträger nicht mehr vertreten sieht, bzw. er das Gefühl hat, die 
politischen Vertreter handeln nur noch im eigenen Interesse. Diese Ent-
fremdung kann zu einer grundlegenden Ablehnung des politischen Sys-
tems führen, welche viel weiter greift als nur die Ablehnung einer be-
stimmten politischen Entscheidung, eines Politikers, oder einer Regie-
rung. Entfremdung muss in diesem Zusammenhang nicht zwangsläufig 
zur politischen Inaktivität führen. Im Gegenteil: Entfremdung kann unter 
bestimmten Umständen ein Motor für politische Aktivität sein (vgl. Gam-
son 1971, S. 41). Dies ist abhängig vom Verhältnis zwischen dem Ver-
trauen in das politische System und der Einschätzung der eigenen Einwir-
kungsmöglichkeiten.  
Aktive Bürgerbeteiligung geht z. B. von der Überzeugung aus, dass eine 
Einflussnahme notwendig und möglich ist, aber mit Blick auf ihre Wirk-
samkeit - sprich Vertrauen in das politische System - mehr und mehr un-
konventionelle Wege beschreiten muss. Wenn wir also heute über die 
Wirksamkeit und Nachhaltigkeit von politischer Bildung reden, greift die 
Diskussion um die Markt- bzw. Nachfrageorientierung zu kurz. Betrachtet 
man hingegen in diesem Zusammenhang politische Bildung auf der einen 
Seite als ein Unterstützungsangebot des politischen Systems und auf der 
anderen Seite als ein Instrument für einen pädagogischen Umgang mit 
Politik können Unterstützung und Entfremdung gleichermaßen als konsti-
tuierende Momente für eine Neubestimmung der Rolle von Politischer Bil-
dung dienen. 
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Die beste Konstellation für politische Mobilisierung ist nach Gamson eine 
Kombination von niedrigem Vertrauen in das politische System (Entfrem-
dung) und einem stark ausgeprägten Gefühl eigener politischer Wirksam-
keit (Unterstützung), also letztlich die Überzeugung, das eigene Einfluss-
nahme notwendig und möglich ist (vgl. Gamson 1971, S.41). Im Enga-
gement vieler Bürger für Neue Soziale Bewegungen drückt sich diese 
Konstellation beispielhaft aus.  
                                                                           3  Methodischer Zugang 
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3  Methodischer Zugang 
3.1  Forschungsdesign 
Die Ausgangsthese für die vorliegende Untersuchung basiert auf dem un-
terstellten Zusammenhang von gesellschaftlichen Entgrenzungsprozessen 
und einer zunehmenden Entfremdung der Bürger vom Politischen. Sowohl 
in den Institutionen der Politischen Bildung als auch bei deren potentiel-
len Teilnehmern spiegelt sich diese Entwicklung. Bereits 1998 wurde in 
einem entsprechenden Positionspapier der Kultusministerkonferenz auf 
diese Situation aufmerksam gemacht und darauf hingewiesen, dass die 
Politische Bildung vor dem Hintergrund des sich vollziehenden gesell-
schaftlichen Wandels vor neuen Herausforderungen steht. Exemplarisch 
werden die Erscheinungsformen der Politischen Bildung als nicht mehr 
zeitgemäß kritisiert. Gleichzeitig konstatiert das Papier einen zunehmen-
den Rückzug der Bürgerinnen und Bürger in die Privatsphäre und damit 
verbunden Tendenzen der Passivität und Ohnmacht. Dass vor diesem 
Hintergrund die Angebote der Politischen Bildung immer weniger wahrge-
nommen werden, ist eine nahe liegende Schlussfolgerung.  
Die Kultusministerkonferenz leitet aus der Problemanalyse Rahmenbedin-
gungen ab, unter welchen langfristig die Qualität und die Nachfrage der 
Politischen Bildung gesichert werden sollen. Dazu gehören: Sicherung der 
Förderung der Politischen Bildung; Erhalt der Trägerpluralität, Autonomie 
und Kooperation; Übernahme bereichsübergreifender Aufgaben; Suche 
nach neuen Lernorten und Lernformen sowie Qualitätssicherung und Eva-
luation (vgl. Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der 
Länder in der BRD, 1998, S. 9 f.). 
Die vorliegende Arbeit basiert auf einem Evaluationsprojekt, dessen Ge-
genstand die Erarbeitung einer Studie zur empirischen Wirklichkeit der 
politischen Bildungsarbeit in Deutschland war. Dabei galt es, zunächst die 
Gesamtheit der politischen Bildungsarbeit mit Menschen im Erwachse-
nenalter zu erfassen. Schwerpunkte der Untersuchungen waren dabei die 
realistische Einschätzung der Leistungen der politischen Bildungsarbeit 
(Ist-Stand), die Darstellung und Analyse erkennbarer Veränderungen und 
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Entwicklungstrends, die Darlegung und Analyse von Problembereichen 
und Konfliktfeldern sowie die Formulierung von Aussagen zur Wirksam-
keit der politischen Bildungsarbeit. Insbesondere beim Wirkungsnachweis 
politischer Bildungsmaßnahmen war von Anbeginn klar, dass dieser nicht 
durch eine einfache Input-Output-Messung möglich sein wird. Vielmehr 
galt es, durch unterschiedliche Zugänge zur empirischen Wirklichkeit 
Trends, Potential, Barrieren und Szenarien in der Politischen Bildung zu 
identifizieren.  
 
Angesichts der beschriebenen Entgrenzungs- und Entfremdungstenden-
zen ergab sich das methodische Problem der Operationalisierung wie 
folgt: Die Vorgabe eines klar umrissenen begrifflichen Definitionsberei-
ches Politischer Bildung musste im Hinblick auf die Ausgangshypothese 
verworfen werden. Vielmehr bot sich als empirische Entsprechung der 
Annahme von einer offenen (entgrenzten) Konstellation ein ebenso offe-
nes und prozessorientiertes Verfahren an. Dies umso mehr, als sich die 
beschriebenen Tendenzen eben nicht in den institutionellen Programmen 
und Maßnahmen, sondern vor allem im Selbstverständnis, den Orientie-
rungsproblemen und Befindlichkeiten der Mitarbeiter der Politischen Bil-
dung wieder fanden. 
Deshalb wurde ein methodisches Design gesucht, das das Selbstver-
ständnis und die Wirklichkeit der Politischen Bildung aus der Perspektive 
der Akteure (sprich der Institutionen der Politischen Bildung) und der Ad-
ressaten (sprich der Teilnehmenden an politischen Bildungsmaßnahmen) 
erfassen kann.  
Grundlegend für die Evaluationsplanung war dabei folgendes Ausgangs-
problem: Ein untersuchungsfähiger Gegenstand, sprich die Gesamtheit 
der institutionalisierten politischen Bildungslandschaft, war und ist nicht 
vorhanden. Das hatte zur Folge, dass die zu untersuchende „Wirklichkeit 
der politischen Bildungsarbeit“ zunächst aufgeschlossen werden musste, 
um anschließend die Untersuchungsfähigkeit überhaupt herstellen zu 
können (zur Ermittlung der Grundgesamtheit siehe Kap. 3.4). Nachdem 
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der Untersuchungsgegenstand entsprechend erfasst und strukturiert 
werden konnte, wurden zunächst die drei Evaluationsebenen identifiziert: 
1. Zustand- und Leistungsbeschreibung der institutionalisierten au-
ßerschulischen Politischen Bildung, 
2. Selbstverständnis der politischen Bildner, 
3. Erwartungen der Teilnehmer. 
 
Die Zustands- und Leistungsbeschreibung der Politischen Bildung umfasst 
dabei u.a. die Rahmenbedingungen und Ziele der Einrichtungen. Von In-
teresse sind Beschreibungen und Veränderungen hinsichtlich der The-
menbereiche, Inhalte, Arbeitsformen und Methoden. Schwerpunkte bilden 
weiter die Kooperationsbeziehungen, die Öffentlichkeitsarbeit und die 
Auswertung und Reflexion der Angebote. 
Das Selbstverständnis der politischen Bildner definiert sich zunächst über 
deren Verständnis von Politischer Bildung. In diesem Zusammenhang 
geht es aber auch um Positionierungen zu den Adressaten, zu neuen Bil-
dungsformaten und Bildungsorten, zum Verhältnis von Politischer Bildung 
und beruflicher Bildung, zur Wirksamkeit der Politischen Bildung und, 
damit verbunden, zur Diskussion um die Nachfrageorientierung bzw. 
Marktfähigkeit der Politischen Bildung. 
Bei der Erhebung der Erwartungen der Teilnehmer spielen in erster Linie 
die Kriterien für die Wahl einer Veranstaltung und einer Einrichtung eine 
Rolle. Gleichzeitig interessieren u.a. die Einschätzung der Wirksamkeit 
von Bildungsveranstaltungen, die bevorzugten Themen und Vermittlungs-
formen. 
Um der Komplexität des Untersuchungsauftrages und Forschungsgegens-
tandes gerecht zu werden, war von Beginn an ein mehrstufiges und 
mehrdimensionales Erhebungsverfahren geplant, das qualitative und 
quantitative Daten zueinander in Beziehung setzt. Im Rahmen der Evalu-
ation wurden fünf Erhebungsmethoden angewendet:  
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Zur Zustands- und Leistungsbeschreibung der Politischen Bildung wurde 
eine Institutionenbefragung mittels eines standardisierten Fragebogens 
durchgeführt.  
Das Selbstverständnis der politischen Bildner wurde durch regionale 
Gruppendiskussionen mit Expertinnen und Experten aus dem Bereich der 
Politischen Bildung, eine auf dem Fragebogen und den Gruppendiskussio-
nen aufbauende Evaluationstagung und Leitfaden-Interviews mit Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern von Landeszentralen für politische Bildung 
und Volkshochschulen erhoben.  
Die Erwartungen der Teilnehmer wurden schließlich mittels einer Teil-
nehmerbefragung in 24 Einrichtungen der Politischen Bildung ermittelt. 
Eine weitere Teilnehmerbefragung fand im Rahmen der Attac-Sommer-
akademie 2004 statt. Mit letzterer Befragung sollte u.a. die beschriebene 
These geprüft werden, wonach niedriges Vertrauen in das politische Sys-
tem (Entfremdung) verbunden mit einem stark ausgeprägten Gefühl ei-
gener politischer Wirksamkeit (Unterstützung) politische Aktivität er-
zeugt.  
 
3.2  Begründung für den methodischen Ansatz 
Die eigentliche Herausforderung in diesem  Evaluationsprojekt lag in sei-
ner methodischen Anlage. Im Kontext der Systematik der Evaluationsfor-
schung kann das gewählte methodische Vorgehen als pragmatische Ver-
bindung von Elementen summativer und formativer Evaluation beschrei-
ben werden. Geht es bei der summativen Evaluation vor allem darum, 
vor dem Erhebungshintergrund bereits getätigter Maßnahmen und Trä-
gerentwicklungen unter Zuhilfenahme eines gesetzten Bezugsrahmens – 
z. B. institutioneller Fördervorgaben – die Wirklichkeit der Politischen Bil-
dung in ihrer Pluralität und ihren Trends zu beschreiben, so ist die forma-
tive Evaluation vor allem an Entwicklungen interessiert. Es wurde ver-
sucht, diesen Entwicklungscharakter mit der Prozesshaftigkeit eines 
mehrstufigen methodischen Vorgehens einzufangen, aber auch selbst zu 
inszenieren. 
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Ausgegangspunkt der Untersuchung ist die Annahme, dass sich die Politi-
sche Bildung angesichts der Entgrenzungen des Politischen, der Biogra-
phisierung der Interessen an Politik, der Entstrukturierung der Lebensal-
ter und der zunehmenden Bedeutung der beruflichen Weiterbildung im 
Prozess des Lebenslangen Lernens in einer reflexiven Übergangsphase 
befindet. So sind die Institutionen- und Teilnehmerbefragungen eher der 
summativen Evaluationsperspektive zuzuordnen, die Gruppendiskussio-
nen und die thematischen Workshops der Fachtagung, aber auch die spä-
teren Experteninterviews eher der formativen Evaluationsperspektive 
(formativ in Bezug auf den Evaluationsprozess selbst). Da aber die Daten 
der institutionellen Fragebogenerhebung in den weiteren Erhebungspro-
zess immer wieder eingingen und von den aus der Praxis Beteiligten 
selbst mitgewichtet werden konnten, kann man sagen, dass summative 
und formative Dimensionen im Evaluationsverlauf ineinander übergingen. 
Dies ist auch vor dem Hintergrund zu sehen, dass in Projekten mit kom-
munikativem und entsprechend offenem Charakter, wie sie Bildungsmaß-
nahmen darstellen, die Messlatte für einen Soll-Ist-Vergleich nicht ein-
deutig festgelegt werden kann (vgl. Grohmann 1997). 
Eine entwicklungsorientierte – und eben nicht nur institutionell-bestands-
orientierte – Evaluation kann nur in einem Ineinandergreifen von formel-
len und informellen kommunikativen Beziehungen mit den Beteiligten in 
Gang gebracht und entsprechend durchgeführt werden. Dies bildet sich 
auch in dem vorgeschlagenen mehrstufigen Verfahren ab. Die Beteiligten 
– in der Evaluationssprache auch „stakeholder“ (Betroffene) im Kontrast 
zu den „shareholdern“ (Auftraggeber) genannt – spielen also im Evaluati-
onsprozess eine aktive Rolle. Deshalb sollte „der Wert einer Evaluation 
[...] nicht allein daran gemessen werden, wie nah sie der Wirklichkeit des 
Programms kommt, sondern vor allem auch daran, wie weit sie in der 
Lage ist, Lernprozesse anzustoßen, die das [...] Bewusstsein der stake-
holder erweitern können“ (Wessler 1999, S. 746). 
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Wie jede Evaluation stand auch diese in einem Spannungsfeld, das ge-
meinhin als „four-jackets-situation“ beschrieben wird. Damit sind die un-
terschiedlichen, teilweise widersprüchlichen Erwartungen gemeint, die an 
den Evaluierenden gerichtet werden:  
• das Interesse der Auftraggeber, für förderungspolitische Einschät-
zungs- und Entscheidungsprozesse entsprechende Befunde zu er-
halten,  
• die Interessen der Mitarbeiter, die ihre Sichtweise zum Zuge kom-
men sehen möchten,  
• die eigene Verpflichtung, den Validitätskriterien der Forschung ge-
genüber und schließlich  
• das Problem der Vermittlung zwischen den verschiedenen Instan-
zen und Interessen.  
Der Evaluator muss also – das meint dieses Bild – in unterschiedlichen 
Situationen und Konstellationen in verschiedene Rollen – verschiedene 
Jackets – schlüpfen. So wird auch vieles auf die Evaluation projiziert, was 
eigentlich hätte in förderungspolitischen Kommunikationen ausgehandelt 
werden müssen; gleichzeitig kann aber über die Evaluation vieles thema-
tisiert werden, was in den oft längst ritualisierten förderungspolitischen 
Aushandlungsprozessen unter der Decke bleibt. 
In der methodischen Diskussion zur sozialwissenschaftlichen Evaluation 
ist man sich inzwischen darüber einig, dass es nicht nur eines validen  
Evaluationskonzepts und entsprechender Instrumente bedarf, sondern 
dass – gerade im Hinblick auf das Spannungsfeld, in dem jede Evaluation 
steht – ein förderliches Evaluationsklima sich entwickeln können muss. 
Ein zentraler klimatischer Punkt ist dabei die Schaffung von Transparenz, 
deren Gelingen letztlich die Haltung der Mitarbeiter in der Politischen Bil-
dung zur Evaluation bestimmt und bestimmt hat. Dass Evaluationen in 
der Trägerlandschaft immer erst mit Skepsis aufgenommen werden, ge-
hört zur Struktur jeglicher Evaluation und es ist wichtig, diese Skepsis als 
Bedürfnis nach Transparenz anzuerkennen. Dazu gehört auch, dass die 
Mitarbeiter Gelegenheit haben, sich als Akteure in den Evaluationsprozess 
                                                                           3  Methodischer Zugang 
 32
einzubringen und ihre Kompetenzen auch im Kontext der Evaluation aus-
spielen zu können. Nur so kann es gelingen, dass sich zum einen nicht 
zwangsläufig eine Defizitperspektive in der Evaluation einstellt, zum an-
deren entwicklungsorientierte Impulse aufgeschlossen werden können, 
die im Alltag der Bildungsarbeit nicht zum Zuge kommen oder nicht in 
den förderungspolitischen Rahmen passen.  
 
3.3  Pluralität der Trägerlandschaft als methodologisches Problem 
Wie evaluiert man politische Bildung? Kann die Landeszentrale für politi-
sche Bildung in Baden Württemberg mit dem „Bürgerverein Synagoge 
e.V.“ aus Ahrweiler verglichen werden? Die Antwort lautet mit Blick auf 
die Ressourcen „Nein“ und mit Blick auf den Partizipationsansatz „Ja“. Ein 
politischer Bildner brachte das Dilemma im Zusammenhang mit der Insti-
tutionenbefragung auf den Punkt: „Die Hauptschwierigkeit liegt nach wie 
vor in der starken Unterschiedlichkeit der verschiedenen Träger, die jetzt 
den Fragebogen erhalten. Schon jetzt sehe ich beim Auswerten die 
Hauptschwierigkeit darin, fast Unvergleichliches zu vergleichen. Dennoch 
werden sehr wichtige und interessante Ergebnisse zu erwarten sein.“  
Gilt die Pluralität der Trägerstruktur im Bereich der außerschulischen poli-
tischen Bildung gemeinhin auch als vorbildhafter Ausdruck einer offenen 
und demokratischen Gesellschaft, so ergibt sich daraus forschungsme-
thodologisch aber das Problem der Erfassung der Grundgesamtheit, dass 
heißt der Gesamtheit aller Einrichtungen, die im Bereich der Politischen 
Bildung Angebote unterbreiten. Die „Wirklichkeit der politischen Bildungs-
arbeit“ musste also institutionell aufgeschlossen werden. Zur Erfassung 
der Grundgesamtheit war zunächst eine Strukturierung der Trägerland-
schaft sinnvoll. Betrachtet man den Markt der politischen Bildungsange-
bote im Einzelnen, so lassen sich im Wesentlichen drei Trägerkategorien 
feststellen: 
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Institutionalisierte Einrichtungen der Politischen Bildung:  
Zu diesen aus staatlichen Mitteln finanzierten Einrichtungen gehören zum 
einen die Landeszentralen für politische Bildung, zum anderen die politi-
schen Stiftungen. Die Anzahl der Einrichtungen ist bekannt und für die 
Untersuchung prinzipiell erreichbar. 
 
Institutionalisierte Einrichtungen mit Angeboten zur Politischen Bildung: 
Dieser vom Umfang und vom Spektrum größte Bereich umfasst Träger 
aus den Bereichen der Gewerkschaften, Kirchen und der Wirtschaft. Wei-
ter lassen sich in diese Kategorie verschiedene andere, oft nach Vereins-
recht verfasste Bildungsträger wie Akademien, Heimvolkshochschulen 
oder Bildungseinrichtungen mit meist regionaler Reichweite einordnen. 
Zu guter letzt gehören hier aber auch zahlreiche Einrichtungen dazu, die 
politische Bildungsarbeit als „Nebenprodukt“ betreiben. Das Spektrum der 
geförderten Einrichtungen reicht dabei von dem „Volksbund deutscher 
Kriegsgräberfürsorge e.V.“ bis zum „Allgemeinen Deutschen Fahrradklub, 
Landesverband Baden-Württemberg e.V.“. 
 
Nichtinstitutionalisierte Formen der Politischen Bildung:  
Zunehmend etabliert sich Politische Bildung außerhalb der traditionellen 
institutionellen Trägerlandschaft. Sie findet statt im Rahmen von sozialen 
Bewegungen (Frauen-, Friedens-, Umwelt-, Dritte-Welt-, Bürgerinitiati-
ven), in Verbänden und Vereinen.  
Insgesamt begründet das beschriebene Spektrum eine in der deutschen 
Bildungslandschaft seltene Pluralität, welche als Spezifikum der Politi-
schen Bildung gekennzeichnet werden kann. 
 
3.4  Ermittlung der Grundgesamtheit 
In der quantitativen Sozialforschung ist es vor dem Untersuchungsbeginn 
(hier Durchführung einer Institutionenbefragung mit dem Instrument des 
standardisierten Fragebogens) notwendig, die Grundgesamtheit zu 
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bestimmen. Als Grundgesamtheit bezeichnet man alle im Forschungszu-
sammenhang potentiell untersuchbaren Einheiten, die ein gemeinsames 
Merkmal aufweisen. 
Als gemeinsames Merkmal der Grundgesamtheit wurden im vorliegenden 
Fall die Angebote im Bereich der Politischen Bildung bestimmt. Das heißt, 
die Grundgesamtheit umfasst alle Einrichtungen, die unabhängig von ih-
rer Größe, programmatischen Ausrichtung und inhaltlichen Schwerpunkt-
setzung Angebote zur Politischen Bildung machen. Mit dieser Festlegung 
konnte die Grundgesamtheit entsprechend dem Evaluationsauftrag defi-
niert werden. Eine Erfassung war demgegenüber aber nur annähernd 
möglich. Dies begründet sich insbesondere aus der beschriebenen hete-
rogenen Trägerlandschaft und der teilweise diskontinuierlichen institutio-
nellen und personellen Verfasstheit der Einrichtungen. Kromrey (1994, S. 
189 ff.) führt für solche vergleichsweise komplizierten Evaluationssituati-
onen den Begriff der „Erhebungs-Grundgesamtheit“ ein. Dieser umfasst 
die im Zeitraum des Auswahlverfahrens prinzipiell erreichbare Gesamtheit 
der Untersuchungs- bzw. Erhebungseinheiten. Ziel der Adressrecherche 
ist es somit, durch einen Suchprozess die Erhebungs-Grundgesamtheit 
weitestgehend der eigentlichen bzw. angestrebten Grundgesamtheit an-
zunähern. 
Betrachtet man die beschriebene Trägerlandschaft, so wird Folgendes 
deutlich: Während der Kernbereich der Politischen Bildung, die 16 Lan-
deszentralen für politische Bildung und die politischen Stiftungen voll-
ständig erfassbar waren, gestaltete sich dies bei der Trägergruppe „Ein-
richtungen mit Angeboten zur Politischen Bildung“ differenzierter. So ge-
hören z. B. in diese Trägergruppe die Volkshochschulen. Mit Blick auf die 
Angebotsstruktur zeigt sich aber, dass nur in ca. 300 der 998 Volkshoch-
schulen Angebote zur Politischen Bildung nachweisbar sind. Diese Anga-
ben beziehen sich zumal auf die statistische Erfassung der Veranstal-
tungsinhalte, wo im vorliegenden Fall die Politische Bildung dem Fachge-
biet „Politik/ Gesellschaft/ Umwelt“ zugeordnet und diese Rubrik in sich 
nicht weiter differenzierbar ist.  
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Gleichfalls war es das Ziel, die Basiseinrichtungen zu erfassen, also die 
Institutionen, die auch tatsächlich Bildungsangebote offerieren. Landes-, 
Dach- und Interessenverbände fanden also nur dann Berücksichtigung, 
wenn dort neben der Verwaltungsfunktion (Lobbyarbeit, Weiterbildung 
etc.) auch Bildungsangebote gemacht wurden. Einbezogen wurden alle 
erfassbaren Träger und Einrichtungen, die im Bereich der Politischen Er-
wachsenenbildung Angebotsschwerpunkte setzen. Dazu gehören u.a. Bil-
dungswerke der Wirtschaft, Gewerkschaften, Arbeit und Leben, politische 
Stiftungen, evangelische und katholische Bildung, ländliche Bildung, un-
abhängige Akademien und Bildungseinrichtungen, Volkshochschulen und 
Heimvolkshochschulen, Landeszentralen für politische Bildung und ver-
schiedene selbstorganisierte Bildungsprojekte.  
Ein wichtiges Kriterium für die Erfassung der Einrichtungen war die För-
derung der jeweiligen Einrichtungen auf Bundes-, Landes- oder kommu-
naler Ebene. Entsprechende Adressenlisten wurden somit über die Bun-
deszentrale für politische Bildung, die Kultusministerien, die Landeszent-
ralen für politische Bildung, den Deutschen Volkshochschulverband und 
die politischen Stiftungen erfasst und abgeglichen. In einem zweiten 
Schritt erfolgte dann die Qualifizierung der Daten über verschiedene Trä-
gerverbände (z. B. Deutsche Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Bil-
dung, Evangelische Akademien in Deutschland, Katholische Bundesar-
beitsgemeinschaft für Bildung, Arbeit und Leben, Arbeitskreis deutscher 
Bildungsstätten, Arbeitsgemeinschaft demokratischer Bildungswerke, Ar-
beitsgemeinschaft katholisch-sozialer Bildungswerke).  
Bezogen auf eine institutionelle Verortung des jeweiligen politischen Bil-
dungsangebotes kann davon ausgegangen werden, dass alle durch Bun-
des-, Landes- oder kommunale Mittel geförderten Einrichtungen erfasst 
wurden. Da der Umfang von politischen Bildungsangeboten bei den Trä-
gern höchst unterschiedlich ausfällt, kam es für den weiteren Verlauf ins-
besondere der qualitativen Untersuchung darauf an, diejenigen Träger zu 
identifizieren, die ein Profil „Politische Bildung“ ausgebildet haben. Diese 
Träger können etwas Veranstaltungsübergreifendes zur Wirklichkeit der 
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Politischen Bildung aussagen und daher auch Problembereiche und Zu-
kunftsvorstellungen thematisieren.  
Unter Berücksichtigung, Ausnutzung und Qualifizierung aller erfassbaren 
Daten lässt sich nach unseren Recherchen die Anzahl der Einrichtungen, 
die Angebote im Bereich der Politischen Bildung machen, mit ca. 1.350 
bestimmen. Eine Auswahl wurde nur im Fall der Volkshochschulen ent-
sprechend eines festgelegten Mindestprozentanteils im Fachgebiet „Poli-
tik/ Gesellschaft/ Umwelt“ und unter Berücksichtigung einer Länderreprä-
sentanz getroffen.  
Es sei darauf verwiesen, dass sich diese Angabe „nur“ auf die Institutio-
nen der Politischen Bildung bezieht. Der so genannte Bereich der Sozialen 
Bewegungen und selbstorganisierten Initiativen ist dabei nur in dem Ma-
ße erfasst, wie eine Institutionalisierung nachweisbar war.  
Rudolf versucht gleichfalls eine quantitative Erfassung des Anbietermark-
tes in der Politischen Bildung und konstatiert, dass dieser Markt „immer-
hin – nimmt man die angeführten Verzeichnisse als Grundlage und 
berücksichtigt noch die 998 Volkshochschulen – über 1.500 
Bildungsträger umfasst“ (Rudolf 2003a, S. 83). Reduziert man diese Zahl 
um die Volkshochschulen, die kein Angebot im Bereich der Politischen 
Bildung machen, ergibt sich bei Rudolf eine Einrichtungsanzahl von ca. 
800, also ein Wert, der nach vorliegender Einschätzung deutlich nach 
oben korrigiert werden muss.  
 
3.5  Quantitative Datenerhebung 
3.5.1  Institutionenbefragung 
Ziel der Institutionenbefragung mittels Fragebogenerhebung war es, eine 
Übersicht zu inhaltlichen, methodischen und strukturellen Aspekten der 
Politischen Bildung aus Perspektive der entsprechenden Einrichtungen zu 
erhalten. Ein weiteres Ziel war die Generierung von Fragestellungen und 
Themen für die Vorbereitung der Gruppendiskussionen und Expertenin-
terviews.  
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Der weitgehend standardisierte Fragebogen richtet sich an den Maßnah-
meträger, er ist somit institutionenorientiert, bindet aber in einzelnen 
Fragestellungen die Positionierung der antwortenden Person mit ein (ins-
besondere bezüglich Aufgabenschwerpunkte, Ziele und Wünsche). Die 
Fragen wurden so formuliert, dass die Antworten eine summative Aus-
wertung zulassen. Dazu wurden in aller Regel Antwortvorgaben genannt 
und Skalierungen entwickelt.  
Der Fragebogen umfasst insgesamt 68 Fragen, welche in folgende 11   
Itemgruppen gegliedert wurden: 
1. Rahmenbedingungen  
2. Ziele 
3. Teilnehmende 
4. Themenbereiche und Inhalte 
5. Arbeitsformen und Methoden 
6. Kooperationspartner 
7. Öffentlichkeitsarbeit 
8. Auswertung und Reflexion 
9. Motivation und Lernprozesse der Teilnehmenden 
10. Zukunftswünsche 
11. Angaben zur Person 
Bedingt durch die sehr heterogene Trägerlandschaft, die strukturelle Viel-
fältigkeit sowie angebotsspezifische Besonderheiten vieler Einrichtungen 
war zu erwarten, dass der Fragebogen bei einem Teil der Einrichtungen 
auf Ablehnung stoßen wird bzw. sich entsprechende Einrichtungen außer-
stande sehen, den Fragebogen auszufüllen. Begründungen lassen sich in 
folgenden Punkten zusammenfassen:  
• Die Fragestellungen reflektieren nicht das Aufgaben- und Ange-
botsspektrum der befragten Einrichtung.  
• Mitarbeiter sehen sich aufgrund der hohen Arbeitsbelastung außer-
stande den Fragebogen gewissenhaft zu beantworten. 
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• Die inhaltliche Schwerpunktsetzung der Einrichtung hat sich verla-
gert, aktuell gab es keine Angebote im Bereich der Politischen Bil-
dung. 
In den meisten Fällen lag aber die Bereitschaft vor, die Untersuchung 
auch im Rahmen der sich anschließenden qualitativen Erhebungen weiter 
zu unterstützen. Interessant sind in diesem Zusammenhang Reaktionen 
einzelner Einrichtungen zum Gesamtanliegen der Fragebogenerhebung.  
Im Folgenden seien hier einige dieser Aussagen wiedergeben: 
- „Zu Ihrer Fragebogenaktion habe ich mich nicht bereit erklärt. Sol-
che Umfragen belasten uns als Einrichtung sehr und bringen nur 
den eh schon Bezahlten zusätzlich Geld und Ansehen.“  
- „Erstes Ergebnis Ihrer Untersuchung für uns: Wir werden unsere 
betriebsinterne Datenerhebung, Auswertung und Darstellung ver-
ändern. Der Fragebogen gibt uns Anregungen, über das eine oder 
andere betriebliche ´Datum´ und dessen Sinn nachzudenken.“ 
- „Ein in sich auch als ´Reflexionsleitfaden´ sehr brauchbarer Frage-
bogen.“ 
 
Nach der Qualifizierung des unter 3.4 beschriebenen Adressenmaterials 
durch ein erstes Anschreiben an alle Einrichtungen (Ankündigung der Fra-
gebogenerhebung, Bitte um Unterstützung und Bitte um Bennennung 
eines Ansprechpartners) wurde der Fragebogen an insgesamt 1.060 Ein-
richtungen verschickt, davon können 349 verwertbare Fragebögen als 
Stichprobe benannt werden. Somit betrug der Rücklauf 33%. 
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Abbildung 1: Grundgesamtheit und Stichprobe. 
 
Um die Qualität dieser Stichprobe zu bewerten, wurde eine Analyse der 
Regional- und Institutionenverteilung vorgenommen. So stand z. B. die 
Regionalverteilung der Fragebögen sowohl im Versand wie im Rücklauf im 
proportionalen Verhältnis zur bundesdeutschen Bevölkerungsverteilung. 
Das gleiche gilt für die Ost-Westverteilung, so dass die Stichprobe reprä-
sentativ ist. 
Bundesland (Auswahl) Bev.-anteil Versand Rücklauf 
Nordrhein-Westfalen 22,0 % 17,6 % 19,2 % 
Baden-Württemberg 12,9 % 13,0 % 10,6 % 
Berlin 4,1 % 4,2 % 4,3 % 
Thüringen 2,9 % 3,7 % 3,4 % 
Mecklenburg-Vorpommern 2,1 % 2,0 % 2,0 % 
Neue Bundesländer  20,6 % 28,5 % 29,8 % 
Alte Bundesländer 79,4 % 71,5 % 70,2 % 
Abbildung 2: Versand/Rücklauf von Fragebögen in ausgewählten Bundesländern. 
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Zum Anteil der Politischen Bildung am Gesamtangebot der Einrichtung: 
Die 349 Einrichtungen, die an der Befragung teilgenommen haben, lassen 
sich hinsichtlich ihres Anteils an politischen Bildungsangeboten in drei 
Einrichtungstypen einteilen: 
(1) Einrichtungen, die nur zu einem geringen Teil explizite Angebote zur 
Politischen Bildung machen (Anteil bis max. 19%). In diese Gruppe sind 
insbesondere die Volkshochschulen zu zählen. Vom Umfang her sind 27% 
der befragten Einrichtungen dieser Gruppe zugehörig.  
(2) Einrichtungen, in denen die politische Bildungsarbeit einen mittleren 
bis hohen Stellenwert einnimmt (Anteil zwischen 20% und 79%). 39% 
der Einrichtungen lassen sich dieser Gruppe zuordnen. 
(3) Einrichtungen mit einer fast ausschließlichen bzw. ausschließlichen  
Orientierung auf die Politische Bildung (Anteil zwischen 80% und 100%). 
Hierzu gehören neben den Landeszentralen für politische Bildung und den 
politischen Stiftungen auch zahlreiche kleinere Bildungsträger, die sich in 
überwiegendem Maße der politischen Bildungsarbeit verschrieben haben. 
Insgesamt zählen zu dieser Gruppe ein Drittel der Einrichtungen (34%). 
Ausschließlich im Bereich der Politischen Bildung tätig sind 20% aller be-
fragten Einrichtungen.  
 
Die beteiligten Einrichtungen führten im Jahr 2001 insgesamt 44.803 
Veranstaltungen durch. Der Anteil an Seminaren beträgt dabei 47%, der 
an Vorträgen 33%. Auf 20% summieren sich alle anderen Veranstal-
tungsformen. Bei 35% der Einrichtungen handelt es sich um Bildungsein-
richtungen mit eigener Unterkunft. 
 
 
 
 
 
                                                                           3  Methodischer Zugang 
 41
Zur Beschäftigungssituation in den befragten Einrichtungen: 
Unterschiedliche Strukturen und Finanzierungsmodelle der untersuchten 
Bildungseinrichtungen wirken sich nicht zuletzt auf die Beschäftigungs-
situation des pädagogischen Personals aus. So verfügen ein Fünftel der 
befragten Einrichtungen über gar kein festangestelltes pädagogisches 
Personal, weitere knapp 40% der Einrichtungen beschäftigen zwischen 
0,5 bis zwei Mitarbeiter (Teilzeit geht pauschal mit Faktor 0,5 ein).  
 
20,1%
38,4%
18,3%
11,1%
3,6% 2,1%
6,6%
0%
10%
20%
30%
40%
50%
0 0,5-2 2,5-4 4,5-6 6,5-8 8,5-10 >10
Anzahl MitarbeiterInnen
Einrichtungen
 
Abbildung 3: Festangestelltes pädagogisches Personal (N=337). 
 
Nach wie vor werden Bildungsangebote in hohem Maße über Honorar-
kräfte und freie Mitarbeiter realisiert. Dies gilt insbesondere auch in den 
Einrichtungen, wo der Anteil der Politischen Bildung am Gesamtangebot 
als sehr hoch angegebenen wurde (zwischen 80% und 100%). Immerhin 
21% dieser Einrichtungen geben an, über kein festangestelltes pädagogi-
sches Personal zu verfügen. 
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3.5.2  Teilnehmerbefragung  
Durchgeführt wurde eine exemplarische Teilnehmerbefragung in bundes-
weit 24 Einrichtungen der Politischen Bildung. Die Auswahl der Einrich-
tungen berücksichtigte eine ausgewogene Regional- und Institutionenver-
teilung, es sind Einrichtungen aus allen Bundesländern und von allen 
wichtigen Trägergruppen vertreten.  
Folgte die Institutionenbefragung dem Prinzip der Verbreitung, d.h. der 
Erfassung aller möglichen Einrichtungen Politischer Bildung, so gestaltete 
sich die Auswahl der Einrichtungen, in denen die Teilnehmerbefragung 
durchgeführt wurde, nach dem Prinzip der Verdichtung und Ausdifferen-
zierung: einbezogen waren Einrichtungen, die ein ausgeprägtes Profil Po-
litischer Bildung aufwiesen und in denen solche politischen Bildner die 
Gewährleistung der Befragung sicherstellten, die das Evaluationsprojekt 
bereits von Anbeginn an unterstützten. 
Analog der Methode der "Klassenzimmerbefragung" wurde Kurs- und 
Seminarteilnehmern ein Fragebogen vorgelegt, der gegen Ende einer 
Maßnahme vor Ort ausgefüllt wurde. Der kurze Fragebogen bezog sich 
dabei nicht direkt auf den jeweils aktuellen Kurs, sondern auf Motive und 
Erwartungen der Teilnehmer an politische Bildungsveranstaltungen im 
Kontext ihrer Biographie, sowie auf grundsätzliche Fragen zu Wahrneh-
mung und Wirksamkeit politischer Bildungsangebote. Ein Teil der Items 
des Fragebogens entsprach dabei denen der Institutionenbefragung. 
Entlang folgender Fragedimensionen wurden erhoben: 
1. Kriterien für die Wahl einer Veranstaltung 
2. Kriterien für die Wahl einer Einrichtung der Politischen Bildung 
3. Wirkung der Veranstaltungen Politischer Bildung 
4. Bevorzugte Themen 
5. Angaben zur Person 
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3.5.3  Teilnehmerbefragung bei der Attac-Sommerakademie 
Im Rahmen der fünftägigen Sommerakademie zum Thema „Widerstand 
bilden – Alternativen entwickeln“, welche Attac im August 2004 in Dres-
den durchgeführt hat, bot sich die Gelegenheit, die Teilnehmer dieser Bil-
dungsveranstaltung zu befragen. Dadurch war es möglich, Attac – als 
Beispiel für eine Soziale Bewegung – den klassischen Einrichtungen der 
Politischen Bildung gegenüberzustellen und einige spezifische Merkmale 
der Bewegung zu bestimmen. 
Der Fragebogen wurde an einem festgelegten Tag während der Sommer-
akademie an alle anwesenden Teilnehmer (403) in den einzelnen Semi-
naren ausgegeben und im Anschluss an die Veranstaltungen von ihnen 
beantwortet. Die Fragen bezogen sich dabei nicht auf das jeweilige be-
suchte Seminar, sondern auf das Selbstverständnis von Attac und auf 
eine allgemeine Einschätzung der Akademie z. B. hinsichtlich des The-
menspektrums. 
Der Fragebogen enthielt folgende wesentliche Items: 
1. Kriterien für ein Engagement bei Attac 
2. Rolle von Attac  
3. Organisation/ Struktur 
4. Qualität der Sommerakademie 
5. Angaben zur Person  
Im Rahmen der vorliegenden Evaluation wurde bei der Auswertung des 
Fragebogens den Schwerpunkt auf die Binnenreflexion gelegt. Aussagen 
zum Selbstverständnis und zur Organisationsstruktur von Attac spielten 
dabei genauso eine Rolle wie Gründe und Kriterien für das Engagement 
der Teilnehmer. 
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3.6  Qualitative Datenerhebung 
3.6.1  Gruppendiskussionen und Experteninterviews 
Als wichtigste qualitative Erhebungsmethode wurden sieben bundesweit 
verteilte Gruppendiskussionen und vierzehn Experteninterviews durchge-
führt. Daran nahmen insgesamt 49 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus 
allen Trägerbereichen der Politischen Erwachsenenbildung teil.  
Die Gruppendiskussionen wurden inhaltlich auf Dimensionen bezogen, die 
vor dem Hintergrund der Fragebogenerhebung vertieft und differenziert 
werden sollten bzw. die im Rahmen des Fragebogens nicht oder nur un-
zureichend erfasst werden konnten. Dazu gehören Fragestellungen, die 
sich auf die qualitativen Veränderungen der politischen Bildungsland-
schaft beziehen. Das betrifft sowohl das Verhältnis von Trägern und Ein-
richtungen untereinander (z. B. im Zusammenhang mit der beruflichen 
Weiterbildung) als auch die generellen Fragen der Entinstitutionalisierung 
und Marktöffnung. Die Frage nach den „Orten“ Politischer Bildung stand 
in engem Zusammenhang mit dem Selbstverständnis der Einrichtung und 
ihrem Verständnis von politischer Bildungsarbeit: Wie wird auf die gesell-
schaftlichen und ökonomischen Diskurse reagiert und wie bzw. wo erfol-
gen inhaltliche und methodische Neuorientierungen?  
Unter gleichen Fragestellungen wurden mit den jeweiligen Leiterinnen 
und Leitern von sieben Landeszentralen für politische Bildung und fünf 
Volkshochschulen strukturierte Experteninterviews durchgeführt. Diese 
Interviews sollten gleichsam den spezifischen Aufgabenstellungen und 
Besonderheiten, aber auch den geschichtlichen Traditionen der Einrich-
tungen Rechnung tragen, sowie die kommunale Einbettung Politischer 
Bildung kennzeichnen. 
Der Leitfaden umfasste folgende sieben Dimensionen: 
1. Berufsbiographischer Einstieg 
2. Zum Begriff der Politischen Bildung (u.a. Verortung im Spannungs-
feld von Kompetenzerweiterung, Wissensvermittlung und Persön-
lichkeitsentwicklung) 
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3. Was heißt Politische Bildung heute? (eigenes Profil; Besonderheiten 
von politischer Bildungsarbeit in den neuen Bundesländern?) 
4. Zu den Adressaten der Politischen Bildung  
5. Zu den Orten der Politischen Bildung 
6. Zu den Inhalten der Politischen Bildung 
7. Zur Zukunft der Politischen Bildung 
 
Die Gruppendiskussionen fanden an sieben verschiedenen Orten mit 31 
Experten aus dem Bereich der Politischen Bildung, davon 20 Geschäfts-
führern bzw. Leitern von Einrichtungen sowie 11 Bildungsreferenten statt. 
Experteninterviews wurden mit 18 Leitern bzw. leitenden Mitarbeitern 
von Landeszentralen für politische Bildung sowie von Volkshochschulen 
durchgeführt. 
 
3.6.2  Fachtagung 
Die Fachtagung stellte einen weiteren wichtigen Schritt des Methoden-
repertoires dar und sollte – vor dem Hintergrund bereits vorhandener 
Ergebnisse – als Werkstatt besondere Probleme der Politischen Bildung 
weiter verfolgen. Die Fachtagung hatte das Ziel, die vorgestellten de-
skriptiven Ergebnisse der Fragebogenerhebung einem Fachpublikum zur 
Diskussion zu stellen. Bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern (ca. 60 
Personen) handelte es sich dabei fast ausnahmslos um bereits am For-
schungsprozess Beteiligte (Teilnahme an Fragebogenerhebung und Grup-
pendiskussionen).  
Im Rahmen der Evaluationsplanung stand bereits im Vorfeld fest, dass 
responsive, also die Reaktion der Beteiligten einbeziehende Verfahren, in 
die Untersuchungen integriert werden sollten. In der qualitativen Sozial-
forschung sind solche Verfahren unter Validitäts-Gesichtspunkten sinnvoll 
und üblich. Die Beforschten liefern nicht nur die Daten, sondern wirken 
auch daran mit, die erhobenen Daten zu interpretieren und einzuordnen. 
Den Beteiligten wird somit sowohl berufliche Kompetenz als auch Er-
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kenntnisinteresse zugebilligt, zumal dann, wenn die Beteiligten selbst die 
handelnden Experten in einem sozialen Feld sind, das hinsichtlich seiner 
Struktur überprüft werden soll. Dabei können allerdings die Kriterien der 
Betroffenen nicht allein maßgebend sein. Weil die Evaluation neue Frage-
stellungen und Perspektiven eröffnen soll, kann es nicht allein um die 
Bestätigung des Ist-Zustandes und um die Wiedergabe der Vorstellungen 
der Betroffenen gehen.  
Die Fachtagung wurde von den Teilnehmern auch in dieser Weise als 
Chance verstanden, zur Beschreibung berufspraktischer Wirklichkeit bei-
zutragen. Die vorgestellten Zwischenergebnisse und Trends wurden somit 
in Form von Interpretation, Reflexion und Infragestellung in ihren jeweili-
gen Bedingungs- und Bedeutungskontext gesetzt. 
In drei Arbeitsgruppen (Werkstätten) wurden insbesondere Probleme, 
Konflikte und Zukunftsaussichten der Politischen Bildung entlang der im 
Fragebogen und den Gruppendiskussionen als „neuralgisch“ identifizier-
ten Punkte thematisiert: Genderdebatte, Politische Bildung versus berufli-
che Weiterbildung sowie die Bedeutung Neuer Sozialer Bewegungen. 
 
3.7  Auswertungsmethoden 
3.7.1  Institutionen- und Teilnehmerbefragung 
Die Auswertung der Fragebogenerhebungen erfolgte mit SPSS 11, dem 
am meisten verbreiteten Programmsystem zur statistischen Datenanaly-
se.  
Unabhängig von der Verwendung des Datenmaterials im Textband erfolgt 
im Anhang die vollständige deskriptive Auswertung der Institutionen-
befragung und der beiden Teilnehmerbefragungen (in Institutionen der 
Politischen Bildung und bei der Attac-Sommerakademie) in graphischen 
Darstellungen. 
Bei der Erstellung von Kreuztabellen wurde vorab ein Signifikanztest 
durchgeführt. Wenn dabei das Ergebnis einer Stichprobe als statistisch 
signifikant bestätigt wurde (p<=0,05), bedeutet das „nicht, dass der be-
obachtete Unterschied groß, das Ergebnis wichtig und das Ergebnis gene-
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ralisierbar ist, sondern generell nur, dass das Ergebnis der Stichprobe mit 
hoher Wahrscheinlichkeit die entsprechende Grundgesamtheit widerspie-
gelt“ (Dreier 1997, S. 545). In die graphische Darstellung übernommen 
wurden darum nur die statistisch signifikanten Ergebnisse, die mit Blick 
auf den Aussagewert auch nennenswerte und interpretierbare Unter-
schiede erkennen lassen: „Eine grobe Faustregel besagt, dass Pro-
zentsatzdifferenzen unter 10% als gering anzusehen sind und Differenzen 
unter 5%-Punkten nicht inhaltlich interpretiert werden sollten. Nach die-
ser Faustregel sind Prozentdifferenzen von 25 und mehr Prozentpunkten 
als Hinweis für einen starken Zusammenhang anzusehen“ (Kühnel/Krebs 
2001, S. 319). 
 
3.7.2  Gruppendiskussionen und Experteninterviews 
Die vorliegenden Gruppendiskussionen und Experteninterviews wurden 
inhaltsanalytisch ausgewertet. Dazu wurde das in den Sozialwissenschaf-
ten eingeführte Verfahren der Inhaltsanalyse nach Mayring mit dem Ziel 
angewandt, eine bestimmte Struktur aus dem Material freizulegen (vgl. 
Mayring 1990, Lamnek 1998). Dies geschieht mit Hilfe eines Kategorien-
systems, welches sich aus der Fragestellung und dem theoretischen Hin-
tergrund herleitet.  
Im Rahmen der dann einsetzenden Analyse sind vier Schritte der Struk-
turierung vorgenommen worden: Nach formalen Gesichtspunkten wurde 
die innere Struktur herausgefiltert und im Rahmen einer inhaltlichen 
Strukturierung das Material zu bestimmten Inhaltsbereichen extrahiert 
und zusammengefasst. In der typisierenden Strukturierung wurde das 
Material nach markanten Ausprägungen untersucht. Die skalierende 
Strukturierung erlaubt schließlich eine Einschätzung des Materials nach 
Dimensionen in Skalenform. 
 
Die Auswertung wurde mit dem Programm „MAX.QDA“ vorgenommen. In 
dieses Programm wurden alle Transkriptionen der durchgeführten Grup-
pendiskussionen und Experteninterviews eingegeben und kodiert.  
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Alle im Text verwendeten Zitate sind nach folgendem Muster belegt und 
somit im Quelltext identifizierbar: (X1/100) 
X1: Der Buchstabe kennzeichnet die qualitative Methode, die Ziffer  
identifiziert fortlaufend das jeweilige Erhebungsereignis: 
         A: Experteninterviews in Landeszentralen für politische Bildung, 
         B: Experteninterviews in Volkshochschulen, 
         C: Gruppendiskussionen, 
100: Die Zahl kennzeichnet die Position des Zitats im Text. Selbige ist 
durch die Programmkodierung bestimmt und entsprechend mit Hil-
fe dieses Programms auffindbar. 
 
3.8  Soziodemographische Daten 
3.8.1  Institutionenbefragung 
Bei der Institutionenbefragung galt es, in der jeweiligen Institution eine 
kompetente Ansprechpartnerin bzw. Ansprechpartner zu identifizieren, 
die durch ihre Position in der Einrichtung in der Lage war, den komplex 
angelegten Fragebogen kompetent zu beantworten. Dies wurde im Rah-
men eines Ankündigungsschreibens realisiert, in welchem die Dimensio-
nen der Institutionenbefragung vorgestellt und die Benennung einer ent-
sprechenden Person erbeten wurde. Diese Personen waren dann wieder-
um die Adressaten der Fragebögen, sprich die eigentlich Befragten.  
Insgesamt wurde der Fragebogen von 349 Personen ausgefüllt. Über die 
Hälfte der Befragten gab dabei an, den Fragebogen in ihrer Funktion als 
Leiter bzw. als Geschäftsführer der entsprechenden Einrichtung ausgefüllt 
zu haben. In vielen Fällen waren Befragte aus dieser Gruppe gleichzeitig 
auch als Bildungsreferenten tätig. 
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Abbildung 4: Funktion in der Einrichtung (N=328). 
 
Der Zusammenhang zwischen Alter der Befragten und Dauer ihrer Tätig-
keit in der Politischen Bildung wird in nachfolgender Tabelle deutlich. 
 
Tätigkeitsdauer im Bereich der Politischen Bildung 
Bis 5 6-10 11-15 16-20 21-25 26-30 >30 
 
         Jahre 
16% 26% 19% 14% 14% 9% 2% 
25–34 10% 7,6% 3,0%      
35–44 20% 3,6% 6,1% 7,3% 1,8% 0,6%   
45–54 47% 3,6% 12,5% 8,5% 10,1% 9,1% 2,1% 0,3% 
55–64 21% 0,9% 3,6% 2,4% 1,5% 4,3% 5,5% 0,6% 
A
lt
er
 
ab 65   2%  0,6%   0,3%  0,9% 
Abbildung 5: Alter und Tätigkeitsdauer der Befragten (N=328). 
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3.8.2  Teilnehmerbefragung 
Insgesamt nahmen 642 Teilnehmer an der Befragung teil. Die Altersver-
teilung und Beschäftigungssituation der Befragten ist vergleichbar mit 
den Angaben aus der Institutionenbefragung. 
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Abbildung 6: Altersverteilung Teilnehmende (N=637). 
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Abbildung 7: Bildungsabschluss Teilnehmende (N=615). 
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Abbildung 8: Beschäftigungsverhältnis Teilnehmende (N=637). 
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Abbildung 9: Besuchte Veranstaltungen pro Jahr (N=629). 
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3.8.3  Teilnehmerbefragung bei der Attac-Sommerakademie 
Insgesamt haben 307 Teilnehmer an der Befragung teilgenommen, was 
einem Rücklauf von 76% entspricht. 
Aus den alten Bundesländern kamen 79,4% der Teilnehmer, 20,6% 
stammten aus den neuen Bundesländern. Die Herkunft der Teilnehmer an 
der Sommerakademie entsprach im Wesentlichen dem Bevölkerungsan-
teil im jeweiligen Bundesland, lediglich Sachsen und Berlin waren über-
proportional stark und Bayern nur gering vertreten.  
Die Altersverteilung erstreckte sich auf das gesamte Spektrum zwischen 
18 und 65 Jahren. Die Altersgruppe der 18-26-jährigen war bei dieser 
Erhebung im Vergleich zur Institutionenbefragung und der Teilnehmerbe-
fragung in Einrichtungen der Politischen Bildung wesentlich stärker ver-
treten (34,7% zu 12,6% bei der Teilnehmerbefragung). Daraus ergibt 
sich bei der Aufschlüsselung nach dem Beschäftigungsverhältnis eine 
Verschiebung zugunsten der Gruppe der Studenten, wohingegen die Be-
rufstätigen nicht so stark repräsentiert sind wie bei den beiden anderen 
Erhebungen.  
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   Abbildung 10: Altersverteilung Teilnehmerbefragung Attac (N=300). 
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Abbildung 11: Beschäftigungssituation Teilnehmerbefragung  
Attac (N=289). 
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4  Begriffsbildung und Selbstverständnis der Politischen   
Bildung vor dem Hintergrund der empirischen Ergebnisse 
Unter dieser Überschrift werden Aussagen der in der Politischen Bildung 
tätigen Mitarbeiter zum eigenen Selbstverständnis und zum Begriff der 
Politischen Bildung dargestellt und interpretiert. Als Datenquelle dienen 
hier insbesondere die Gruppendiskussionen und Experteninterviews.  
In keiner anderen Kategorie wird das Spannungsverhältnis von Abgren-
zung, Öffnung und Integration so deutlich wie hier. Befragt zum Begriff 
„Politische Bildung“ und zum Selbstverständnis der Politischen Bildung 
erfolgen die Antworten in drei Richtungen.  
1. Die eigene Begriffsbestimmung erfolgt durch Abgrenzung u.a. von 
Neuen Sozialen Bewegungen, beruflicher Weiterbildung oder Sozi-
alpädagogik. Die Abgrenzung begründet sich dabei in der Regel in-
haltlich und methodisch aber auch mit Blick auf Zielstellung, Auf-
trag und Förderrichtlinien. 
2. Grundlagen für das Selbstverständnis der Politischen Bildung lie-
fern historische Erklärungen, insbesondere der Rekurs auf die 
(west)deutsche Nachkriegsgeschichte und den Reeducation-Ansatz 
der Amerikaner. 
3. Das Selbstverständnis wird bestimmt durch die Benennung der 
Ziele und Aufgaben von Politischer Bildung (Stichworte: Sicherung 
der Demokratie, Erziehung mündiger Bürger, keine Indoktrination, 
Partizipation, Handlungsorientierung, Bildung vs. Information). 
 
4.1  Abgrenzung, Offenheit und Integration – Versuch einer    
Systematisierung 
„Wie würden Sie einem Spanier erklären, was Politische Bildung ist?“ Ant-
wort: „Ja, wie soll man das erklären? Gut, ich werde es versuchen, kann 
aber nicht garantieren, dass er es verstehen würde…“.  
Die Antwort illustriert exemplarisch die Schwierigkeiten politischer Bild-
ner, das spezifisch deutsche Projekt namens „Politische Bildung“ begriff-
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lich auf den Punkt zu bringen und vor dem Hintergrund aktueller Sparde-
batten und bildungspolitischer Unwägbarkeiten zu verteidigen. Die für 
eine Standortbestimmung wichtige Frage nach dem Selbstverständnis 
politischer Bildner spiegelte in ihrer Beantwortung das ganze Spektrum 
von historischen und aktuellen Begriffszuschreibungen. Politische Bildung 
ist unter anderem Begegnung, Dialog und Orientierung. Politische Bildung 
ist geschichtlich verfasst und durch eine große Trägervielfalt gekenn-
zeichnet (siehe 4.2). Politische Bildung heißt auch und vor allem Förde-
rung und Förderrichtlinien (siehe 4.3). Und neuerdings heißt Politische 
Bildung auch Nachfrage-, Bürger- und Marktorientierung.  
Letztere Zuschreibungen verursachen einen Legitimationsdruck, der sich 
im Antwortverhalten dahingehend äußert, dass sich das Selbstverständ-
nis politischer Bildner zu einem großen Teil über Abgrenzungen definiert. 
Diese Abgrenzungen erfolgen gegenüber den Neuen Sozialen Bewegun-
gen genauso wie gegenüber beruflicher Weiterbildung, kultureller Bil-
dung, politischer Jugendbildung und Sozialpädagogik. Verursacht sind die 
Abgrenzungen in erste Linie durch ein enges Verständnis vom Begriff der 
Politischen Bildung und den damit verbundenen Verunsicherungen hin-
sichtlich der eigenen Profilschärfe, welche sich im produktivsten Fall in 
einer neuen Profilorientierung ausdrücken kann (siehe 4.4 bis 4.7). 
Darüber hinaus finden sich zahlreiche Belege für dynamische und pro-
gressive Ansätze einer Politischen Bildung, die sich nicht über Abgren-
zungen sondern über Ziele und Aufgaben definieren. Diese durch Offen-
heit gegenüber anderen Bereichen und Integration geprägten Ansätze 
und Perspektiven geben Aufschluss über die Entwicklungsperspektive und 
über das Entwicklungspotential Politischer Bildung in Deutschland (siehe 
4.8). 
Für die folgenden sieben Kapitel (4.2 bis 4.8) wurden die qualitativen 
Aussagen zum Thema „Begriffsbildung und Selbstverständnis“ aus Grup-
pendiskussionen und Interviews ausgewertet und interpretiert.  
Die empirische Grundlage für das letzte Kapitel (4.9) zu den Tätigkeits-
merkmalen, Veränderungswünschen und Visionen der in der Politischen 
Bildung Beschäftigten liefert die Institutionenbefragung. 
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4.2  Begriffsbestimmung über Geschichte und Pluralität 
Eine erste Antwortdimension in Bezug auf das Selbstverständnis von poli-
tischen Bildner definiert sich nach wie vor über die jüngere deutsche Ge-
schichte, insbesondere den Reeducation-Ansatz der Amerikaner nach 
dem Zweiten Weltkrieg. Häufig wird in diesem Zusammenhang mit Stolz 
auf die Pluralität der Trägerstruktur verwiesen, die in ihrer Heterogenität 
in der deutschen Bildungslandschaft ohne Beispiel ist und als Ausdruck 
einer pluralen Verfasstheit der Gesellschaft interpretiert wird: 
„Und es ist ein klares Bekenntnis zur Pluralität. Das findet man in keiner 
anderen Bildungslandschaft so deutlich, so ausgeprägt wie im Bereich der 
Politischen Bildung. Schon wenn man alleine die Trägergruppierungen an-
schaut. Das ist ein sehr gutes Bild und letztlich auch ein Abbild der Plura-
lität der Gesellschaft selbst.“ (C3/54) 
In Bezug auf die Verantwortung des Staates verbindet sich diese Feststel-
lung oft mit einer mehr oder weniger ultimativen Forderung zur (finan-
ziellen) Sicherstellung dieser Trägerpluralität: 
„Es ist die Verantwortung des Staates, für die Politische Bildung, für die 
gesamte Bildung Verantwortung zu tragen, nur dann können die Ziele 
umgesetzt werden.“ (C1/111) 
Immer wieder augenfällig ist, mit welcher Selbstverständlichkeit diese 
Forderungen gerade von politischen Bildnern großer und etablierter Ein-
richtungen vorgetragen werden. Sehr häufig werden diese Forderungen 
nur aus der geschichtlichen Tradition und der damit verbundenen Träger-
pluralität begründet, viel zu selten auch über die zweifellos vorhandenen 
eigenen fachlichen, kommunikativen und sozialen Kompetenzen und Res-
sourcen. Wo letzteres doch erfolgt, generiert sich sofort ein offensives 
Selbstverständnis was den eigenen legitimen Anspruch auf staatliche Un-
terstützung und Förderung betrifft: 
„Wir machen Public Relation für die Demokratie und das muss dem Staat 
etwas wert sein.“ (A5/130) 
Insgesamt ist festzustellen, dass ein historisch geprägtes Begriffsver-
ständnis von Politischer Bildung vorrangig durch die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Landeszentralen für Politische Bildung vertreten wird. Die 
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Gründung der Landeszentralen wird hier ideengeschichtlich immer auch 
als Reaktion auf die jüngere deutsche Geschichte verstanden: 
„Aus den Erfahrungen des ´Verstrickt-seins´ in Geschichte und des `Sich-
vertraut-machens´ mit einer Staatsform, die nach den Spielregeln einer 
Demokratie funktioniert, sind die Landeszentralen ja entstanden bzw. 
auch die Bundeszentrale.“ (A6/7)  
Von anderen Trägern wird in diesem Zusammenhang darauf verwiesen, 
dass bei einer historischen Begründung der Politischen Bildung nur der 
Rückblick auf die deutsche Nachkriegsgeschichte zu kurz greift. So gab es 
z. B. auch schon in der Weimarer Republik in Form der Heimvolkshoch-
schulen ein Netzwerk Politischer Bildungsangebote. 
Erfolgt eine historisch geprägte Begriffsbestimmung, geht diese mitunter 
einher mit dem Verweis auf die enormen und einmaligen Subventionsleis-
tungen, z. B. für die politischen Stiftungen: 
„Politische Bildung der Parteien zum Beispiel: Es ist einmalig auf der Welt, 
dass Politische Parteien Steuermittel kriegen jenseits der Teilfinanzen […] 
und die im deutschen Haushaltsrecht noch so privilegiert sind, dass sie als 
einzige in diesem Land, in Deutschland, keinen Haushaltsplan abgeben, 
die kriegen einfach Geld, das ist einmalig in der ganzen Welt.“ (C1/63) 
 
4.3  Begriffsbestimmung über Förderung und Förderrichtlinien 
„Was Politische Bildung heute ist? Da denke ich, das ist alles oder nix.“ 
(C2/40). So banal diese Aussage klingt, gibt sie doch Aufschluss über die 
Vielfalt eines Begriffsverständnisses von Politischer Bildung, die einher-
geht mit der Vielfalt ihrer Trägerlandschaft in Deutschland. Die Aussage 
ist aber auch beredtes Zeugnis einer Begriffsverwendung, die einzig auf 
die buchstabengetreue Erfüllung der Förderrichtlinien ausgerichtet ist: 
„Vielleicht definiert Politische Bildung sich so, wie ich meine Anerkennung 
bekomme von den staatstragenden Institutionen, bei denen ich die Aner-
kennung einreiche. Dort muss ich bestimmte Begrifflichkeiten verwenden, 
weil nach den Richtlinien sollte möglichst vermerkt sein: bewusstseins-
schaffend, Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, kompetenter Staatsbür-
ger und, und, und.“ (C2/51) 
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Dieser pragmatische Umgang mit begriffsgenerierenden Versatzstücken 
Politischer Bildung wird begleitet von dem Versuch, neue Inhalte und 
Veranstaltungsformen so zu begründen, dass sie in das enge Förderkor-
sett eingepasst werden können: 
„Es ist auch so, dass Rhetorikkurse […] vom Bund und auch vom Land 
nicht als Rhetorikkurs gefördert werden, um jetzt diese soziale Kompe-
tenz zu erwerben, sondern die müssen entsprechend auch mit politischen 
Inhalten gefüllt sein.“ (C3/58) 
Diese primär fach- und weniger methodenspezifische Orientierung an 
Förderrichtlinien wird auch mit Blick auf den Partizipationsgedanken im-
mer wieder kritisiert: 
„Was man allerdings immer wieder finden kann, ist bei der Bundeszentra-
le für politische Bildung, aber auch den Landeszentralen für politische Bil-
dung, dass die diese Entwicklung nicht erkennen, sondern teilweise im-
mer noch Institutionenkunde machen oder sagen, Rhetorikseminare, also 
das Sprechen, das Lernen zu sprechen, um auf einer Betriebsversamm-
lung die Interessen zu vertreten, das sei keine Politische Bildung.“ 
(C4/55) 
In dem Maße, wie der Begriff der Politischen Bildung mehr und mehr för-
derpolitisch bestimmt wird, droht eine durchaus innovative Diskussion um 
die inhaltliche Standortbestimmung der Politischen Bildung ganz im Sinne 
des Eingangszitats zu einer reinen Pragmatik zu verkommen: 
„Ob jetzt nicht Ersatzfelder für klassische Institutionen der Politischen Bil-
dung gesucht werden, damit sie überhaupt noch an Geld rankommen?“ 
(C2/81)  
„Förderrichtlinien definieren Politische Bildung.“ (C4/68) 
Engagierten politischen Bildnern muss man jedenfalls eine reiche und 
kreative Phantasie zugestehen, wenn es um das passgerechte Beantra-
gen von Maßnahmen der Politischen Bildung geht: 
„Bei mir laufen die Kategorien des Schubladen-Denkens von Zuschussge-
bern ab und ich muss mich abgrenzen gegenüber beruflicher Bildung, so-
zialpädagogischer Bildung, einschließlich der Hochschulen. Da habe ich 
natürlich ein Problem. Ich habe Zielgruppen aus dem Bereich, aber ich 
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muss mich förderrechtlich abgrenzen und das lähmt mich oder regt mich 
zur Phantasie an.“ (C5/44) 
Inwieweit dabei aber die eigentliche und notwendige Diskussion um eine 
Flexibilisierung der Förderrichtlinien auf der Strecke bleibt, sei zumindest 
dahingestellt. Für viele politische Bildner ist der Begriff der Politischen 
Bildung inzwischen nur noch eine förderpolitische Hülle. In der öffentli-
chen Darstellung treten die entsprechenden Einrichtungen zwar weiterhin 
als Bildungsträger auf, vermeiden aber jeden Hinweis auf eine „rein“ poli-
tische Bildungsveranstaltung bzw. Bildungsstätte: 
„Wenn ich heute ein Seminar ausschreibe und sage, wir machen Politische 
Bildung, kommt kein Mensch, noch dazu, wenn er selber bezahlen muss.“ 
(C1/80) 
Dieser – nach Meinung der politischen Bildner – verengte Blick verfehlt 
die Adressaten, auf die er sich eigentlich richtet.  
„Das Problem ist doch, dass dieser Begriff ´Politische Bildung´ ein Begriff 
ist, den wir in der Form akzeptieren, aber er ist nicht unser Begriff. Weil 
die Trennung, die dahinter steht, nicht unsere Trennung ist. Das ist ein 
fördertechnischer Begriff und ich sag das völlig klar: Wir würden nie als 
politische Bildungsinstitution in unserer Außendarstellung auftreten, weil 
uns hier viel zu viel auseinander gerissen ist, wo wir finden, dass gehört 
eigentlich – wenn man von Politischer Bildung spricht – dazu. Aber es ge-
hört fördertechnisch nicht dazu.“ (C5/50) 
 
Nun sollte an dieser Stelle aber auch angemerkt werden, dass viele Zu-
wendungsgeber bemüht sind, den politischen Bildungsbegriff förderpoli-
tisch und teilnehmerorientiert sehr weit zu fassen. Dazu gehören insbe-
sondere auch einige Landeszentralen für politische Bildung: 
„Unsere Landeszentrale ist zuständig für die außerschulische Politische 
Erwachsenenbildung und da würde ich schon meinen, da muss man einen 
sehr breiten Begriff haben, weil es ja nicht darauf ankommt, so seine ei-
gene Begrifflichkeit auf die Leute zu projizieren, sondern bei dem, was die 
Leute unter Politik verstehen anzusetzen und darauf Antworten zu ge-
ben.“ (A4/10) 
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4.4  Enger und weiter Begriff von Politischer Bildung 
Die Positionierungen politischer Bildner und Zuwendungsgeber zum Beg-
riff der Politischen Bildung sind keineswegs nur förderpolitisch orientiert. 
Vielmehr geht es auch um eine inhaltliche und vor allem aber um eine 
Profildiskussion. Deutlich formulieren in diesem Zusammenhang eine Rei-
he politischer Bildner ihren Ansatz einer Politischen Bildung im engeren 
Sinne. Dieser begründet sich vielfach aus der Sorge, das das originär ei-
gene der Politischen Bildung in Kooperationszusammenhängen aus-
bleicht, in anderen Bildungsformaten aufgeht und letztlich als verzichtbar 
erklärt wird. Deutlich wird dies insbesondere im Zusammenhang mit der 
beruflichen Weiterbildung: 
„Das andere ist die Abgrenzung zur beruflichen und zur kulturellen Bil-
dung; es wird ja gerade gegenwärtig diskutiert. Ich finde diese Schnittfel-
der richtig und zwar in der Frage der Herausforderung. Wir sollten aber 
auch aufpassen: Was ist Politische Bildung, was ist sie nicht mehr? Ich 
habe manchmal die Furcht, dass so eine Verwässerung stattfindet, die mir 
dann auch nicht mehr gefallen würde.“ (C4/40) 
Ein weiteres Problemfeld öffnet sich unter dem von vornherein etwas dis-
kreditierten Begriff der „Eventorientierung“. Auch hier die Sorge insbe-
sondere bei den Zuwendungsgebern, dass das Politische verschwindet, 
sei es hinter einer 120 Dezibel lauten Musikwand oder bei einem archi-
tekturhistorischen Stadtrundgang: 
„Ist der Stadtrundgang jetzt Politische Bildung oder ist es Tourismus? 
Klar, wir meinen, wir machen es politisch. Also wir heißen ja auch so: wir 
sind eine Landesarbeitsgemeinschaft für politische Bildung, wir wollen gar 
keinen Tourismus machen. Aber die Bundeszentrale versteht es nicht im-
mer. Man muss es dann sehr ausführlich erklären und begründen. Und 
dann verstehen sie es meistens, aber es ist ein ziemlicher Aufwand.“ 
(C4/68) 
Voraussetzung für die Förderung jeglicher populären „Ummantelung“ ist 
die Forderung nach einer professionellen Ausführung und einer weiterhin 
erkennbaren politischen Botschaft: 
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„Ich sag mal Ferrero Küsschen. Ein bisschen Schokolade kann ja drin 
sein. Aber es muss irgendwann die Nuss Politische Bildung kommen. 
Wenn wir diese Nuss nicht mehr erkennen können, wenn wir nur noch 
Multikulturelles ausleben oder wir in allgemeine Lebenshilfe abdriften und 
das Politische nicht mehr sehen, dann ist es nicht mehr Politische Bil-
dung.“ (A3/83) 
Neben der Befürchtung des Kontur- oder Profilverlustes Politischer Bil-
dung bestehen hier – wiederum mit dem Focus auf einen eingeschränk-
ten Begriff von Politischer Bildung – auch existentielle Ängste bei den po-
litischen Bildner selber: 
„Es gibt zum Beispiel in der Politik der Bundeszentrale starke Ansätze ei-
ner Kulturalisierung Politischer Bildung. Das heißt, dass man versucht, 
unter diesem Eventcharakter Politische Bildung zu vermitteln, oder man 
versteht kulturelle Veranstaltungen als Politische Bildung. Und da sehe ich 
in der Tat ein Problem, […] weil ich denke, da machen wir uns tendenziell 
irgendwie überflüssig. Und die Kulturleute können den Kulturbetrieb mög-
licherweise wesentlich besser machen als die Politik-Freaks aus der Politi-
schen Bildung. […] Da laufen wir einfach irgendeinem Bild hinterher, was 
wir nicht bringen können und geben dann dafür Geld aus, was auf der an-
deren Seite für Politische Bildung viel sinnvoller eingesetzt werden kann.“ 
(C2/92) 
Es bleibt festzuhalten, dass der überwiegende Teil der politischen Bildner 
nicht nur aus förderpolitischen Gründen, sondern aus einer gesellschafts- 
und bildungspolitischen Grundüberzeugung heraus, von einem weiten 
Politikbegriff ausgeht. Politisches Lernen kann danach bedeuten, dass … 
„… ich einen Rhetorikkurs anbiete und damit einem Bürger den Mut gebe, 
auf einer öffentlichen Veranstaltung das Wort zu erheben.“ (C2/39). 
Diese Begriffsweitung hat natürlich auch durchaus pragmatische Gründe: 
„Wenn ich was anbiete, wo ich das Verwertungsinteresse der Teilnehmen-
den direkt anvisiere, rennen sie mir die Türen ein, Rhetorik-Seminare z. 
B.“ (C5/156) 
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Daneben versucht Politische Bildung natürlich auch weiterhin, klassische 
Themen mit ungewöhnlichen, aber eigentlich naheliegenden inhaltlichen 
Zusammenhängen zu verbinden und in Form neuer Angebote zu veror-
ten: 
„Wir sind eben wirklich immer bestrebt, diese Veranstaltungen mit etwas 
Spannendem zu verknüpfen. Also, Rechtsradikalismus haben wir jetzt mit 
germanischen Mythen versucht und das ist interessant und wird ange-
nommen.“ (B2/121) 
Genauso gut kann in diesem Begriffsverständnis Politische Bildung aber 
auch reine Institutionenkunde sein.  
Dieses Spektrum redet nicht der Beliebigkeit das Wort. Vielmehr geht es 
um zentrale Begriffe wie Macht, Herrschaft, Interessen und Konflikt. Die-
se lassen sich in sehr verschiedene Themen und Veranstaltungsformen 
operationalisieren. Ein politischer Bildner versuchte dies unter dem Beg-
riff der Bewegungssuche institutionell und akteursbezogen zu beschrei-
ben: 
„Wie weit geht Politische Bildung? Also, ich stelle mir eigentlich immer so 
ein Dreieck vor, in dem sich Motivationslagen verorten lassen. Das eine 
ist so was, was wir klassisch als gesellschaftliche Demokratisierung be-
zeichnen würden. Hier können Informationen, Zusammenhänge und be-
stimmte Themen aufgegriffen werden. Das andere ist dann eher relevant, 
wenn´s um die berufliche Qualifikation geht, wenn´s um Weiterbildung 
geht, auch wenn die Politische Bildung hier aus meiner Sicht ein bisschen 
abgerutscht ist. Und die dritte Dimension, würde ich sagen, ist die Per-
sönlichkeitsbildung. Wenn ich Seminare anbiete, wo ein hoher Grad von 
Selbstreflexionsmöglichkeit da ist, wo es gilt, seinen eigenen Standort zu 
finden und wo wir mit supervisorischen Mitteln arbeiten, dann wird das 
stark nachgefragt, ohne dass man jetzt klassisch sagen kann: das ist Poli-
tische Bildung, oder das ist Weiterbildung. Aber in diesem Dreieck würde 
ich die Bewegungssuche sehen von Politischer Bildung.“ (C2/73) 
Interessant sind in diesem Zusammenhang auch Aussagen zu den Be-
zugswissenschaften der Politischen Bildung. Längst reduzieren sich diese 
nicht mehr nur auf Politikwissenschaft, Geschichte oder Soziologie. Mehr 
und mehr schreiben politische Bildner den handlungsorientierten Sozial-
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wissenschaften insgesamt (z. B. Sozialpädagogik, Psychologie) eine wich-
tige Rolle bei der akademischen Verortung Politischer Bildung zu. Diese 
Zuschreibung begründet sich nicht zuletzt in den Bemühungen der Praxis 
Politischer Bildung, die unterschiedlichen Förderinstanzen vor dem Hin-
tergrund sich verschiebender Nachfrage- und Angebotssituationen von 
der Notwendigkeit eines erweiterten Politikbegriffs zu überzeugen: 
„Der Begriff der Politik hat sich verändert in den letzten 20 Jahren. Und es 
ist kein Zufall, dass die wichtigsten Bezugswissenschaften der Politischen 
Bildung im Grunde interdisziplinäre Wissenschaften sind, nämlich die So-
zialwissenschaften und die Pädagogik. […] Und von daher ist es aus mei-
ner Sicht ein Missverständnis von solchen Sachbearbeitern oder von der 
Bundeszentrale für politische Bildung, wenn deren Politikbegriff einfach 
sehr verengt ist – also auf der Tradition der Institutionenkunde aufbauend 
– und dass sie offensichtlich übersehen haben, dass Politik heute so kom-
plex und vielschichtig ist, dass es selbstverständlich ist, dass diese Kom-
plexität, Vielschichtigkeit und Interdisziplinariät in der Politischen Bildung 
logischerweise auch abgebildet werden muss.“ (C4/71) 
Eine allseits akzeptierte Bezugswissenschaft als orientierendes und orga-
nisierendes Zentrum fehlt im Übrigen nach wie vor. Für das Profil der au-
ßerschulischen Politischen Bildung, für ihre politische Anerkennung und 
damit auch für die Legitimation öffentlicher Förderung ist dieser Umstand 
von großem Nachteil.  
Gleichwohl ist eine im oben genanten Sinne vorgenommene Begriffser-
weiterung (nicht Begriffsverwässerung) letztlich Grundlage für alle For-
men von Kooperationen und Vernetzungen, welche im politischen Bil-
dungsalltag nicht erst seit gestern vielfältige Synergien erzeugen und 
neue Aufgabenfelder und Herausforderungen generieren.  
 
4.5  Begriffsbestimmung durch institutionelle Abgrenzung 
Die Begegnung und Auseinandersetzung mit nichtinstitutionalisierten 
Formen Politischer Bildung offeriert bei vielen politischen Bildnern und 
Zuwendungsgebern ein Begriffs- und Förderverständnis, welches zumin-
dest latent von Abgrenzung bestimmt ist. Wird auch immer wieder versi-
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chert, dass neu entstehende Projekte und Bewegungen Zugang zu den 
Fördermöglichkeiten haben müssen, so wird gleichzeitig der Besorgnis 
Ausdruck verliehen, dass sich besagte Initiativen nicht an die verabrede-
ten demokratischen Spielregeln der Etablierten halten.  
Häufig wird in diesem Zusammenhang der Beutelsbacher Konsens1 zi-
tiert. Der Leiter einer Landeszentrale für politische Bildung beschreibt das 
Problem wie folgt: Beantragt eine Initiative eine Förderung, muss das 
Thema natürlich zunächst förderfähig sein. Ist dies der Fall, kommt es 
aber doch in den meisten Fällen zu Spannungen zwischen Fördergeber 
und der geförderten Initiative, weil selbige ihre Autonomie wahren, diese 
auch offensiv und in Abgrenzung von anderen Positionen nach außen ver-
treten will und damit der Forderung der Landeszentrale nach Einhaltung 
des Beutelsbacher Konsens (insbesondere Überwältigungsverbot) in aller 
Regel nicht nachkommt. Hier läuft besagter Konsens aber auch Gefahr, 
zu einem Dogma bzw. zu einer förderpolitischen Falle zu werden, zumal 
dann, wenn der betreffenden Initiative von vornherein mit viel Misstrauen 
seitens der Zuwendungsgeber begegnet wird: 
„Erst wenn das die Weihe hat, eben der Politischen Instanzen, ist das, 
was wir Politische Bildung nennen, Politische Bildung und legitim. Wenn 
es sich möglicherweise außerhalb des Rahmens bewegt oder den Rahmen 
kritisch beleuchtet […], ist es plötzlich nicht mehr legitim.“ (C5/70)  
„Aber ich denk schon, dass eine gewisse Kontrolle oder eine gewisse Eva-
luierung stattfinden muss, sonst schleicht sich ja dann, wenn man den 
Begriff ´Politische Bildung´ zu weit ausdehnt, auch die Agitation für alle 
möglichen Gruppen ein. Das denk ich, darf nicht sein, weil das Ganze ja 
eine positive Ausrichtung haben soll, die ja auch unsere Verfassung, un-
sere Demokratie und das, was wir nun als wichtige Werte ansehen […], 
fördern, und nicht konterkarieren oder untergraben soll.“ (C5/71) 
 
                                                 
1 Minimalkonsens für demokratische politische Bildung, verabschiedet 1976 auf 
einer Fachtagung der LpB Baden-Württemberg. Der Konsens wurde mit Blick auf 
die Schule formuliert, beansprucht seine Gültigkeit aber auch für die außerschu-
lische Politische Bildung. Wichtigste Prämissen sind das Überwältigungsverbot 
und das Kontroversprinzip. 
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Benanntes Misstrauen ist durchaus fadenscheinig, da sich der Beutelsba-
cher Konsens auch in der etablierten, institutionellen außerschulischen 
Politischen Bildung seit jeher als schwierig durchsetzbar erwiesen hat. Bei 
der pluralen Struktur der außerschulischen Politischen Bildung war und ist 
es unvermeidlich, dass Politische Bildung immer auch als Instrument zur 
Propagierung von Verbands- und Institutionenpolitik verstanden wurde 
und wird. 
Es sei daran erinnert, dass der Beutelsbacher Konsens nicht zuletzt eine 
Konsequenz aus den politischen Bewegungen der 70´er Jahre ist. Wenn 
nämlich Politische Bildung in Aktion übergeht, wird sie auch parteiisch. 
Damit wiederum war seinerzeit bei den etablierten Trägern die Befürch-
tung verbunden, dass deren institutionelles Profil genauso verloren geht 
wie die damit verbundene Förderung. Die somit gezogene Trennungslinie 
zu den sozialen Bewegungen ist also durchaus historisch verursacht, 
wenn auch etwas aus dem Blick geraten. Erst mit solchen Bewegungen 
wie Attac wird dieser Trennungsdiskurs wieder aufgenommen. Damals 
wie heute wurde aber niemals ernsthaft darüber diskutiert, was die Neu-
en Sozialen Bewegungen überhaupt für die Politische Bildung zu leisten 
im Stande sind. 
Die Frage steht deshalb, ob die Neuen Sozialen Bewegungen mit ihren oft 
unkonventionellen Ideen und Zielsetzungen sofort der „Konsensmaschi-
ne“ (Günter 1986, S. 11) ausgesetzt bzw. unterworfen werden müssen. 
Aktive Bürgerbeteiligung geht von der Überzeugung aus, dass eine Ein-
flussnahme notwendig und möglich ist, aber mit Blick auf ihre Wirksam-
keit – sprich Vertrauen in das politische System – mehr und mehr unkon-
ventionelle Wege beschreiten muss. Betrachtet man aber Politische Bil-
dung als ein Unterstützungsangebot des politischen Systems, muss die-
ses Angebot auch förderpolitisch für neue soziale und politische Bewe-
gungen, Bürgerinitiativen etc. vorgehalten werden.  
Die wirksamste Konstellation für politische Mobilisierung z. B. in den 
Neuen Sozialen Bewegungen ist eine Kombination von einem stark aus-
geprägten Gefühl eigener politischer Wirksamkeit und einem relativ nied-
rigem Vertrauen in das politische System. Jede Bürgerinitiative geht aber 
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davon aus, dass die eigene Einflussnahme notwendig und möglich ist. 
Diese beschränkt sich im Übrigen bei weitem nicht mehr nur auf die Akti-
onsebene, auch wenn einige Zuwendungsgeber dies immer noch un-
terstellen und als Begründung für eine nichtgewährte Förderung anfüh-
ren: 
„Bei uns findet die Reflexion statt, die politische Aktion ist euer Ding.“ 
(C1/164) 
Vielmehr verstehen sich Neue Soziale Bewegungen auch als Bildungsbe-
wegungen, das belegen z. B. die jährlichen Sommerakademien von Attac 
(siehe Kap. 6). Dies anerkennt inzwischen auch ein Teil der befragten 
politischen Bildner und betrachtet den Beutelsbacher Konsens darum 
auch eher als Orientierung für ein eigenverantwortliches Handeln denn 
als Dogma: 
„Als leidenschaftlicher Demokrat sag ich: ´Das was bei uns im islami-
schen Kulturverein passiert an Politischer Bildung in Anführungszeichen – 
das ist des Teufels`. Aber auch das ist […] Politische Bildung. Natürlich 
kann ich das nur aus einem Demokratieverständnis verstehen, wenn ich 
handle. Aber wir müssen aufpassen, dass wir die negativen Aspekte nicht 
übersehen und dass wir uns dann auch, wenn wir diskutieren ´Was ist Po-
litische Bildung?´, der Gebundenheiten klar werden.“ (C5/73) 
 
4.6  Politische Bildung vs. berufliche Weiterbildung 
Die Diskussion um mögliche Verschränkungen Politischer und beruflicher 
Bildung oszilliert zwischen einer notwendigen Angebotsorientierung Politi-
schen Bildung, einem auf die Erfordernisse beruflicher Weiterbildung aus-
gerichtetem Curriculum, der Überwindung institutioneller Barrieren und 
der Befürchtung einer Konturlosigkeit politischer Bildungsangebote.  
Im Rahmen der Institutionenbefragung plädierten zwar 74% der Befrag-
ten dafür, dass die Politische Bildung gleichberechtigt neben anderen Be-
reichen der Weiterbildung stehen soll. Gleichzeitig sind aber auch 69% 
der Befragten der Meinung, dass die berufliche Weiterbildung die Politi-
sche Bildung inzwischen in den Hintergrund gedrängt hat. Als Bestätigung 
dazu folgende Aussage eines politischen Bildners: 
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„Da sehe ich eine große Befürchtung drin, das Lebenslanges Lernen […] 
immer stärker in die Qualifikations- und Weiterbildungsecke und berufli-
che Bildung abdriftet und das kann dazu führen, dass der Politischen Bil-
dung dann noch mehr das Wasser abgegraben wird.“ (C2/264) 
Diese quasi SOLL- und IST-Betrachtung kennzeichnet gleichzeitig die Rol-
le der Politischen Bildung als Leistungsanbieter. Selten werden Einrich-
tungen der Politischen Bildung ihrerseits von Ausbildungseinrichtungen 
etc. angefragt. Politische Bildner prüfen bei der Formulierung eines spezi-
fischen Angebotsprofils für die berufliche Weiterbildung in erster Linie, 
welche beruflich verwertbaren Kompetenzen Politische Bildung vermitteln 
kann. Die diesbezüglichen Ergebnisse der Institutionenbefragung werden 
im Kapitel 5.6. diskutiert.  
Als ein zentrales Kooperationsproblem kennzeichnen politische Bildner 
den Verlust des originär Eigenen, wenn Politische Bildung im Rahmen ei-
ner beruflicher Qualifizierung angeboten wird: 
„Ich werde mit bestimmten Seminaren jetzt auf die berufliche Weiterbil-
dung abgelegt. […] Das finde ich eine interessante, mich aber nicht gera-
de erfreuende Entwicklung. […] Und das, was aber vormals unter Politi-
scher Bildung fungiert hat, wird jetzt eher der beruflichen Weiterbildung 
zugeordnet.“ (C2/273) 
Natürlich spiegelt sich auch hier wieder die mangelnde Trennschärfe des 
Begriffs der Politischen Bildung, zumal dann, wenn der Integrationsge-
danke als ein Kontinuum Politischer Bildung benannt wird: 
„Wir haben das Problem einer exakten Definition dessen, was Politische 
Bildung ist, weil wir auch stark am Integrationsgedanken orientiert sind. 
Wir versuchen für unsere Zielgruppe der jungen Erwachsenen in Be-
rufsausbildung und überbetrieblichen Ausbildungszentren auch Politische 
Bildung zu integrieren in den ganz normalen Berufsbildungsstoffplan. […] 
Das ist ein relativ wichtiger Punkt, der auch zielgruppenrelevant ist, weil 
er sich im wesentlichen auf sozial- und bildungsbenachteiligte Jugendliche 
bezieht. Dadurch wird Politische Bildung im harten Sinne doch etwas ve-
ralltäglicht, wenn sie versucht, Verbindungslinien zu anderen Wissens- 
oder Bildungsformen aufzubauen. Damit wird die Disziplin natürlich auch 
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ein bisschen konturlos, das aber zugunsten der Wirksamkeit dessen, was 
dort gelernt werden kann.“ (C2/70) 
Ein politischer Bildner beschreibt am Beispiel des eigenen bundesweit   
agierenden Trägers, dass unter bestimmten Umständen Politische Bildung 
im Rahmen eines Gesamtkonzepts von beruflicher und Politischer Weiter-
bildung durchaus ein eigenes Profil ausbilden kann (auch wenn dies im 
eigenen Haus nicht funktioniert): 
„Wir sind mit einer institutionellen Struktur konfrontiert, die es uns quasi 
verunmöglicht, diesen Integrationsgedanken im eigenen Haus zu verwirk-
lichen. […] Wir wissen aber aus anderen Bundesländern, dass das gut 
funktioniert, wenn eine Institution sich nicht segmentiert, also dort ein 
Berufsbildungswerk und dort ein politisches Bildungswerk, was auf Funk-
tionärsschulung aus ist und ein drittes, was auf allgemeine Politische Bil-
dung aus ist. Es gibt institutionelle Innovationen, die man betreiben könn-
te und die […] eine bestimmte Art und Weise von Politischer Bildung be-
vorzugen würde.“ (C2/269) 
Gute Erfahrungen haben politische Bildner mit so genannten „Mehr-
Rollen-Konzepten“ gemacht. Auch wenn es sich dabei immer nur um zeit-
lich befristet Modellprojekte gehandelt hat, waren diese doch insbesonde-
re für die Altersgruppe der 30-55-jährigen eine Möglichkeit, im Rahmen 
einer Berufsqualifikation Politische Bildung mit beruflicher Bildung zu ver-
koppeln: 
„Das war einmal eine internationale Qualifikation, sprich also Fremdspra-
chen plus interkulturelle Kompetenz plus Landeskunde im weitesten Sinne 
und unter gewerkschaftlichen Aspekten. Das zweite war eine Kulturtou-
rismus-Qualifizierung, […] mit entsprechenden politischen Bildungsantei-
len. Das Dritte war, im Rahmen einer technischen bzw. IT-Qualifizierung, 
Europakompetenz. Aber jetzt auch nicht im Sinne von berufsfachlicher 
Qualifizierung, sondern Wissen um Genese und Entwicklungsperspektive 
des Europa-Gedankens und der Europäischen Union. Das ist jeweils ganz 
gut gelungen. “ (C2/171) 
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So gute Erfahrungen politische Bildner mit besagten Modellen auch ge-
macht haben, so deutlich und fatalistisch formulieren sie die Perspektiven 
solcher gemeinsamen Kooperationsansätze mit Trägern beruflicher Wei-
terbildung: 
„Und wir sehen aber jetzt […] mittlerweile überhaupt keine Chancen, in-
stitutionell dort noch reinzukommen. Also unter den jetzigen Prämissen 
der Arbeitsförderpolitik sind jegliche Innovationen in dem Bereich auf lan-
ge Frist erst mal gestorben. […] Da sind auch die Kooperationspartner, al-
so berufliche Weiterbildungsträger nicht in der Lage bzw. bereit, sich auf 
solche Wagnisse einzulassen.“ (C2/171) 
Über die Perspektiven Politischer Bildung in der betrieblichen Ausbildung 
machen sich auch andere Bildner inzwischen keine Illusionen. Dabei geht 
es nicht darum, das Politische Bildung in Unternehmen nicht mehr statt-
findet, sondern vielmehr darum, dass sie unter einem anderen Label fir-
miert und z. B. in Form von Mitarbeitertrainings streng funktionalisiert 
wurde: 
„Ich komme gerade von einer Tagung beruflicher Weiterbildner. Neuord-
nung der IT-Berufe. Was da passiert, das ist ungeheuerlich für die Per-
spektive Politischer Bildung. Man sagt dort: ´Uns interessiert nicht mehr, 
was du gelernt hast´, man sagt: ´Wir wollen Ergebnisse und Projekte 
zertifizieren.´ [….] Wenn ich dann dort Felder sehe, wie z. B. bei den IT-
Trainern, und dort steht drin: ´Eine wichtige Kompetenz, die nachgewie-
sen sein muss, ist die gesellschaftspolitische Kompetenz, das man also 
weiß, wenn man trainiert, bewegt man die Leute da und dahin. Dann 
kommt es mir tatsächlich so vor, als ob in verschiedenen Bereichen impli-
zit über Politische Bildung gesprochen wird. Explizit scheint mir Politische 
Bildung aber eher ein Tabu-Thema zu sein.“ (C5/43) 
Damit – so die Befürchtung – werden nur die Elemente klassischer Politi-
scher Bildung in betriebliche Ausbildungskontexte eingebunden, welche 
für das Unternehmen eine ergebnis- und verwertungsorientierte Perspek-
tive erwarten lassen. Andere politische Bildner haben mit dieser pragma-
tischen Herangehensweise der Betriebe keine Probleme, sehen diese so-
gar als Chance, vorausgesetzt, sie bleiben als Anbieter „im Geschäft“: 
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„Ich kann nur versuchen, an ´ne Firma ranzugehen und sagen: ´Könnt 
ihr im Zuge eures Ausbildungsprogramms einen Teil eurer Ausbildung – 
Politische Bildung, Projektmanagement oder ähnliches – zu uns verla-
gern? Wir übernehmen das für euch. Kostet so viel.´ dann klappt das.“ 
(C1/88) 
Insbesondere Volkshochschulen sehen hier für sich ein Akquise- und 
mögliches Betätigungsfeld zumal dann, wenn sich diese Bemühungen 
auch aus dem Motiv einer Art historischen Verantwortung ergeben: 
„Wir haben eine eigene Abteilung Firmenkurse, da versuchen wir, Aufträ-
ge von Firmen zu bekommen. […] Und da sehe ich überhaupt keine Hin-
dernisse, das zu machen. Ich halte es eigentlich sogar – wenn ich an die 
Arbeiterbildung denke, die eine unserer Wurzeln ist – für eine ganz klassi-
sche Aufgabe der Volkshochschule.“ (B1/67) 
Auch gibt es Überlegungen, den Türspalt zur beruflichen Bildung durch 
spezielle Angebote für Arbeitgeber wieder zu öffnen: 
„Da gibt es natürlich diese sehr ideologische Unterscheidung, sind das Ar-
beitnehmer- oder Arbeitgeberinteressen, die da verfolgt werden. Die Brü-
cke zu schlagen ist unheimlich schwierig. […] Aber da müsste man ja 
schon bei denen da oben anfangen. […] Natürlich muss jemand über Ar-
beitnehmerrechte Bescheid wissen und das ist Politik. Und natürlich muss 
jemand im Arbeitgeberlager auch mit dem Begriff ´soziale Verantwor-
tung´ umgehen können. Ich hätte gern, dass solche Unternehmerschu-
lungen das auch beinhalten.“ (B3/77) 
Es kann eingeschätzt werden, dass Anbieter Politischer Bildung versu-
chen, Betrieben spezifische Angebote zu unterbreiten, die auf deren Inte-
ressenlagen zugeschnitten sind:   
„Im Übrigen ist es ja auch durchaus positiv zu bewerten, dass […] Qualifi-
kationsanteile in gewisser Weise Politische Bildung voraussetzen. Heute 
muss man z. B. natürlich als multinational arbeitendes Unternehmen auch 
darauf achten, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihre Vorurteile 
unter Kontrolle halten.“ (C4-39) 
Gleichzeitig ist man sich aber durchaus bewusst, dass aus dem Blick der 
beruflichen Bildung den Angeboten der Politischen Bildung immer etwas 
das Stigmata der Beliebigkeit anhaftet: 
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„Berufliche Bildung hat einfach klare Ziele und ist funktional orientiert, 
während - was im Beutelsbacher Konsens daherkommt: Da ist einfach 
klar, wohin Politische Bildung geht. Und das ist halt die Orientierungs- 
und Partizipationsfunktion und deswegen gibt´s da einfach Trennungen.“ 
(C4/76) 
Die Frage bleibt letztlich, wie die Zielorientierung der beruflichen Bildung 
mit dem Prozesscharakter politischer Bildungsprozesse in Übereinstim-
mung gebracht werden kann:   
„Das ist sehr schwer, denjenigen, die in der beruflichen Bildung drin sind, 
noch einen halben Tag … [für die Politische Bildung] dranzuhängen, weil 
sie sagen: ´Ich will hier Datenbanksysteme erlernen.´ Aber das ist sehr 
notwendig, weil Technik nicht mehr zu trennen ist von den gesellschaftli-
chen Auswirkungen in diesem Bereich.“ (C4/38) 
 
4.7  Politische Bildung zwischen Sozialarbeit und Beratung 
Immer häufiger ist von der Sozialpädagogisierung der Politischen Bildung 
die Rede. Hier summiert sich ein Begriffsgemenge aus verschiedenen 
geistes- und sozialwissenschaftlichen Professionen: Selbstreflexionsmög-
lichkeiten, soziale Kompetenz, Psychodrama, Supervision, Antigewalttrai-
ning, oder Teamentwicklung: 
„Also ich merke, dass Seminare, die wir anbieten zu sozialer Kompetenz, 
Teamentwicklung oder Konfliktlösungsmechanismen und dergleichen eine 
zunehmende Nachfrage erfahren. […] Und vielfach Personen dahin kom-
men, die eine individuelle Überforderung für sich sehen und gucken: Wo 
kann ich eigentlich so die eigene Stabilität wiedergewinnen? Und das für 
mich schon hoch politisch.“ (C2/88) 
Über all dem also die Frage: Ist das wirklich Politische Bildung? Antwor-
ten kommen hier vorwiegend aus der Richtung der beruflichen Weiterbil-
dung. Eine Einrichtung bietet z. B. unter der Überschrift: „Werde, was du 
bist“ Berufsschulen und überbetrieblichen Ausbildungseinrichtungen mit 
Erfolg einen viertägigen sozialen Trainingskurs für sich konstituierende 
Berufsschulklassen an. Ziel ist die Schaffung einer Gruppenkonsistenz, in 
der zivile Umgangsformen und Konflikt-Regulierung zum normalen Hand-
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lungsinventar gehören. Die förderpolitische Begründung liegt dann auch 
auf der Hand: 
„Natürlich ist das in gewisser Weise sozialpädagogisch, aber es ist natür-
lich auch so, dass vor dem Hintergrund der Zielgruppe, also sozial- und 
bildungsbenachteiligte junge Erwachsene, die Maßnahme eine eminent 
politische Bedeutung hat, weil das von den gängigen Institutionen dort 
nicht aufgefangen wird. Also hier wird einer eher zum Nazi durch Nichtbe-
achtung, als dass er dahin stigmatisiert wird. Dass das bearbeitbar und 
thematisierbar wird, dafür braucht man solche Prozesse.“ (C2/80)  
Neben jungen Erwachsenen sind insbesondere Lehrer und Erzieher die 
Zielgruppe sozialpädagogischer Angebote aus dem Bereich der Politischen 
Bildung.  
„Vor ein paar Jahren habe ich laufend Lehrergruppen als Supervisor be-
treut. Da ging es darum, mit Lehrern Konfliktlösungsmöglichkeiten zu 
trainieren. Da war die Situation, dass es nach dem neuen Schulgesetz 
plötzlich reine Hauptschulklassen gab. Die Lehrer wussten überhaupt 
nicht, wie sie mit dem Konfliktpotential klarkommen sollten. Da gab´s 
niemanden, der da war. Das ist eine eminent gesellschaftspolitisch wichti-
ge Sache: Wie kann man mit den Schülern trainieren, dass sie sich nicht 
gleich die nächste Flasche auf die Birne hauen, wenn ihnen was nicht 
passt? Das hat für mich schon einen stark politischen Charakter.“ (C2/87) 
Unter dem Begriffsdach der Sozialpädagogik stellen politische Bildner 
schließlich auch das – meist vergebliche – Bemühen, auch bildungsferne 
soziale Schichten für Veranstaltungsformen der Politischen Bildung aufzu-
schließen: 
„Sie meinen jetzt die, die sich Politischer Bildung widersetzen oder die 
völlig uninteressiert sind? […] Die halte ich also mit Mitteln, die die Politi-
sche Bildung anbieten kann, für ganz schwer erreichbar, obwohl sie eine 
sinnvolle Zielgruppe wären. Aber ich glaube, denen kann man anbieten 
was man will, die kümmern sich nicht um andere Interessen. Allerdings 
will ich nicht ausschließen, dass es bei unseren Einrichtungen Bemühun-
gen gibt, insbesondere wenn es um Stadtteilarbeit geht, also wo sich 
Gruppen massieren, Migranten und Gestaltungspessimisten, wie wir sie 
vom Fach her nennen, dass sie dort vielleicht in Verbindung mit sozialar-
beiterischen Aktivitäten tätig werden. Das wäre dann ein sehr weiter Beg-
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riff von Politischer Bildung, wenn man die Sozialarbeiter auch noch drun-
ter fassen würde. Da würde ich denken, dass man da schon einen Unter-
schied machen muss.“ (A4/102) 
Sozial Benachteiligte als Zielgruppe werden als bedeutsam erkannt und 
es wird konstatiert, dass sich Politische Bildung mit dieser Zielgruppe 
auseinandersetzen muss. Wird aber auf der einen Seite eingeschätzt, 
dass man diese Zielgruppe nur schwer mit den klassischen Mitteln der 
Politischen Bildung erreichen kann, so gibt es auf der anderen Seite Be-
rührungsängste mit den Professionen, die diese Zugänge herstellen (z. B. 
Sozialpädagogik). Auch hier wieder die Befürchtung einer Profilverwässe-
rung der Politischen Bildung. 
 
4.8  Begriffsbestimmung über Ziele und Aufgaben 
Befragt nach den Zielen und Aufgaben stehen drei Dimensionen im Mit-
telpunkt der Diskussion. Diese lassen sich verkürzt mit den Begriffen Dia-
log und Kontroverse, Engagement und Unterstützung sowie Vertiefung 
und Bewertung beschreiben. 
Zuvorderst wird immer wieder darauf hingewiesen, dass Orte Politischer 
Bildung aufgrund ihrer Konstituiertheit den Dialog und Kontroverse anbie-
ten. Dies wird insbesondere von Vertretern der mitunter als staats- bzw. 
politiknah verdächtigten Landeszentralen bzw. Politischen Stiftungen her-
vorgehoben:  
„Ich glaube, Politische Bildung hat die Aufgabe, die dialogische Kompe-
tenz in der Gesellschaft zu erhöhen, also das Dialogische zu fördern. Die 
klassische Akademie-Tagung, die das jetzt ganz stark tut, ist immer eine 
Tagung, die sich bemüht, die sich z.T. außerhalb der Akademie wüst be-
kämpfenden Positionen in einer Frage zusammen zu holen. Die dürfen 
sich auch bei uns bekämpfen.“ (C5/32) 
 
Zum Thema Engagement und Unterstützung: Beim Antwortverhalten auf 
die eingangs zitierte „Spanier-Frage“ war es auffällig, dass viele politische 
Bildner darauf verwiesen, dass sich ihre Einrichtung nicht nur eine sys-
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temstabilisierend versteht. Aus einem demokratischen Grundverständnis 
heraus sehen sie für sich vielmehr die Aufgabe, aktuelle gesellschaftspoli-
tische Entwicklungen und staatliche Entscheidungen im offenen Diskurs 
zumindest zur Disposition zu stellen: 
„Ich glaube, Politische Bildung hat […] ein Stückchen systemstabilisieren-
den Anspruch natürlich, aber auch gleichzeitig einen systeminfragestel-
lenden Anspruch. […] Gut die Fördergeber, die sehen das vielleicht etwas 
anders.“ (C3/39)  
Wenn wir auf der einen Seite von der Entgrenzung des Politischen reden, 
müssen wir auch von der zunehmenden Entfremdung des Bürgers vom 
Politischen reden. In diesem Zusammenhang erhält das Zitat eine wichti-
ge Bedeutung, nämlich aus dem Grund, dass hier in der institutionellen 
Politischen Bildung offenbar etwas stattfindet bzw. stattfinden kann, was 
viele Bürger inzwischen in den Neuen Sozialen Bewegungen zu finden 
hoffen. Vor dem Hintergrund der Herleitung des Entfremdungsbegriffs 
(vgl. Kap. 2.3) wird hier eine Chance für die Neubestimmung der Rolle 
von institutionalisierter Politischer Bildung deutlich, wenn sie sich nämlich 
auf der einen Seite als ein Unterstützungsangebot des politischen Sys-
tems und auf der anderen Seite als ein Instrument für einen kritischen 
Umgang mit Politik versteht. Somit kann sich politisches Engagement 
bzw. politische Mobilisierung in der von Gamson (1971) beschriebenen 
Kombination von niedrigem Vertrauen in das politische System und ei-
nem stark ausgeprägten Gefühl eigener politischer Wirksamkeit durchaus 
auch in institutionellen Einrichtungen der Politischen Bildung etablieren. 
Die dritte Ziel- und Aufgabendimension wurde mit Vertiefung und Bewer-
tung umschrieben. Politische Bildung sieht sich hier in der Verantwortung, 
die in einer temporalisierten Gesellschaft üblichen Informationsversatz-
stücke inhaltlich und kommunikativ zu qualifizieren und zu vertiefen. 
Oftmals geraten dabei die Medien mit ihrer unterstellten „Häppchenbil-
dung“ ins kritische Visier der politischen Bildner: 
„Es ist wieder ein Vorteil gegenüber den Medien, weil bei uns das direkte 
Gespräch möglich ist und das ist beim Belauschen der Politikerdebatten 
im Fernsehen nicht möglich.“ (C1/82) 
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Politische Bildung versteht sich in diesem Zusammenhang inzwischen als 
eine Art „Bildung aus der zweiten Reihe“: 
„Und diese Häppchengeschichten, die überlasse ich lieber dem Fernsehen 
oder Rundfunk, […]. Also Informationsblock ja und dann muss unbedingt 
ein Block Auseinandersetzung mit der Information folgen: Bewertung: 
´Wie geht´s mir dabei?´, ´Was bedeutet das eigentlich für mich und für 
andere?´, ´Was bedeutet das für unser politisches Zusammenleben?´. 
Das muss unbedingt sein und das sehe ich dann eben auch als Ziel der 
Politischen Bildung.“ (B1/33) 
In Zusammenhang mit dem Informations- vs. Bildungsdiskurs spielen 
auch die von Rudolf2 formulierten Positionierungen zur Marktfähigkeit Po-
litischer Bildung eine wichtige Rolle: 
„Also, Informationen absondern und gewissermaßen nur rezipieren ist für 
mich kein pädagogischer Prozess – im Sinne der Rudolf´schen Politischen 
Bildung, sag ich jetzt mal.“ (C2/63) 
 
Abschließend der Hinweis, dass sich Institutionen Politischer Bildung auch 
immer darüber motivieren, dass es aus ihrer Sicht keine lokalen Alterna-
tiven für einen öffentlichen und kritischen Gesellschaftsdiskurs gibt: 
„Welche Funktion oder welche Aufgaben hat eigentlich Politische Bildung? 
Das ist halt erstens, Informationen zu vermitteln […]. Dann zweitens 
kommt, zur Meinungsbildung anzuregen und im dritten Teil zum Handeln 
zu motivieren. Und ich frag mich schon: Wo soll in der Gesellschaft Parti-
zipation wirklich eingeübt werden? Und wo sollen unterschiedliche Wert-
haltungen einen Ort finden, eine Vielfalt haben, ja in Diskussionsfluss 
kommen mit allen unterschiedlichen politischen Trägern und den Bürge-
rinnen und Bürgern? Wo soll das sonst gehen? Das ist der originäre Auf-
trag der Politischen Bildung.“ (C4/52) 
 
 
 
                                                 
2 Hier wird Bezug genommen auf die Untersuchungen von Karsten Rudolf zur 
Marktfähigkeit Politischer Bildung (vgl. Rudolf 2002 und 2003). 
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4.9  Zukunftsvorstellungen und -wünsche der Beschäftigten in           
den befragten Einrichtungen 
Ob sich das Selbstverständnis politischer Bildner neben Zielen und Auf-
gaben auch über Zukunftsvorstellungen und Visionen generieren lässt, 
soll abschließend mit einem Blick auf die Ergebnisse der Institutionen-
befragung beantwortet werden. 
Die dort befragten 349 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurden zunächst 
gebeten, Angaben darüber zu machen, welche Tätigkeiten sie in ihrer 
täglichen Arbeit tatsächlich in Anspruch nehmen (IST). Überträgt man die 
zugewiesene Wichtigkeit in eine Rangfolge, steht erwartungsgemäß die 
Tätigkeit Planung, Absicherung und Auswertung von Bildungsveranstal-
tungen an erster Stelle, gefolgt von Verwaltungsarbeiten. Tätigkeiten wie 
Evaluation und Qualitätsmanagement und Mittelakquise „rutschen“, der 
Prioritätensetzung im Tagesgeschäft geschuldet, auf hintere Plätze.  
Wenn es dagegen darum geht einzuschätzen, welche Tätigkeiten die Mit-
arbeiter unabhängig von den institutionellen Zwängen für wichtig halten 
(SOLL), stehen neben der schon benannten Planung von Bildungsveran-
staltungen insbesondere die Inhaltliche Durchführung von Bildungsveran-
staltungen, Marketing, Evaluation und Mittelakquise im Vordergrund.  
Ein Soll-Ist Vergleich zeigt nun deutlich, dass ausgerechnet den auf eine 
langfristige Perspektive angelegten Tätigkeiten wie zum Beispiel Mittelak-
quise, Evaluation und Planung, Absicherung von Modellvorhaben zu wenig 
Bedeutung beigemessen wird. Dieser Tatsache sind sich die Befragten 
auch bewusst, sehen sich aber vor der Übermacht tagesaktueller und ab-
rechnungspflichtiger Aufgaben zu einer Prioritätensetzung gezwungen.  
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Tätigkeit SOLL IST Diff. 
Mittelakquise 5. 10. - 5 
Evaluation und Qualitätsmanagement 4. 8. - 4 
Planung, Absicherung von Modellvorhaben 10. 14. - 4 
Inhaltliche Durchführung von Bildungsveranstaltungen  2. 4. - 2 
Mitarbeit in Arbeitskreisen, Initiativen außerhalb der   
Einrichtung 
8. 9. - 1 
Beratungstätigkeit 12. 13. - 1 
Planung, Absicherung, Auswertung von Bildungsveranst. 1. 1. 0 
Marketing, Öffentlichkeitsarbeit 3. 3. 0 
Mitarbeit in Gremien des Anstellungsträgers 11. 11. 0 
Konzeptentwicklung u. Erstellung von Arbeitspapieren 7. 6. + 1 
Mitwirkung bei Veröffentlichungen 13. 12. + 1 
Finanzplanung 9. 5. + 4 
Verwaltungsarbeiten 13. 2. + 11 
Abbildung 12: Rangfolge der Tätigkeiten der Befragten im Soll-Ist-Vergleich. 
 
Was die Veränderungswünsche der Befragten bezogen auf verschiede 
Tätigkeitsbereiche betrifft, zeichnen sich diese durch eine gewisse Resis-
tenz aus. Dies verwundert vor dem Hintergrund des gerade diskutierten 
Soll-Ist-Vergleichs. Mit Blick auf mögliche Veränderungspotentiale wur-
den den Befragten insgesamt neun Tätigkeitsbereiche vorgelegt. Ent-
scheidungsmöglichkeiten waren: „unbedingt verändern“, „in starkem Ma-
ße verändern“, „in geringem Maße verändern“ und „keine Veränderung 
notwendig“.  
Summiert man die offensiven Positionierungen „unbedingt verändern“ 
und „in starkem Maße verändern“, so lässt sich lediglich im Bereich von 
Reflexion und Evaluation ein größerer Veränderungsbedarf ablesen. An-
sonsten dominiert ausschließlich die Nennung „in geringem Maße verän-
dern“. 
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32,1%
31,0%
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Koop. mit Einrichtungen d. berufl. WB
Koop. mit Vereinen/ Verbänden
Internationale Veranstaltungen
Koop. mit anderen Bildungsträgern
Konzeptentwicklung
Kooperation mit Schulen
Kooperation mit Betrieben
Vernetzung mit anderen Bildungsref.
Reflexion und Evaluation
unbedingt verändern/ in 
starkem Maße verändern
 
Abbildung 13: Wünsche der Befragten nach Veränderungen. 
 
Die Mitarbeiter wurden weiterhin danach befragt, welche Angebote sie 
zukünftig gerne entwickeln würden (offene Frage). Hier sind die Antwor-
ten wiederum überaus vielfältig und lassen sich in drei Angebotskatego-
rien zusammenfassen: 
- themenbezogene Angebote (z. B. Themen Bürgergesellschaft, 
Kommunalpolitik, Globalisierung, interkulturelle Bildung, Fremden-
feindlichkeit, neue Medien, ethische Fragen, Arbeitsmarktpolitik) 
- zielgruppenbezogene Angebote (z. B. Schüler, junge Erwachsene, 
Sozial Benachteiligte, Familien, Migranten, Senioren, Multiplikato-
ren) und  
- Angebote bezogen auf Arbeitsweisen, Methoden, Kooperationen  
(z. B. Internationale Kooperationen, Vernetzung mit anderen Bil-
dungsbereichen, Bildungsfahrten, Arbeitsmaterialien erstellen).  
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Betrachtet man die Angebote im Einzelnen, fällt auf, dass diese in hohem 
Maße themen- und kooperationsorientiert sind (Angebote 1-7). Wenn vie-
le der Angebote auch auf die Aktivierung bestimmter Zielgruppen ausge-
richtet waren, konnte doch keine spezifisch ausgeprägte Zielgruppenori-
entierung festgestellt werden. 
 
 Angebot im Bereich Angebotskategorie Nennungen 
1. interkulturelle Bildung Themenbezogen 16% 
2. inhaltliche Vernetzung und Kooperation 16% 
3. konzeptionelle Weiterentwicklung 15% 
4. internationale Kooperationen 
bezogen auf     
Arbeitsweisen,  
Methoden und  
Kooperationen 15% 
5. Neue Medien 10% 
6. Europa 8% 
7. Demokratie/ Partizipation 
 
Themenbezogen 
8% 
8. Arbeit mit Multiplikatoren Zielgruppen-
bezogen 
8% 
Abbildung 14: Angebote, welche die Befragten gern entwickeln würden. 
 
Abschließend und quasi zusammenfassend folgen an dieser Stelle Aussa-
gen über die Erwartungshaltung der Befragten zu Unterstützungsformen 
auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene. Die offen formulierten 
Aussagen wurden in verschiedene Kategorien kanalisiert. 
An erster Stelle die Forderung, dass Höhe, Form und Kontinuität der För-
derung erhalten bleibt (64,6% bei möglicher Mehrfachnennung). Unter 
dieser Prämisse kongruieren Aussagen wie „nur Projektförderung funktio-
niert nicht, verlässliche institutionelle Grundförderung ist notwendig“ mit 
der Forderung nach „stärkerer projektbezogener Bezuschussung“ oder 
der Berücksichtigung von „Gleichwertigkeit politischer, sozialer, kulturel-
ler und beruflicher Bildung auch in der Förderung“. 
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Auch andere Antwortkategorien sind in ihren Aussagen deutlich förderpo-
litisch orientiert: 
- Entbürokratisierung (z. B. „Angleichung der Fördermodalitäten bei 
verschiedenen Programmen“, „keine bürokratische und das ehren-
amtliche Engagement erschwerende ´Qualitätssicherung´ der Bil-
dung durch die öffentliche Hand“ oder „Schnelleres Reagieren der 
Ämter bzgl. Fördermittelzusage“), 
- Pluralität der Trägerstruktur (z. B. „mehr Fördergewicht für freie 
Träger“ und „keine Förderfixierung auf traditionelle Veranstal-
tungsformen und Bildungsträger“), 
- Flexibilisierung gesetzlicher Rahmenbedingungen (z. B. „Aufnahme 
von Schulklassen in die Förderung aus Bundesmitteln“ und „För-
dermöglichkeiten auch bei geringen Teilnehmerzahlen“). 
 
28,2%
18,0%
64,6%
20,7%
12,2%
10,2%
6,8%
6,5%
6,1%
0% 20% 40% 60% 80%
Weiterbildungsangebote
spezielle Förderschwerpunkte
ohne Erwartungen
Kooperation/ Erfahrungsaustausch
Anerkennung der geleisteten Arbeit
Flexibilisierung gesetzlicher Rahmenbedingungen
Pluralität der Trägerstruktur
Entbürokratisierung
Höhe, Form und Kontinuität der Förderung
 
Abbildung 15: Unterstützungserwartungen der Befragten auf  
Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene (N=294, MN möglich). 
 
Dass die Kategorie Anerkennung für geleistete Arbeit als Unterstützungs-
leistung relativ gering eingeschätzt wird, sollte mit Blick auf die zahlrei-
chen ehrenamtlich Tätigen zumindest verwundern. Nur 12% der Befrag-
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ten untersetzen diese Dimension mit Forderungen wie „Gleichstellung 
ausgebildeter Ehrenamtlicher mit Schülern und Studenten bei Vergünsti-
gungen“ oder „erkennbare Förderung ehrenamtlicher Arbeit z. B. durch 
einen Rechtsanspruch auf Sonderurlaub“.  
Aus welchen Erfahrungen sich die Erwartungs- und wohl auch Illusionslo-
sigkeit von immerhin fast 7% der Befragten in Bezug auf Unterstützungs-
leistungen speist, bleibt an dieser Stelle unbeantwortet. 
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5  Entwicklungspotentiale der Politischen Bildung vor dem 
Hintergrund der empirischen Ergebnisse 
5.1  Überblick 
Wenn es um die inhaltliche und organisatorische Seite der politischen Bil-
dungsangebote geht, rückt schnell der Begriff der Nachfrageorientierung 
in den Vordergrund. Damit wiederum werden aktuell Begründungszu-
sammenhänge für eine Marktorientierung der Politischen Bildung formu-
liert. Im Kapitel 5.2 wird die Angebotssituation der Politischen Bildung 
dargestellt und deren Verschiebungen in den letzten Jahren gekennzeich-
net. Dieser Darstellung werden die Aussagen von Teilnehmenden über 
deren Angebotsinteressen bzw. über deren Nachfrage an Bildungsange-
boten gegenübergestellt. Die Ergebnisse gehen weniger in Richtung einer 
überstürzten Marktorientierung, sondern zeigen vielmehr die Notwendig-
keit einer umfassenden Bedarfsanalyse der Träger politischer 
Bildungsangebote durch Evaluation auf. 
In zwei Exkursen wird in diesem Zusammenhang exemplarisch die Diffe-
renz zwischen den Angeboten politischer Bildungsträger und der erhobe-
nen Nachfrage der Teilnehmenden vertiefend diskutiert: 
1. Dass bei bestimmten Themen nicht nur wegen einer aktuell vor-
handenen hohen Nachfrage stärkere Angebotsschwerpunkte ge-
setzt werden müssen, wird im Kapitel 5.3 am Beispiel des Schwer-
punktes „kritischer Umgang mit Medien“ aufgezeigt und begründet. 
2. Im Zuge des europäischen Einigungsprozesses wird besonders von 
Seiten der Einrichtungen der Politischen Bildung sowie der Förder-
mittelgeber der Fokus stark auf Themen, die mit der EU, der Euro-
papolitik und einer zukünftigen europäischen Identität in Zusam-
menhang stehen, gelegt. Diesen von der Politischen Bildung als 
wichtig und notwendig erachteten Themenstellungen steht das ge-
ringe Interesse der Bevölkerung gegenüber. Wie ein wenig nachge-
fragtes Thema durch neue qualitative und methodische Ideen Auf-
trieb erfahren kann, wird am Beispiel „Europa“ im Kapitel 5.4 vor-
gestellt. 
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Im Mittelpunkt des Kapitels 5.5 stehen die Teilnehmender an politischen 
Bildungsangeboten. Dabei wird auf deren Lebenslagen und die damit zu-
sammenhängende Bewältigungsleistungen eingegangen, sowie auf ge-
sellschaftliche Einflüsse, die sich auf die Teilnahme an Politischer Bildung 
und auf die Partizipation auswirken. Auch die Präferenzen und Einstellun-
gen von Teilnehmenden hinsichtlich Politischer Bildung werden themati-
siert. Das geschieht aus zweierlei Blickwinkel heraus: aus Sicht der Teil-
nehmenden (Ergebnisse der Teilnehmerbefragung) und aus Sicht der po-
litischen Bildner (Institutionenfragebogen, Gruppendiskussionen und Ex-
perteninterviews).  
Kein anders Thema hat die Diskussion um die Zukunft der Politischen Bil-
dung in letzter Zeit mehr geprägt als die Frage nach deren Wirkung. 
Wenn der Wirkungsnachweis als Grundlage für förderpolitische Maßnah-
men erbracht werden muss, sollte das für die Träger eine naheliegende 
Konsequenz haben: Die  Evaluation zum Nachweis von Qualität und Wirk-
samkeit politischer Bildungsmaßnahmen muss permanent durchgeführt 
werden. Im Kapitel 5.6 werden die grundsätzlichen Positionierungen aus 
den qualitativen Erhebungsbezügen zur Wirkung Politischer Bildung vor-
gestellt und die im Rahmen der Institutionenbefragung erhobene Evalua-
tionspolitik der Einrichtungen diskutiert. 
Auch wenn durch die Evaluation nicht explizit erhoben, wird im Rahmen 
dieses Endberichtes der Situation der politischen Bildungslandschaft in 
den neuen Bundesländern doch besondere Aufmerksamkeit geschenkt 
(Kapitel 5.7). Dies kann damit begründet werden, dass sich trotz der in-
stitutionellen Angleichung an die westdeutschen Verhältnisse in den neu-
en Bundesländern noch keine eigene Bildungskultur entwickelt hat. Diese 
Entwicklung wird vor dem Hintergrund des allgemeinen Erkenntnisstan-
des zum deutsch-deutschen Transformationsprozess diskutiert. Aufge-
zeigt wird die Notwendigkeit, eigene regionale Bildungskulturen zu entwi-
ckeln, in denen sich ostdeutsche Familienbiographien und die teils abge-
brochenen Traditionen regionaler Sozialkultur wieder finden. 
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5.2  Ziele und Themen in der Politischen Bildung 
5.2.1  Zielvorstellungen und ihre Verschiebungen 
Bei einer Diskussion der Ziele Politischer Bildung muss am Anfang die 
Frage nach den gesellschaftlichen und politischen Erwartungen an die 
Politische Bildung stehen. Da sich Politische Bildung im Gegensatz zur 
schulischen Bildungsarbeit über eine breite Trägerlandschaft realisiert, 
wird die Diskussion automatisch sehr vielstimmig, wenn die Zielintentio-
nen aller Träger und Institutionen mit berücksichtigt werden. Eine noch 
weitere Ausdifferenzierung ist zu erwarten, wenn neben den allgemeinen 
Zielvorstellungen und denen der Träger dann auch noch die der Bildungs-
referenten und verantwortlichen Bildungsplaner der einzelnen Einrichtun-
gen hinzukommen. Da letztere ja die Adressaten der Institutionenbefra-
gung waren, sind die persönlichen Intentionen bei der Zielbeschreibung 
immer auch mitzudenken. 
Der Bericht der Bundesregierung von 1991 zu Stand und Perspektiven 
der Politischen Bildung formuliert eine, wenn auch sehr konsensgeprägte, 
bis heute gültige Auflistung der Ziele politischer Bildungsarbeit (Bericht 
der Bundesregierung zu Stand und Perspektiven der Politischen Bildung 
in der BRD, 1991). Die dort formulierten Zielkategorien lassen sich in sol-
che Schlüsselbegriffe wie „Akzeptanz für Demokratie und Pluralismus“, 
„Toleranz“, „bürgerschaftliches Engagement“, „Engagement gegen Ex-
tremismus und Fremdenfeindlichkeit“ und „Informationsvermittlung“ 
komprimieren.  
Diese Schlüsselbegriffe wurden seit Anfang der 90er Jahre von politischen 
Entscheidungsträgern auf die jeweils aktuellen Problemlagen angewandt: 
dazu gehören die Erfahrungen der deutschen Vereinigung genauso wie 
die der Europäischen Integration, das Zusammenleben mit Migranten, die 
Gleichstellung von Frauen und Männern und immer wieder das Problem 
der rechtsextremistischen und ausländerfeindlichen Gewalt. In der Ant-
wort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der SPD an den Deut-
schen Bundestag zur Politischen Bildung in Deutschland wurden die Ziel-
korridore in Richtung Globalisierung, Wirtschaft, Ökologie und Entsolidari-
sierung erweitert. 
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Bei der durchgeführten Institutionenbefragung wurde versucht, der Hete-
rogenität der Einrichtungen Politischer Bildung in Bezug auf die Ziel- und 
Wertvorstellungen Rechnung zu tragen. Dazu wurden die Befragten gebe-
ten, unter vorgegebenen Zielvorstellungen, die für sie maßgeblichsten 
auszuwählen. Bei den elf aufgeführten Zielsetzungen handelt es sich so-
wohl um die oben beschriebenen Kernaufgaben der Politischen Bildung 
als auch um solche, die mit speziellen Schwerpunktsetzungen korrespon-
dieren oder persönlichkeitsbezogene Aspekte akzentuieren. In der fachli-
chen Diskussion um die Vielfalt der Lernsituationen, die ja Ausdruck der 
kulturellen, sozialen und professionellen Ausdifferenzierung der Politi-
schen Bildung ist, werden gerade diese Aspekte inzwischen als ein Merk-
mal von Lebensweltnähe und damit auch von potentieller Wirksamkeit 
der politischen Bildungsarbeit hervorgehoben. Die fünf für die Einrichtun-
gen wichtigsten Zielsetzungen sind in Rangfolge: 
 
Rang 1: Förderung von Mündigkeit/ Urteilsbildung in der Demokratie 
Rang 2: Förderung politischer Mitwirkung/ demokratischer Teilhabe 
Rang 3: Förderung sozialer und kultureller Kompetenzen 
Rang 4: Abbau von fremdenfeindlichen Einstellungen 
Rang 5: Stärkung der Persönlichkeit  und Orientierungshilfe 
 
Diese Rangfolge lässt sich ob ihrer Aussagekraft qualifizieren, wenn der 
Blick auf diejenigen Ziele gerichtet wird, die aus Sicht der in den Einrich-
tungen Beschäftigten in den letzten fünf Jahren an Bedeutung gewonnen 
bzw. verloren haben. Die Prozentzahlen beziehen sich dabei jeweils auf 
die Anzahl der Einrichtungen, die einen entsprechenden Gewinn bzw. 
Verlust konstatieren (Mehrfachnennungen waren möglich). 
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  Abbildung 16: Zielvorstellungen mit Bedeutungsgewinn und Bedeutungsverlust.  
 
Neben dem Abbau von fremdenfeindlichen Einstellungen als einer Kern-
aufgabe politischer Bildungsarbeit wurden insbesondere Zielvorstellungen 
mit persönlichkeitsbildendem und einstellungsänderndem Potential als 
zunehmend bedeutsam erkannt.  
Bei den Bedeutungsverlusten verdienen insbesondere die Zielstellungen 
Aufmerksamkeit, die sich mit Fragen der Ökologie, der internationalen 
Solidarität und der Friedenspolitik auseinandersetzen. Dabei handelt es 
sich allesamt um Zielstellungen, die in starkem Maße auch von den Neu-
• Abbau fremdenfeindlicher Einstellungen (52,9%) 
• Förderung sozialer und kultureller Kompetenz (43,0%) 
• Förderung von Mündigkeit und Urteilsbildung in der  
Demokratie (30,4%) 
Bedeutungs-
gewinn 
Bedeutungs-
verlust 
• Förderung ökologischer Kompetenz (42,5%) 
• Förderung friedenspolitischer Einstellungen (36,9%) 
• Internationale Solidarität (35,9%) 
• Auseinandersetzung mit deutscher Geschichte (35,2%) 
• Förderung der gesellschaftlichen Gleichstellung von Frauen 
und Männern (34,1%) 
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en Sozialen Bewegungen aufgegriffen werden. Inwieweit hier bereits bei 
der Zielbestimmung den Neuen Sozialen Bewegungen Themenfelder we-
gen deren höherem Aktivierungspotential überlassen werden, wird bei 
der Diskussion der tatsächlich durchgeführten Veranstaltungen hinsicht-
lich der Themensetzungen eine wichtige Rolle spielen.  
Gleichfalls muss gefragt werden, ob hinter dem Bedeutungsverlust der 
Zieldimension Förderung gesellschaftlicher Gleichstellung von Frauen und 
Männern die Überzeugung steht, dass diese Dimension ob ihrer gelunge-
nen und etablierten Umsetzung nicht mehr als separiertes Ziel vorgehal-
ten werden muss, oder ob der konstatierte Bedeutungsverlust eher als 
Reaktion auf eine inzwischen zurückgegangene Nachfrage zu bewerten 
ist.  
Einen Bedeutungsverlust erfährt auch das Ziel Auseinandersetzung mit 
der deutschen Geschichte. Hier zeichnet sich offenbar ein Trend ab, der 
gerade im Zusammenhang mit der Themenorientierung langfristig eine 
Rolle spielen wird. Themen zur deutschen Geschichte, gerade solche mit 
starkem lokalen bzw. regionalen Bezug, generieren, rein quantitativ ge-
sehen zwar immer noch den größten Anteil politischer Bildungsangebote, 
bei keinem anderen Thema gibt es aber eine so starke altersspezifische 
Differenzierung in der Nachfrage. 
 
Die Gründe für die Bedeutungsverschiebungen sind vielfältig. So werden 
die gesellschaftliche Entwicklung im Allgemeinen, als auch die aktuellen 
gesellschaftlichen Ereignisse inklusive ihrer Medienpräsenz im Besonde-
ren, sowohl für die Bedeutungsabnahme als auch für die Bedeutungszu-
nahme einzelner Zielstellungen verantwortlich gemacht. Gleichfalls wer-
den Veränderungen innerhalb der Einrichtungen und geänderte Förder-
richtlinien oftmals als bedeutungsändernd betrachtet. Kann die Bedeu-
tungszunahme des Ziels Abbau fremdenfeindlicher Einstellungen einer 
zunehmenden Fremdenfeindlichkeit zugeschrieben werden, erfolgt die 
Begründung für die Bedeutungsabnahme der Themen Ökologie, Solidari-
tät und Friedenspolitik oftmals mit solchen Aussagen wie „Sättigung“, 
„das Thema ist durch“ und „wird inzwischen von anderen wahrgenom-
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men“. Gerade letztere Aussage wirft wieder ein Licht auf Themenver-
schiebungen in Richtung Neue Soziale Bewegungen. 
Bei einem vergleichenden Blick auf die inzwischen abgeschlossene Evalu-
ation der Politischen Jugendbildung tritt eine Übereinstimung beim Be-
deutungswandel einzelner Zielvorstellungen zu Tage. Dies gilt insbeson-
dere für die Ziele mit einem hohen Bedeutungsverlust wie z. B. Ökologie, 
Förderung friedenspolitischer Einstellungen und internationale Solidarität 
(vgl. Schröder/Balzter/Schroedter 2004, S.129). 
 
5.2.2  Themen der durchgeführten Bildungsveranstaltungen und 
ihre Verschiebungen aus Sicht der Institutionen 
Schaut man sich die Themen der im Jahr 2001 tatsächlich durchgeführten 
Bildungsveranstaltungen an, so zeigt sich laut Institutionenbefragung na-
türlich ein mit den Zieldimensionen vergleichbares Bild. Aufschlussreich 
sind auch hier die Aussagen über Themenverschiebungen. Bezogen auf 
die Anzahl der Bildungsveranstaltungen wurde nach den Themen gefragt, 
die in den letzten fünf Jahren an Bedeutung gewonnen bzw. verloren ha-
ben.  
Bedeutungsgewinn wurde dabei solchen Themen wie Prävention gegen 
Extremismus/ Fremdenfeindlichkeit/ Gewalt, Interkultureller Dialog/ in-
ternationale Begegnungen und Europa, Europäische Union zugesprochen. 
Zu diesen Themen wurden in 2001 auch die meisten Veranstaltungen an-
geboten.  
 
An Bedeutung verloren haben nach Einschätzung der Befragten die The-
men Umweltbildung/ Ökologie/ Agenda 21 und Geschlechterfragen, bei-
des Themen, denen weniger Nachfrage attestiert wird und die entspre-
chend auch seltener angeboten werden (Geschlechterfragen steht z. B. 
an letzter Stelle der aufgeführten Themen). 
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   Abbildung 17: Themenbereiche mit Bedeutungsgewinn und Bedeutungsverlust.  
 
Auch hier gibt es Übereinstimmungen zur Politischen Jugendbildung, al-
lerdings werden die Bedeutungsverluste und –gewinne dort nicht von so 
vielen Einrichtungen übereinstimmend angegeben. Vergleichbar ist z. B. 
der Bedeutungsgewinn bei den Themen Extremismus und Fremdenfeind-
lichkeit sowie der Bedeutungsverlust bei den Themen Ökologie, Umwelt-
bildung und Agenda 21.  
 
Betrachtet man abschließend die Themen der durchgeführten Bildungs-
veranstaltungen als Operationalisierungen von Zielvorstellungen, muss es 
hier zwangsläufig Parallelen geben. Besonders augenfällig wird dies beim 
Thema Abbau von Fremdenfeindlichkeit (Bedeutungsgewinn) sowie bei 
Ökologie, Deutsche Geschichte und Gender (Bedeutungsverlust). 
• Prävention gegen Extremismus, Fremdenfeindlichkeit und 
Gewalt (31,5%) 
• Interkultureller Dialog, internationale Begegnungen (26,9%) 
• Europa, Europäische Union (23,4%) 
Bedeutungs-
gewinn 
Bedeutungs-
verlust 
• Deutsche Geschichte (41,3%) 
• Umweltbildung, Ökologie, Agenda 21 (30,6%) 
• Geschlechterfragen (30,3%) 
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Ziel Anzahl der 
Einrichtungen, 
die BG bzw. 
BV konstatie-
ren 
Thema Anzahl der 
Einrichtungen, 
die BG bzw. 
BV konstatie-
ren 
Abbau fremdenfeindli-
cher Einstellungen 
BG 53% Prävention gegen 
Extremismus, Frem-
denfeindlichkeit 
BG 32% 
Förderung ökologi-
scher Kompetenz 
BV 43% Umweltbildung, Öko-
logie, Agenda 21 
BV 31% 
Auseinandersetzung 
mit der deutschen Ge-
schichte 
BV 35% Deutsche Geschichte BV 41% 
Förderung gesell. 
Gleichstellung von 
Frauen und Männern 
BV 34% Geschlechterfragen BV 30% 
Abbildung 18: Vergleich Bedeutungsgewinn (BG) und –verlust (BV) bei Ziel-  
stellungen und Themen. 
 
Bei einer Diskussion der Ergebnisse sowohl der Ziel- als auch der The-
menverschiebungen dürfen zwei Fragestellungen nicht außen vor bleiben:  
1. Welchen Einfluss haben spezielle Förderprogramme auf die ge-
nannten Verschiebungen? Förderprogramme sind natürlich immer 
auch eine Reaktion auf ein gesellschaftliches Klima bzw. eine ge-
sellschaftspolitische Situation (z. B. Gewalt gegen ausländische 
Mitbürger) und es ist schon auffällig, dass z. B. das Thema Präven-
tion gegen Extremismus und Fremdenfeindlichkeit einen Bedeu-
tungsgewinn verzeichnen kann in einem Zeitrahmen, der förderpo-
litisch stark durch Präventionsprogramme wie zum Beispiel „Civi-
tas“3 geprägt wurde. 
2.  Kann eine Ursache für die Bedeutungsverluste darin begründet lie-
gen, dass die entsprechenden Themen mehr und mehr durch die 
Neuen Sozialen Bewegungen besetzt werden? Themen wie Um-
weltbildung, Ökologie und Agenda 21 haben bei den Trägern Politi-
scher Bildung an Bedeutung verloren, gleichzeitig sind dies aber 
                                                 
3 Teil des Aktionsprogramms der Bundesregierung „Jugend für Toleranz und  
Demokratie – gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitis-
mus“. 
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zentrale Themen, mit denen sich Soziale Bewegungen auseinan-
dersetzen. Ein anderer Erklärungsansatz wäre der zeitweise her-
ausragende Stellenwert ökologischer Themen bis weit in die 90er 
Jahre. Wenn aktuell die ökologische Bildung wieder gleichberech-
tigt neben anderen Angeboten steht, würde sich dieser Umstand 
aber trotzdem in einem Bedeutungsverlust ausdrücken. 
 
5.2.3  Vergleich der Themen hinsichtlich Angebot und Nachfrage 
Sowohl in der Institutionenbefragung als auch in der Teilnehmerbefra-
gung wurde nach den Themen politischer Bildungsveranstaltungen ge-
fragt. 17 identische Themen bzw. Themengruppen waren jeweils vorge-
geben, andere Themen konnten ergänzt werden. Während bei der Insti-
tutionenbefragung nach der konkreten Anzahl durchgeführter Veranstal-
tungen zu den einzelnen Themenbereichen gefragt wurde, bezog sich die 
Fragestellung bei der Teilnehmerbefragung auf das Interesse an den ein-
zelnen Themenfeldern. Im Ergebnis wurde in beiden Fällen eine Rangfol-
ge der Themen hinsichtlich Angebot bzw. Nachfrage erstellt. Aus der Ana-
lyse bzw. dem Vergleich lassen sich exemplarische Aussagen zur thema-
tischen Angebotsvielfalt der Institutionen und zur Nachfrageorientierung 
der Teilnehmenden formulieren. Das Verhältnis von Angebot und Nach-
frage lässt sich dabei in vier Kategorien beschreiben: 
 
Kategorie 1  
Diese Kategorie umfasst alle Themen, die einerseits von den Einrichtun-
gen in großer Zahl angeboten werden und anderseits bei den Teilneh-
menden auf großes Interesse stoßen. Dazu gehört an erster Stelle der 
Themenbereich Prävention gegen Extremismus, Fremdenfeindlichkeit und 
Gewalt. In der Rangfolge der Institutionen liegt diese Themengruppe auf 
Rang 2 (nach Deutsche Geschichte), allerdings mit „Aufwärtstrend“ – auf 
entsprechende Nachfrage konstatieren die Institutionen, dass dieser 
Themengruppe der höchste Bedeutungsgewinn, bezogen auf die letzten 
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fünf Jahre, zukommt. Dem nachgefragten Interesse der Teilnehmenden 
nach liegt diese Themengruppe sogar auf Platz 1.  
Zur Kategorie 1 wären gleichfalls die Themenbereiche Sozialpolitik und 
Interkultureller Dialog zu zählen. Letzterer zählt auch wiederum zu den 
Themengruppen, die laut Institutionenbefragung in den letzten fünf Jah-
ren an Bedeutung gewonnen haben. 
 
Themenbereich Rang IB Rang TB 
Übereinstimmung von großem Angebot und großer Nachfrage 
Prävention gegen Extremismus, Fremdenfeindlichkeit und 
Gewalt 
     2  Ò 1 
Sozialpolitik (z. B. Familien- und Gesundheitspolitik)      5 4 
Interkultureller Dialog, internationale Begegnungen      3  Ò 5 
Abbildung 19: Themen mit großem Angebot und großer Nachfrage. Die Symbol-
pfeile markieren in dieser und den folgenden drei Tabellen die Themenfelder, bei 
denen besonders viele Einrichtungen einen Bedeutungsgewinn (Ò) bzw. Bedeu-
tungsverlust (Ô) bezogen auf die letzten fünf Jahre konstatieren. 
  
Kategorie 2 
Gleichfalls durch eine hohe Angebots- und Nachfrageübereinstimmung 
sind die folgenden drei Themenbereiche charakterisiert. Im Unterschied 
zur ersten Kategorie handelt es sich dabei allerdings um eine Überein-
stimmung auf „niedrigem Niveau“, das heißt, die Themenbereiche spielen 
sowohl im Angebotsspektrum als auch in der Nachfrage nur eine unter-
geordnete Rolle. Hierzu gehören neben ökologischen auch kommunalpoli-
tische Themen sowie Themen zur Geschlechterfrage. 
 
Themenbereich Rang IB Rang TB 
Übereinstimmung von Angebot und Nachfrage auf „niedrigem Niveau“ 
Umweltbildung, Ökologie, Agenda 21     11  Ô 11 
Fragen die das Leben der Kommune betreffen     16 16 
Interkultureller Dialog, internationale Begegnungen     17  Ô 15 
Abbildung 20: Themen mit geringem Angebot und geringer Nachfrage. 
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Dass sich Veranstaltungsangebote zu ökologischen Themen auf diesem 
Angebots- bzw. Nachfrageniveau befinden, mag an der schon geäußerten 
neuen Themenverortung in diesem Bereich liegen. Seit Jahren schon sind 
ökologische Fragestellungen ein inhaltlich konstituierendes Moment für 
zahlreiche nichtinstitutionalisierte Bewegungen (bei weitem nicht nur 
Greenpeace). Ob hier die Institutionen der Politischen Bildung ein The-
menfeld quasi freiwillig der „Konkurrenz überlassen haben“, kann nur 
vermutet werden. Durch die Institutionenbefragung konnte jedenfalls 
nachgewiesen werden, dass der Themenbereich Umwelt in den letzten 
fünf Jahren an Bedeutung verloren hat. Dies kann eine Reaktion auf eine 
zu geringe Nachfrage wegen besagter „Wanderbewegung“ zu den Neuen 
Sozialen Bewegungen sein.  
Unterstützt wird diese These dadurch, dass gerade für jüngere Teilneh-
mer die Institutionen der Politischen Bildung im Zusammenhang mit öko-
logischen Fragen eine immer geringere Rolle spielen (vgl. auch diesbe-
zügliche Ergebnisse aus der Evaluation der Politischen Jugendbildung). 
Das Interesse an diesen Themen differenziert sich altersgemäß wie folgt: 
 
14,9
30,3
47,2
40,1
49,6
53,8
0
20
40
60
80
100
< 18 18-26 27-35 36-50 51-65 > 65
Alter der TeilnehmerInnen
In Prozent
 
    Abbildung 21: Starkes Interesse an Themen zur Umweltbildung 
    und Ökologie nach Altersgruppen (N=583, MW=37,3%). 
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Kategorie 3  
Eine dritte Kategorie umfasst Themenbereiche, die von den Institutionen 
zwar in hoher Quantität angeboten, von den Teilnehmenden aber in nur 
geringem Maße nachgefragt werden. Dazu gehören Themen zur deut-
schen Geschichte, zum politischen System der BRD sowie zu Europa.  
 
Themenbereich Rang IB Rang TB 
vorhandenes Angebot ist größer als die Nachfrage 
Deutsche Geschichte     1  ÔÔ 9 
Politisches System der BRD     6 14 
Europa, Europäische Union     4  Ò 8 
Abbildung 22: Themen mit großem Angebot bei geringer Nachfrage. 
 
Bei allen drei Themenfeldern handelt es sich um klassische Bereiche der 
Politischen Bildung, sowohl aus geschichtlicher, institutioneller als auch 
integrativer Perspektive. Zu hinterfragen ist hier zum einen, wie zeitge-
mäß dies aus quantitativer Sicht ist. Gleichzeitig steht hier aber auch die 
Frage nach den Methoden zur Diskussion, mit denen diese Stammthemen 
der Politischen Bildung vielleicht seit Jahrzehnten vermittelt werden und 
oftmals seit Jahren unmodifiziert die Programmhefte generieren. Der 
starke Interessenrückgang wird im übrigen auch von den Institutionen 
selbst bestätigt, im Falle der Themen zur deutschen Geschichte konsta-
tieren 41% der Einrichtungen bezogen auf die letzten fünf Jahre einen 
Bedeutungsverlust. Hoffnungsvollerweise scheint sich dieser Trend beim 
Thema Europa nicht zu wiederholen. 23% der Einrichtungen jedenfalls 
bestätigen diesem Thema einen Bedeutungsgewinn. Welchen identitäts-
stiftenden Gehalt das Thema Europa generell hat, wird im Kapitel 5.4 nä-
her beleuchtet. 
Ein Blick auf die an deutscher Geschichte interessierten Teilnehmenden 
macht deutlich, dass hier eine große Altersdifferenzierung vorliegt: Wäh-
rend 73% der über 65-jährigen dem Thema ein starkes Interesse entge-
genbringen, reduziert sich das Interesse bei den 27-35-jährigen auf 32%.  
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   Abbildung 23: Starkes Interesse an Themen zur deutschen  
   Geschichte nach Altersgruppen (N=610, MW=46,7%). 
 
Das hier gerade bei der älteren Generation Themenangebote zur deut-
schen Geschichte nachgefragt werden, liegt in hohem Maße auch an der 
kommunikativen Qualität solcher Veranstaltungen, zumal dann, wenn der 
Themenbezug das Aufeinandertreffen von Personen mit vergleichbaren 
Sozialisationserfahrungen und biographischen Hintergründen erwarten 
lässt: 
„Zum Beispiel interessiert ältere Leute intensivst die sächsische Landes-
geschichte. Das ist für die Leute sehr interessant, zumal auch die jüngere 
Zeitgeschichte. Sei es also zum Beispiel […] Konsumpolitik und Konsum-
verhalten in der DDR. Mit unterschiedlichen Themen, also zum Beispiel: 
´Wohlstand, Schönheit, Glück - Konsumpolitik in der DDR´ oder ´Das 
ABC des Ostens – Konsumgüter als Zeitzeugen´. Und solche Themen, 
wissen Sie, das spricht ältere Herrschaften an, die nicht Mittler Politischer 
Bildung sind, sondern die einfach das Gespräch suchen, die einfach das 
Kennenlernen suchen, die sich einfach im Rahmen solcher Veranstaltun-
gen geborgen fühlen.“ (A2/11) 
 
          5  Entwicklungspotentiale der Politischen Bildung                     
 96
Einrichtungen der Politischen Bildung haben als soziale und kommunikati-
ve Orte gerade bei stark biographiebezogenen Themen wie der jüngeren 
deutschen Geschichte einen hohen Stellenwert. Dies wird auch dadurch 
belegt, dass diese Themen insbesondere bei den Teilnehmenden auf star-
kes Interesse stoßen, die auch sonst häufiger Angebote der Politischen 
Bildung nutzen. 
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    Abbildung 24: Starkes Interesse an Themen zur deutschen 
    Geschichte nach Teilnahme pro Jahr (N=604, MW=46,7%). 
 
Die geringe Nachfrage zum Themenfeld Politisches System der BRD hat 
sicher weniger mit einem Desinteresse an sich, sondern viel mehr damit 
zu tun, dass sich politische Institutionenkunde methodisch oftmals auf 
eine Art trockene Strukturkunde reduziert. Dagegen gibt es zahlreiche 
Beispiele, wie gerade in diesem Bereich durch Begegnung vor Ort (Be-
such von Landtagen etc.) Distanzen aufgehoben werden und die Arbeit 
der Institutionen des politischen Systems auf kommunaler-, Landes- und 
Bundesebene transparent gemacht werden können. Das Themenfeld Poli-
tisches System der BRD ist somit ein klassisches Beispiel dafür, dass sich 
das Angebot eben nicht nur an einer in diesem Fall geringen Nachfrage 
orientieren darf. Vielmehr sollten hier Bemühungen unternommen wer-
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den, durch eine Erweiterung des methodischen Repertoires in Richtung 
lebensweltorientierter Angebote eine größere Nachfrage zu erzeugen.  
Damit formuliert sich im Übrigen nicht nur eine Aufgabe an die Politische 
Bildung, sondern gleichsam an die Politik selbst. Mangelnde öffentliche 
Kommunikation politischer Prozesse und Entscheidungen durch die Politik 
kann nicht zwangsläufig durch die Angebote der Politischen Bildung kom-
pensiert werden4. Zumal auch nicht davon ausgegangen werden kann, 
dass politisch interessierte und engagierte Bürgerinnen und Bürger die 
Antworten auf ihre Fragen bei den Institutionen der Politischen Bildung 
suchen (denen sie oftmals auch eine zu große Staats- bzw. Parteinähe 
unterstellen). Die rückläufige Nachfrage belegt, dass das Gegenteil der 
Fall ist. 
 
Kategorie 4 
Schließlich lassen sich Themenbereiche zusammenfassen, die durch eine 
hohe Nachfrage bei einem gleichzeitig zu geringen Angebot gekennzeich-
net sind. Hier wären in erster Linie arbeitsmarktpolitische, außenpoliti-
sche und medienpädagogische Themen zu benennen.  
 
Themenbereich Rang IB Rang TB 
Vorhandenes Angebot genügt nicht der Nachfrage 
Arbeitswelt (Arbeitslosigkeit, Zukunft der Arbeit) 7 2 
Außenpolitik, Entwicklungspolitik 9 3 
Kritischer Umgang mit Medien 10 6 
Abbildung 25: Themen mit geringem Angebot bei großer Nachfrage. 
 
Eine solche Bewertung muss als ein deutliches Signal für die Institutionen 
verstanden werden, gerade in diesen drei hoch politischen Themenberei-
chen stärkere Angebotsschwerpunkte zu setzen. Am Beispiel des The-
                                                 
4 Auch wenn viele politische Bildner immer wieder mit Ihrer Rolle als „politische 
Feuerwehr“ kokettieren. 
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menfeldes kritischer Umgang mit Medien soll dies nachfolgend inhaltlich 
begründet werden. 
 
5.3  Zur Diskrepanz von Angebot und Nachfrage – Variante 1:  
Thema Medienarbeit 
Ein Ziel Politischer Bildung ist es, Angebote zu schaffen, bei denen jeder 
die Fähigkeit zum Umgang mit neuen Medien erwerben kann. Gefordert 
wird dabei eine umfassende Medienkompetenz nicht nur der Kinder und 
Jugendlichen, sondern auch der Erwachsenen. Dies ist umso dringlicher, 
da es nach wie vor gerade unter Lehrern und Erziehern noch starke Ängs-
te im Umgang mit Medien gibt, die sich dann wiederum oftmals in einer 
bewahrpädagogischen Haltung ausdrücken. Nun bezeichnet Medienerzie-
hung aber das pädagogische Handeln, das zur kritisch-reflexiven Nutzung 
der Medien anleiten soll. Es gilt also im Rahmen einer politischen Bil-
dungsarbeit auf der Grundlage einer handlungsorientierten Medienpäda-
gogik für Bürger und insbesondere für Multiplikatoren entsprechende An-
gebote zu realisieren. Nicht "Was machen die Medien mit den Bürgern?", 
sondern "Was machen die Bürger mit den Medien?" steht im Mittelpunkt 
der theoretischen Diskussion und praktischen Angebote (vgl. Fritz 2003). 
Die handlungsorientierte Medienpädagogik versteht den Menschen als 
gesellschaftliches Subjekt, das grundsätzlich die Fähigkeit besitzt, einge-
bettet in den gesellschaftlichen Kontext diesen kritisch-reflexiv zu gestal-
ten und zu verändern. Medien sind dabei Bestandteil dieses Kontextes 
und nicht nur für Kinder und Jugendliche eine wichtige Sozialisationsin-
stanz, die in vielfältigen Formen immer stärker die verschiedenen Le-
bensbereiche durchdringt. Wir rezipieren die medialen Botschaften und 
verarbeiten sie in Abhängigkeit von unseren individuellen Biographien 
und der sozialen Umgebung, in der wir leben. Wir sind jedoch nicht nur 
Rezipienten von Medienbotschaften sondern auch in der Lage, die Medien 
zu gestalten und selbstbestimmt zur Verwirklichung unserer Interessen 
zu nutzen. Die Medien sind somit einerseits Mittler gesellschaftlicher Bot-
schaften, die von uns aufgenommen und verarbeitet werden und ander-
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seits Mittel zur Artikulation von Vorstellungen, Meinungen und Forderun-
gen an die Gesellschaft.  
Politische Bildung sollte also in der Medienarbeit eine wichtige Chance zur 
Partizipation sehen. Da die Medien nicht nur passives Rezeptionsmittel 
sind, können Teilnehmer durch aktive Nutzung ihre spezifischen Fähigkei-
ten und Kompetenzen ausloten und entwickeln, wodurch gleichzeitig ihr 
Selbstbewusstsein und ihr kritisches Urteilsvermögen gefördert wird: 
„So einen ganz praktischen Betroffenheitsansatz gibt es allerdings auch, 
was die neuen Medien anbetrifft. Zu uns kommen relativ viele Teilnehmer 
unterschiedlichen Alters, die meinen, es wird jetzt endlich mal Zeit, dass 
ich mich mit dem Computer auseinander setze. Damit ich da den Zugang 
finde und natürlich auch, dass […] ich das als Element meiner Lebensges-
taltung mit verwenden möchte. Sei es jetzt auch im Hinblick auf das spä-
tere Alter, wo man dann auch nicht plötzlich damit konfrontiert sein will. 
Das ist schon ein sehr deutliches Motiv. Bis hin natürlich auch zu der Tat-
sache, dass man es als Arbeitsgerät, als Instrument für seinen Verein 
braucht, seine politische Betätigung oder was auch immer.“ (C3/158) 
Im Rahmen der Institutionenbefragung wurde dem Thema Medienkompe-
tenz ein eigener Schwerpunkt gewidmet. Zunächst wurde danach gefragt, 
in welchen der vier Schwerpunkte medienpädagogischer Arbeit (siehe 
Kasten) Angebote gemacht werden. 
1. Medienkunde: Aneignung von Orientierungs- und Strukturwissen, 
um Medien, Mediensysteme, mediale Anwendungen und Netze in 
ihrer Komplexität zu erfassen; 
2. Medienkritik: Analyse der Medienstrukturen und ihre Einbettung 
in soziale und ökonomische Zusammenhänge;  
3. Mediennutzung: Fähigkeit, Medien selbstbestimmt zu nutzen und 
auch technisch zu beherrschen;  
4. Mediengestaltung: Fähigkeit zur sozialen und kreativen Interakti-
on z. B. durch Eigenproduktionen mit Medien  
(vgl. Baacke 1997, 1999 und Schorb 1998) 
 
Es zeigte sich, dass hier den Themen Medienkritik (69%) und Mediennut-
zung (61%) die größte Aufmerksamkeit zukommt. Darin findet sowohl 
die analytische als auch die praktische Dimension bei der Ausbildung von 
Medienkompetenz ihre Berücksichtigung. 
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Dem gegenüber wird der eigentlichen Medienkunde weniger Bedeutung 
beigemessen (46%). Bei einer fundierten Auseinandersetzung mit Medien 
sollte die Politische Bildung gerade der Grundierung eines Medienwissens 
mit den entsprechenden politischen Orientierungen und wirtschaftlichen 
Strukturen aber auch den entwicklungspsychologischen und kognitiven 
Dimensionen der Medienrezeption eine höhere Aufmerksamkeit schen-
ken. Ansonsten besteht die Gefahr, dass Medienkritik nicht ausreichend 
fundiert artikuliert werden kann. Dieses Dilemma erleben wir beispiels-
weise immer wieder bei der Diskussion um die Wirkung der Medien. Kri-
tisch wird den Medien vorgehalten, dass z. B. die Zunahme von Gewalt-
darstellungen im Fernsehen kausale Wirkungsbeziehungen auf das Ge-
waltverhalten der Rezipienten ausübt. Dieser Vorwurf greift zu kurz und 
beruht letztlich auf der Unkenntnis wirkungstheoretischer Grundlagen.  
 
Eine weitere Frage bezieht sich auf die praktische Umsetzung medienpä-
dagogischer Schwerpunktsetzungen. Hier zeigt sich, dass in erster Linie 
medienpraktischen Angeboten der Vorzug gegeben wird (52%).  
An zweiter Stelle folgen Angebote im Bereich der rezeptiven Medienarbeit 
(41%). Hier sind in aller Regel Filmvorführungen gemeint. Betrachtet 
man die Entwicklung der letzten Jahre, so ist zu beobachten, dass hier 
bundesweit eine ganze Reihe bemerkenswerter Angebote entstanden 
sind. Exemplarisch wäre hier z. B. das Projekt Schulkino Dresden5 zu 
nennen. Das Angebot richtet sich sowohl an Schulklassen als auch insbe-
sondere an Multiplikatoren. Bei der Filmauswahl werden vorrangig The-
men berücksichtigt, die der Lebenswelt der Kinder und Jugendlichen ent-
sprechen und als Anregungspotential für vertiefende Diskussionen dienen 
können (vgl. Beer 2000).  
In diesem Zusammenhang ist der von der Bundeszentrale für politische 
Bildung erstellte Filmkanon einer kritischen Betrachtung zu unterziehen. 
Die Kritik richtet sich nicht gegen die Filmauswahl nach filmhistorischen 
und genrerepräsentativen Kriterien, sondern vielmehr darauf, dass sich 
die Lebenswirklichkeit der anvisierten Rezipienten nicht genügend in der 
                                                 
5 siehe www.schulkino-dresden.de 
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Filmauswahl spiegelt. Betrachtet man Filmrezeption aber auch als einen 
Bestandteil der Selbstsozialisation, müssen individuelle Befindlichkeiten in 
der Themen- und Heldenwahl der ausgewählten Streifen stärker Berück-
sichtigung finden. 
Weiter bleibt zu kritisieren, dass lediglich 25% der Einrichtungen medien-
pädagogische Weiterbildung im engeren Sinne anbieten. Diese Aussage 
korreliert mit der bereits beschriebenen geringen Schwerpunktsetzung im 
Bereich der Medienkunde. Medienpädagogische Weiterbildung richtet sich 
in erster Linie an Multiplikatoren, also an die Bevölkerungsgruppe, die 
den Erziehungsprozess organisiert und durchführt. Im Gegensatz zu Kin-
dern und Jugendlichen verfügen aber Lehrer und Erzieher oftmals über 
weniger technische und Bedienkompetenzen als die ihnen pädagogisch 
Anempfohlenen. Gleichzeitig existieren aber die bereits beschriebenen 
Vorbehalte hinsichtlich des kritischen Umgangs mit modernen Medien. 
Baacke beschreibt dies mit dem „pädagogischen Blick“. Dieser ist nach 
Baacke ein Blick, der den Adressaten verfehlt, auf den er sich richtet. So 
ist der pädagogische Blick z. B. auf das Fernsehen oft einseitig und von 
großer Bedenklichkeit geprägt (vgl. Baacke 1995). Auch hier wäre im 
Rahmen politischer Bildungsangebote eine größere Angebotsvielfalt sinn-
voll; das mögliche Spektrum reicht von Informationsveranstaltungen zum 
präventiven Jugendschutz bis zur Durchführung medienpädagogischer 
Elternabende. 
Dass fast ein Viertel aller befragten Einrichtungen gar keine Angebote 
zum Thema Medien ausweist, muss vor dem Hintergrund des beschriebe-
nen Bedeutungszusammenhangs als sehr bedenklich eingeschätzt wer-
den. 
Die Einbeziehung und Anwendung des Internets in die politische Bil-
dungsarbeit erweist sich häufig weit schwerer als vermutet. Gleichwohl 
gibt es für politische Bildner genügend Anlass, das pädagogische Potential 
des Internet im Auge zu behalten. Klar ist die Positionierung, dass mit 
dem Internet allein Politische Bildung nicht betrieben werden kann 
(96%). Gleichwohl schätzen 86% der Befragten ein, dass das Internet die 
Zusammenarbeit im Bildungsbereich wesentlich erleichtert (z. B. fachli-
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cher Austausch, Vernetzung der Programmangebote oder gemeinsame 
Seminarwerbung). Interessant ist auch der Umstand, dass immerhin 77% 
der Befragten der Aussage zustimmen, dass das Internet nicht nur als 
politischer Raum erfahrbar ist, sondern auch zur aktiven politischen Parti-
zipation genutzt werden kann. Dies ist auch vor dem Hintergrund bemer-
kenswert, dass immerhin fast ein Viertel aller Befragten das Internet be-
reits heute als das zentrale Alltagsmedium einschätzen (24%). Die insge-
samt eher verhaltenen Positionierungen zum Internet speisen sich sicher 
auch aus den Erfahrungen, die viele Einrichtungen z. B. mit dem Werbe-
effekt des eigenen Internetauftritts haben. 
 
5.4 Zur Diskrepanz von Angebot und Nachfrage – Variante 2: 
Thema Europa 
Das Thema Europa ist bei allen Trägern Politischer Bildung – teils promi-
nent – vertreten und trotzdem, wie es die Vertreterin einer Landeszentra-
le ausdrückte, „zieht“ es nicht so richtig, ist „vielleicht nicht so griffig“ 
(A1/29). Über die europäische Perspektive, so wird immer wieder ange-
merkt, lasse sich keine Identität ausbilden, man fühlt sich in der Lebens-
praxis als Europäer und das läuft alles unterhalb politischer Bezüge ab:  
„Ich glaube eher, dass es einfach so selbstverständlich angenommen 
wird, dass wir in einem vereinten Europa leben, wo es keine Probleme 
mehr bei der Grenze gibt, kein Problem mehr bei der Währung gibt [...] 
allenfalls ein Problem mit der Sprache gibt. Aber das ist eben auch schon 
ein Problem – die Sprache. Wo man also auch zum Teil eben nichts zu-
sammen machen kann, weil es sehr aufwendig ist, wenn man Überset-
zungen [...] und Ähnliches braucht.“ (A1/34-35) 
Gerade beim Europathema ist deutlich, dass herkömmliche Bildungsver-
anstaltungen die Bevölkerung über ein enges Fachpublikum hinaus kaum 
motivieren. Da muss eine andere Ebene dazukommen:  
„Vor vier, fünf Jahren haben wir Themen zu Europa angeboten und es war 
häufig zu registrieren, die Veranstaltungen sind ausgefallen, weil einfach 
die Teilnehmerzahlen nicht zustande gekommen sind. Sehr interessante 
Themen, z. B. haben wir angeboten, wie z. B. Projektmittel von Brüssel in 
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X unterkommen könnten, wie man das macht, wie man so einen Antrag 
stellt und was solche Projekte inhaltlich ausmachen, welche Wirkung sie 
auf eine Gemeinde, auf eine Stadt, einen Landkreis haben könnten [...]. 
Vielleicht liegt das auch an dem methodischen oder strategischen Heran-
gehen bezüglich der Vermittlung unseres Bildungsangebots.“ (A2/24).  
Man muss versuchen „eine Einheit von Emotionalem und Rationalem“ 
herzustellen. Und eine Bildnerin bringt es in diesem Zusammenhang auf 
den Punkt:  
„Also, ich habe einige Anläufe gemacht und bin also genauso gescheitert. 
Und denke, es bringt überhaupt nichts, in eine graue Theorie hin irgend-
etwas zu machen, also es muss wirklich mit den Leuten verbunden sein, 
weil sonst ist es sinnlos.“ (B2/61)  
Deshalb schält sich in den qualitativen Erhebungen zum Thema Europa 
die fast durchgängige Meinung heraus, dass es dort einigermaßen klappt, 
wo es um grenzüberschreitende Prozesse und Begegnungen geht.  
„Was sehr wohl und gut angenommen wird und wo es auch ganz enge 
Verflechtungen gibt, ist im grenzüberschreitenden Bereich. Es gibt da so 
eine grenzüberschreitende Volkshochschule in Y und mit der kooperieren 
wir seit einigen Jahren und an der Stelle funktioniert das natürlich besser, 
wenn man unmittelbare Partner hat.“ (A1/31) 
Eine großstädtische Volkshochschule versucht diesen Begegnungscharak-
ter medial zu inszenieren:  
„Und, natürlich, was ist einer der leichtesten Zugänge oder der nie-
derschwelligsten Zugänge zu einem anderen Land? Das sind natürlich 
Filme. [...] Und das ist jetzt zum vierten Mal ausverkauft, da ist eine Rie-
sennachfrage. [...] Da kommen dann zu einer Diskussion vielleicht nur 
sechzig Leute [...] aber das ist eine Brücke, wo ich denke, das ist auch 
sinnvoll, diese Verbindung weiter zu verfolgen, manches hängt von Zufäl-
ligkeiten, auch von Ressourcen und auch natürlich von menschlichen Be-
ziehungen, die man hat, ab“ (B5/94).  
Aber auch Bildungsfahrten können so ausgerichtet werden, dass solche 
emotional-aktivierenden Bezüge entstehen können:  
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„Ich habe richtig begriffen, was Flaggen für eine Nation bedeuten, wenn 
ich mit Gruppen zum Europäischen Parlament nach Straßbourg gefahren 
bin. […] Diese Identität mit diesem Parlament, diese Örtlichkeit zu sehen, 
diese Flaggen vor dem Europarat zu sehen […]. Gerade mit internationa-
len Gruppen. Das ist so eine Identität, also über solche Dinge auch dann 
zu diskutieren: Was heißt Flaggen? Wie gehen wir mit Nationalbewusst-
sein um? [...] Da passiert Lernen, ja, ganz ungeplant z. B. während der 
Busfahrt auch.“ (C4/313) 
 
Auffällig ist (zumindest was das uns zur Verfügung stehende Erhebungs-
material betrifft), dass der Vergleich mit anderen europäischen Ländern – 
vor allem denen der EU – in der Politischen Bildung nicht genutzt wird, 
um die eigene Situation in Deutschland zu kontrastieren, bewertbar zu 
machen. Innerhalb der Europäischen Union gibt es ganz unterschiedliche 
Arbeits-, Bildungs- und Wohlfahrtsregimes mit unterschiedlichen Auswir-
kungen, was das Verhältnis Bürger – Staat und die Aktivierungs- und 
Selbstregulierungs- sowie Partizipationsmöglichkeiten der Bürger betrifft. 
Der Begriff des Regimes, so wie er fachwissenschaftlich gebraucht wird, 
bedeutet, dass nicht nur der Grad der Regulierung und Versorgung durch 
den Staat, sondern auch die Formen der Partizipation und des Engage-
ments sehr stark von unterschiedlichen politischen und kulturellen Tradi-
tionen abhängen. Ebenso steht er in Bezug mit der Art und Weise, wie 
zentrale Prinzipien der Gesellschaft – Arbeit, öffentliche Ordnung, Familie, 
Bürgerartikulation – gewachsen sind. In skandinavischen Ländern wird 
der Sozialstaat mehr als Lebensform und weniger als hoheitliche Institu-
tion der sozialen Sicherung und Versorgung verstanden. In angelsächsi-
schen Ländern wird den Bürgern in Sachen Ausbildung und Arbeitssuche 
viel mehr zugemutet aber auch zugetraut, als das bei uns der Fall ist. 
Und die oft als „unterinstitutionalisiert“ belächelten südeuropäischen Län-
der können höhere Aktivierungsniveaus und phantasievollere Engage-
mentformen aufweisen als sie hier in Modellversuchen immer wieder an-
gestrebt werden. Gerade die chaotischen Diskussionen und ungerichteten 
Proteste zur Arbeitsmarktreform haben die Problematik aufgezeigt, dass 
wir in Deutschland immer noch ein so stark erwerbsarbeitszentriertes Ge-
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sellschaftssystem haben, dass eine bürgergesellschaftliche Ausbalancie-
rung nicht stattfinden kann. Wer aus dem Beschäftigungssystem fällt 
bzw. nicht hineinkommt, gilt und fühlt sich als Arbeitsloser und entspre-
chend stigmatisiert. Als Bürger wird er nicht verbindlich angesprochen 
und anerkannt und so ist es kein Wunder, dass bei uns „Bürgerarbeit“ 
keine richtige Arbeit ist und auch kaum jemand daran glaubt, darüber 
einen Ausgleichsstatus erwerben zu können. Deshalb wäre es in der Poli-
tischen Bildung wichtig, zu zeigen – auch in Begegnungen – wie in ande-
ren europäischen Ländern mit der Krise umgegangen wird, wie sich Be-
troffene dennoch aktivieren lassen und zu Engagement fähig sind und 
welche Beschäftigungsideen und -zugänge sich in regionalen Netzwerken 
entwickeln lassen. Die Hartz-IV-Proteste haben in aller Brisanz gezeigt, 
wie sinnvoll und notwendig die von der EU propagierte Wechselwirkung 
zwischen aktiver Staatsbürgerschaft und Beschäftigungsfähigkeit ist. Und 
das trifft nicht nur für Ostdeutschland zu, wo dies – gerade auch für die 
politischen Bildner – eine zentrale Bedeutung für den Aufbau einer politi-
schen Bildungskultur hat. 
 
5.5  Teilnehmende 
Die Motivation vom Menschen, an politischen Bildungsveranstaltungen 
teilzunehmen, ändert sich in dem Maße, wie der Verwertungsaspekt im-
mer weiter in den Vordergrund rückt. Menschen nehmen an politischen 
Bildungsveranstaltungen teil, um einen wie auch immer gearteten per-
sönlichen Gewinn zu erzielen (Wissenserwerb, Orientierung, Partizipation, 
Kompetenzerweiterung). Mehr und mehr steht dabei die Frage der beruf-
lichen Verwertbarkeit im Vordergrund.  
Die vorliegenden empirischen Befunde stützen sich auf die im Zusam-
menhang mit der Politischen Bildung aktiven Adressaten – nämlich den 
Teilnehmenden an Maßnahmen der Politischen Bildung. Dargestellt wer-
den die Altersverteilung der Teilnehmenden und deren Verschiebungen in 
den letzten Jahren. Wichtig für die Einschätzung der Wirksamkeit politi-
scher Bildungsmaßnahmen ist die Frage nach der Motivation von Teil-
nehmenden, an politischen Bildungsmaßnahmen teilzunehmen. Die Ein-
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schätzung erfolgt dabei sowohl aus der Sicht der politischen Bildner, als 
auch aus der Sicht der Teilnehmenden selber. 
Befragt man die Institutionen nach dem Alter ihrer Teilnehmer, ergibt 
sich folgendes Bild: An erster Stelle steht die Altersgruppe der 36-50-
jährigen. Diese Gruppe wird „eingerahmt“ durch die Gruppe der 27-35 
und der 51-65-jährigen. Ein Blick auf die beruflich/ sozialen Statusgrup-
pen betätigt diese Aussagen: Es dominieren die Berufstätigen, gefolgt 
von der Gruppe der (Vor-)Ruheständler. Die Teilnehmerbefragung bestä-
tigt diese Aussagen auch quantitativ, insbesondere bezogen auf die Al-
tersverteilung der Teilnehmer. In die Gruppe der 36-50-jährigen fallen 
demnach 31% der Teilnehmenden, gefolgt von der Gruppe der 51-65-
jährigen, die 21% ausmachen. 
Aufschlussreich ist die Frage nach dem Bedeutungsgewinn bzw. -verlust 
einzelner Altersgruppen aus Sicht der politischen Bildner. Hier zeigt sich, 
dass bezogen auf die letzten fünf Jahre die Gruppe der 51-65-jährigen 
sowie die Gruppe der bis 26-jährigen in dem Maße zugenommen wie die 
Gruppe der Jungen Erwachsenen (27-35-jährige) abgenommen hat. Mit 
Deutlichkeit wird diese Verteilung durch die Teilnehmerbefragung bestä-
tigt: In der Altersverteilung steht die Gruppe der 27-35-jährigen erst an 
4. Stelle. Einen möglichen Erklärungsansatz dafür liefern die Positionie-
rungen der politischen Bildner zu folgender Aussage „Berufliche Weiter-
bildung hat die politische Bildung heute in den Hintergrund gedrängt“. 
Immerhin 69% der Befragten haben dieser Aussage zugestimmt. Hier 
schwingen in erster Linie die auch in den Gruppendiskussionen immer 
wieder thematisierten Bedenken mit: Politische Bildung ist notwendig  
aber außer im direkten Bedarfskontext der Teilnehmer schwer vermittel-
bar. Und der Bedarfskontext der 27-35-jährigen ist eindeutig berufsbio-
grafisch ausgerichtet.  
 
In diesem Zusammenhang ist es sinnvoll, den Blick auf die Motivationsla-
gen und Präferenzen der Teilnehmenden zu richten. Sowohl die politi-
schen Bildner als auch die Teilnehmenden selber wurden danach befragt.  
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Das von den Teilnehmenden am häufigsten genannte Kriterium ist, Wis-
sen über politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge 
zu erwerben: 90,8% halten diese Kriterium für „wichtig“ bis „sehr wich-
tig“. Diese Motivation deckt sich mit der vorrangigen Aufgabe Politischer 
Bildung, Orientierungswissen (Informationen und Zusammenhänge) zu 
vermitteln. Auch die politischen Bildner schätzen dies als Hauptmotivation 
der Teilnehmenden ein (Rang 1 mit 76,6%). Relative Übereinstimmungen 
in den Einschätzungen gibt es gleichfalls bei den Motiven Kompetenzen 
für politische Beteiligung zu erwerben bzw. Nutzen für die eigene ehren-
amtliche Tätigkeit zu erzielen. Bezogen auf das Alter der Teilnehmenden  
sind diese am Partizipationsgedanken orientierten Motive insbesondere 
dem mittleren Erwachsenenalters (35-50 Jahre) zuzurechnen.  
In der Bewertung einer politischen Bildungsmaßnahme durch die politi-
schen Bildner offenbart sich die größte Diskrepanz bei der Frage nach 
dem beruflichen Nutzen und dem Wunsch nach Zertifizierung. Beide Mo-
tive werden von den politischen Bildnern entsprechend niedrig einge-
schätzt. Der Vergleich mit der Teilnehmerbefragung macht hingegen 
deutlich, dass hier sehr wohl eine starke Motivationslage vorhanden ist, 
wenn im Fall der Zertifizierung auch auf niedrigem Niveau. Interessant 
und mit Blick auf die Nachfrageorientierung unbedingt überdenkenswert, 
ist die Unterstellung der politischen Bildner, dass die Teilnehmenden rela-
tiv unbenommen von beruflichen Verwertungsinteressen an den Maß-
nahmen Politischer Bildung teilnehmen. 
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      Abbildung 26: Motivation der Teilnehmenden aus Sicht der  
       Anbieter (grün) und aus Sicht der Teilnehmenden selber (gelb). 
 
Bezogen auf die Wahl der Einrichtungen legen die Teilnehmer den größ-
ten Wert darauf, dass die Veranstaltung an einem Ort stattfindet, der ei-
ne ansprechende Atmosphäre aufweist (62%). Dies wird durch die politi-
schen Bildner ganz anders eingeschätzt. Hier liegt die „Qualität des Ver-
anstaltungsortes“ eindeutig im Hinterfeld. Mit Qualität war hier im Übri-
gen nicht das inhaltliche oder methodische Repertoire angesprochen, 
sondern das Klima, die Atmosphäre, kurz der Klausurcharakter einer Ein-
richtung.  
Für 43% der Teilnehmenden ist die Nähe der Einrichtung zum Wohnort 
bzw. Arbeitsplatz ein weiteres wichtiges bzw. sehr wichtiges Auswahlkri-
terium. Erwartungsgemäß steigt dieser Wert je nach Altersgruppen zwi-
schen 29% bei den unter 18-jährigen und 66% bei den über 65-jährigen. 
Eine ähnlich aufsteigende Tendenz lässt sich bei dem Kriterium „Orientie-
rung der Einrichtung“ (z. B. konfessionell, gewerkschaftlich oder politisch) 
beobachten: bei einem Durchschnittswert von 34% ist dieses Kriterium 
für die unter 18-jährigen in 22% wichtig bzw. sehr wichtig, bei den über 
65-jährigen liegt dieser Wert dagegen bei 53%. 
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Einrichtungen der Politischen Bildung sind zunehmend bemüht, tagesak-
tuelle und gesellschaftliche Themen aufzugreifen und dazu natürlich auch 
entsprechende Hintergründe zu liefern. Unabhängig von förderpolitischen 
Beschränkungen gelingen hier trotz aller vorgetragener Kritik Angebote, 
die sich oftmals sehr zeitnah mit sowohl globalen als kommunalen The-
men beschäftigen. Aktualität wird hier immer verstanden als die notwen-
dige Begleitung eines Bildungsprozesses, der in erster Linie auf die zu-
sammenhängende Darstellung von Hintergründen setzt, seien diese poli-
tischer, ideologischer, historischer oder religiöser Natur. Dieser Ansatz 
wendet sich damit bewusst gegen die im Zusammenhang mit der Diskus-
sion um die Nachfrageorientierung neuerdings vorgetragene Forderung 
nach einen so genannten „Häppchenbildung“ (vgl. Rudolf 2003a), welche 
es dem potentiell politisch interessierten Bürger ermöglichen soll, sich 
über aktuelle Themen knapp und kompakt zu informieren. Da bei der 
vorliegenden Untersuchung nicht die potentiellen sondern die tatsächli-
chen Nutzer politischer Bildungsangebote befragt wurden, fällt die Ent-
scheidung auf nachfolgende Frage aus der Teilnehmerbefragung wenn 
nicht überraschend, so in dieser Höhe doch erstaunlich aus. 
Die Teilnehmer sollten entscheiden, welche der beiden Optionen ihnen 
wichtiger wäre: (a) schnelles Aufgreifen aktueller Themen bei knapper 
und kompakter Darstellung oder (b) die zusammenhängende Darstellung 
von Hintergründen, die durch aktuelle Themen untersetzt werden. 22% 
entscheiden sich für (a), dagegen votierten 78% für (b). Dabei liegt des 
Verhältnis von (a) und (b) bei den jünger als 18-jährigen bei 43% zu 
57% vergleichsweise nah beieinander. Bei den über 65-jährigen liegt es 
bei 11% zu 89% und bei den 27-35-jährigen gar bei 7% zu 93%, also ein 
Verhältnis von 1:13. Eine ähnliche Aussage läst sich machen, vergleicht 
man die Entscheidung der Teilnehmer mit der Anzahl der von Ihnen be-
suchten Veranstaltungen zur politischen Bildung pro Jahr. Umso häufiger 
Teilnehmer pro Jahr derartige Angebote nutzen, umso größer Ihr Wunsch 
nach zusammenhängenden Darstellungen. 
 
          5  Entwicklungspotentiale der Politischen Bildung                     
 110
5.6  Zur Evaluation der Bildungsangebote und zur Diskussion um 
die Wirkung Politischer Bildung 
Seit der Diskussion um die Marktfähigkeit der Politischen Erwachsenen-
bildung (vgl. Rudolf 2002, 2003) stellt sich erneut auch die Frage nach 
deren Wirkung. Die Politische Bildung ist kaum beteiligt am Weiterbil-
dungsboom der letzten Jahre, dieser kam eher der beruflich-betrieblichen 
Bildung zugute. Somit steht die Politische Bildung (hier insbesondere die 
Politische Jugendbildung) unter besonders hohem Legitimationsdruck. 
Einerseits die Vergewisserung, dass ihre Leistungen allmähliche und län-
gerfristige Einstellungsänderungen zum Ziel haben (die sich irgendwann 
vielleicht auch in politischem Engagement und Handeln manifestieren 
können), anderseits die Ohnmacht, dass sich eben diese Leistungen sehr 
schwer operationalisieren lassen und sich damit einer empirisch exakten 
Messung weitgehend entziehen. Hinzu kommt der Druck der Marktorien-
tierung und ihrer betriebswirtschaftlichen Logik sowie die Abbau- und 
Sparmentalität politischer Entscheidungsträger. Dem naiven „Glauben an 
die Macht des Messbaren“ (Ahlheim 2003, S.5) wird in diesem Zusam-
menhang gern nachgehangen. Begründen lässt sich dieser Glaube sicher 
mit der Hoffnung, durch empirische Befunde solche Einrichtungen ins Ein-
sparungsvisier zu nehmen, die nicht unmittelbar nützlich, weil nicht (un-
mittelbar) messbar sind. 
„Wir werden ja auch von Parlamentariern immer wieder gefragt oder Par-
lamentarier stehen plötzlich vor irgendwelchen Zwängen, wenn sie dann 
Auskunft geben sollen, was denn mit der Förderung der Politischen Bil-
dung bewirkt worden ist. Also diese enge Wirkungsforschung oder sagen 
wir mal das Input-/ Outputergebnis, das kann es nicht sein. Also, das ist 
nicht Aufgabe der Politischen Bildung.“ (C3/161) 
Eine rein auf ökonomischen Nutzen orientierte Wirkungsevaluation wird 
dabei in einem ideellen Bereich wie dem der Politischen Bildung zwangs-
läufig ihr Ziel verfehlen bzw. schlimmer noch, zu folgenschweren Spar-
vorschlägen verführen: „Es gibt keine empirisch gesicherte Datenbasis 
Politischer Bildung im öffentlichen Auftrag in Deutschland. Denn auch mit 
feinsten Instrumenten von Evaluation kann ich die entscheidenden Wir-
kungen Politischer Bildung nicht messen und belegen. Hier sehe ich der-
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zeit eine grobe Oberflächlichkeit am Werk: Es wird manchenorts so ge-
tan, als seien wir Wirtschaftsbetriebe, wo Input und Output eindeutig 
messbar seien“ (Schiele 2004, S. 3) 
Gleichwohl ist es unbestritten, dass im Zusammenhang mit jeder Evalua-
tion von Politischer Bildung natürlich auch die Frage nach deren Wirkung 
gestellt werden muss. Aber: „Worauf das Forschungsinteresse zu richten 
ist oder zu richten wäre, geht nicht im Messbaren auf.“ (Tietgens 1986, 
S.18). Vielmehr bestimmen eine Vielzahl neuer Themen, aber auch altbe-
kannte Grundlagen pädagogischen Handelns, bei der Suche nach geeig-
neten Evaluationsmethoden zur Wirkungsanalyse diese Diskussionen: 
Zieldefinition, Professionalisierung, Teilnehmerzufriedenheit, Teilnehmer-
interessen. 
Methodisch abgesicherte empirische Erhebungen in Bezug auf die politi-
sche Bildungsarbeit werden zunehmend extern und intern mit oft sehr 
unterschiedlichen Konzeptionen und Zielsetzungen eingefordert und 
durchgeführt. Ging es dabei anfangs bei den Untersuchungen zumeist um 
einen quantitativen Überblick, rückten im Kontext von Qualitätssicherung 
und Qualitätsentwicklung eine Fülle anderer Ziele in den Vordergrund: 
Die Erhebung der Rahmen- und Ausgangsbedingungen von politischer 
Bildungsarbeit spielte dabei inzwischen eine ebenso große Rolle wie die 
Beobachtung von Prozessen und – zumindest ansatzweise – der Ergeb-
nisse von politischen Bildungsmaßnahmen. 
Trotz aller Untersuchungen und trotz der Diskussionen um die Evaluation 
scheint es nur wenig befriedigende Antworten auf die Frage zu geben, die 
doch im Zentrum stehen sollte: Welche Wirkungen hat eine politische Bil-
dungsmaßnahme? Der berechtigte Hinweis, dass Wirkung nicht standar-
disierbar und eine einfache lineare Kausalität von Ursache und Wirkung 
dem komplexen Charakter von politischen Bildungsprozessen nicht an-
gemessen ist, befreit nicht von der Notwendigkeit, sich der Frage nach 
dem „Output“ des eigenen Handelns als politischer Bildner und als politi-
sche Bildungseinrichtung zumindest zu stellen. Im Bildungsalltag fallen 
die Antworten auf diese Frage leider oft sehr pragmatisch, weil fiskalisch 
bestimmt, aus: 
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„Denn eins muss uns auch klar sein, […] ich habe einen unvergleichlich 
höheren Aufwand, um zehn Leute zusammen zu trommeln, die sich für 
ein Seminar über Ausländerproblematik oder Integrationsproblematik in-
teressieren, als zehn Leute zusammen zu karren, die einen Yogakurs ma-
chen. Und da mache ich doch viel lieber einen Yogakurs und verdiene da 
noch ein ordentliches Geld, als ein Kurs zur Integration von ausländischen 
Mitbürgern, der mich eigentlich nur Geld kostet.“ (B1/21) 
Diese Position verstärkt bei vielen politischen Bildnern die Befürchtung, 
dass die Evaluation von Bildungsmaßnahmen hinsichtlich deren Wirksam-
keit mehr und mehr unter rein ökonomischen Gesichtspunkten bzw. unter 
dem Aspekt der so genannten Nachfrageorientierung durchgeführt wird: 
„… diese Geschichte mit der nachfrageorientierten Politischen Bildung, die 
ist nicht ungefährlich für uns. Weil natürlich so eine Evaluation auch vor 
diesem Hintergrund gemacht wird. Die öffentlichen Kassen sind zuneh-
mend leer und man muss gucken, an welcher Stelle man Geld sparen 
kann. Und dafür sucht man sich im wissenschaftlichen Bereich Partner, 
und der Rudolf ist ein dankbarer Partner. Der tingelt permanent bei den 
Tagungen der Bundeszentrale rum und vermittelt das da auch, weil er 
genau das tut, was sozusagen auch im Moment aktuell ist: Es muss Geld 
gespart werden. Und nachfrageorientierte Politische Bildung heißt, die Bil-
dung wird sozusagen komplett von den Trägern selbst finanziert und von 
den Teilnehmern. Und das ist meiner Ansicht nach ein Konstrukt, was 
nicht geht.“ C4/122) 
Unangesprochen bleibt in diesem Zusammenhang, dass sich im Fall ex-
terner Evaluationen viele Einrichtungen inzwischen einer wahren Frage-
bogenflut ausgesetzt fühlen. Dies verursacht natürlich bei vielen Bildner 
neben Frust auch die Vermutung, dass bei förderpolitischen Entscheidun-
gen dem Instrument des Fragebogens der Vorzug gegeben wird. Die Be-
fragungsinstrumente können aber nur bis zu einem bestimmten Maße 
und in kurzfristigen Zeitfenstern die Wirklichkeit der Politischen Bildung 
abbilden. Dass sich in dieser Kurzfristigkeit keine Wirksamkeitseffekte 
nachweisen lassen, liegt auf der Hand. 
„Also, da haben wir im Zuge dieser ganzen Evaluationsdebatte, der wir ja 
nun von 50 Förderstellen ausgesetzt sind und wo man ständig neue Eva-
luationsbögen erfindet. Es ist sehr schwierig, Bildung, die Wirkung von 
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Bildungsprozessen, da wo sie sich nicht in, sag ich mal, Klassenarbeiten 
niederschlagen, sondern im Erwachsenenbildungsbereich – diese Wirkung 
zu messen. Das ist einfach so. Ich sag nicht, dass man sich da nicht an-
strengen soll und auch eine stärkere Evaluation durchführen soll, aber 
letztlich: Die Wirkungsdebatte wird, glaub ich, ins Leere laufen.“ (C5/52) 
Geradezu resignierend formuliert ein Bildner das eigene Unvermögen, 
seinem Gefühl, politisch wirksam zu sein, nicht in dem normierten Sche-
ma eines Fragebogens Ausdruck verleihen zu können: 
„Aber nicht alles, was man nicht messen kann oder was man nicht evalu-
ieren kann, ist ja nicht nicht da, ja? Es gibt ja Wirkungen …“ (C5/53) 
 
Solange die Wirkungsforschung für das Feld der Politischen Bildung kein 
plausibles Untersuchungsdesign anbietet, bleibt nur die Flucht in Meta-
phern: Der Leiter einer Bildungseinrichtung berichtet darüber, dass er 
seit einer Reise nach Kanada überzeugter Taglichtfahrer ist. In Kanada ist 
es allen Autofahrern seit einigen Jahren gesetzlich vorgeschrieben, auch 
am Tag mit Licht zu fahren. Laut Statistik konnte durch diese Maßnahme 
die Zahl der Verkehrstoten um 25% gesenkt werden. Das Bewusstsein, 
durch sein Handeln seinen Teil zur Verkehrssicherheit und Unfallvermei-
dung beizutragen, motivierte den Kollegen, jeden Tag das Autolicht ein-
zuschalten. Nun besteht die Gefahr, dass sich Überzeugung, Idealismus 
und Sendungsbewusstsein nur auf die pauschale Aussicht einer 25%igen 
Opferreduzierung nicht dauerhaft aufrechterhalten lässt. Deshalb hätte es 
der Kollege manchmal für seine Selbstvergewisserung und -motivierung 
schon gerne etwas konkreter, z. B. durch die Beantwortung der genauso 
pragmatischen wie simplen Frage: „Wenn ich´s Licht anhab - wer stirbt 
nicht deshalb?“ (vgl. C5/55). 
Im Rahmen der Institutionenbefragung wurden die politischen Bildner mit 
der These konfrontiert, dass die Wirkung politischer Bildungsarbeit aktu-
ell, d.h. zum Zeitpunkt der Maßnahme, schwer einzuschätzen ist. Nahezu 
90% stimmten dieser Aussage zu. Damit stellt sich automatisch die Frage 
der Nachhaltigkeit politischer Bildungsarbeit oder pragmatisch gesagt, die 
Frage der Nachbetreuung der Teilnehmenden. Eine wie auch immer orga-
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nisierte Nachbetreuung findet in 44% der Einrichtungen statt. Diese reali-
siert sich zu etwa gleichen Anteilen durch Kontaktpflege, Nachtreffen, 
Aufbaukurse und Netzwerkarbeit.  
Aussagekräftiger ist in diesem Zusammenhang die Frage nach der Aus-
wertung bzw. der Evaluation der eigenen Bildungsangebote. 13% der Be-
fragten geben an, dass in ihrer Einrichtung bislang keine Evaluation 
durchgeführt wurde, 11% der Einrichtungen nutzen Fremdevaluationen 
und 87% der Einrichtungen organisieren die Auswertung ihres Bildungs-
angebotes durch Selbstevaluation. Betrachtet man, worauf sich die Eva-
luation im Einzelnen richtet, wird eine klare Orientierung auf die Teilneh-
menden deutlich: 
 
Ausrichtung der Evaluation auf: Nennungen 
Zufriedenheit der Teilnehmenden mit dem Bildungsangebot 98% 
Transfer in den Alltag 57% 
Wissenszuwachs 56% 
Struktur und Management der Einrichtung 43% 
Ökonomische Gesichtspunkte 21% 
Abbildung 27: Wenn Sie Ihr Angebot evaluieren bzw. evaluieren lassen, worauf 
richtet sich die Evaluation? (MN möglich). 
 
Die angegebenen Evaluationsausrichtungen orientieren sich an der Klassi-
fizierung nach Kirkpatrick (1959, 1960). Deutlich muss hier angemerkt 
werden, dass sich die erhobene Teilnehmerzufriedenheit fast ausschließ-
lich immer auf die der Evaluation unmittelbar vorangegangene Bildungs-
maßnahme bezieht. Gefragt wird z. B. nach der Angemessenheit der Me-
thode oder nach den Rahmenbedingungen (Qualität der Verpflegung, Un-
terkunft etc.). In geringerem Umfang richtet sich das  Evaluationsinteres-
se auch auf die Frage des Transfers in den Alltag und auf Wissenszu-
wachs. Damit sind zwei mögliche Wirkungsindikatoren benannt, die in der 
Evaluationspraxis bislang aber zu wenig Anwendung finden. Fragegestel-
lungen, die Aufschlüsse über die Qualitätssicherung der Einrichtung und 
deren ökonomischer Absicherung geben sollen, spielen bei Evaluations-
maßnahmen eine eher untergeordnete Rolle. 
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Gefragt wurde auch nach den zum Einsatz kommenden Evaluationsme-
thoden. Auch hier orientiert sich die Evaluation in erster Linie an den 
Teilnehmenden. Sie erfolgt entweder vorzugsweise über eine Befragung 
der Teilnehmenden (93%) oder in Form eines formalisierten Auswer-
tungsgesprächs am Ende einer Veranstaltung (58%). Erst mit gehörigem 
Abstand folgen Evaluationsinstrumente, die mitarbeiterorientiert sind: 
Auswertungsbogen für Mitarbeiter (34%) und Supervision (15%).  
Bleibt die Frage nach der Wirksamkeit von Evaluationsmaßnahmen. Zu-
mindest was die Programmplanung und die Themenangebote betrifft, 
wird eingeschätzt, dass hier die Ergebnisse von Evaluationsmaßnahmen 
zu Veränderungen beitragen, also letztlich wieder die vorrangige Orientie-
rung auf den Teilnehmenden als Kunden. Eher gering wirken sich Evalua-
tionen auf eine Modifizierung des Methodenrepertoires, auf eine Verbes-
serung der Öffentlichkeitsarbeit und generell auf die Rahmenbedingungen 
aus. Keinen Einfluss haben Evaluationsmaßnahmen auf die Auswahl der 
Kooperationspartner oder z. B. auf Stellenbesetzungen. 
 
Inwieweit eine so deutliche Fixierung von Evaluation auf die potentiellen 
Nutzer des politischen Bildungsangebotes sinnvoll ist, steht hier zumin-
dest zur Diskussion. Bei einem Ansatz politischer Bildungsarbeit, wie ihn 
z. B. die Leiterin einer großen Einrichtung beschreibt, könnten sich in die-
sem Zusammenhang jedenfalls Probleme ergeben:  
 „Ich breche radikal mit der These, Politische Bildung muss die Menschen 
erreichen oder auch die These: Man muss die Menschen da abholen, wo 
sie sind. Dann sind wir in der paternalistischen Rolle der Politischen Bil-
dung: ´Ich weiß mehr als du, ich weiß, was für dich gut ist´. Und auch 
der Träger, der Bildungsangebote macht, und sich sehr zielgruppenorien-
tiert ausrichtet, ist der Meinung, dass er weiß, was für die Betroffenen gut 
ist. Davon haben wir uns völlig gelöst, wir hinterfragen auch solche Sa-
chen der Erreichbarkeit. Und ich will ihnen sagen, es ist nicht intendiert 
und sie ist auch kaum zu evaluieren, diese Form der Politische Bildung.“ 
(A3/61) 
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Hinter dieser nur scheinbaren Abkehr vom Teilnehmenden steht ein Kon-
zept, welches die Selbstbestimmung und Mündigkeit der Teilnehmenden 
voraussetzt bzw. erreichen will. Dass dieses Herangehen wenig Material 
für eine nur teilnehmerorientierte Evaluation liefert, liegt auf der Hand. 
Ein anderer Kollege behält für die Evaluation des eigenen Angebotes die 
ehemaligen Teilnehmenden im Blick und kann somit für sich und seine 
Maßnahme sehr wohl eine – wenn auch wieder nur durch die Teilneh-
menden bestimmte – Wirkung ableiten: 
„Wir können nicht sagen: bei dem wirkt es so, bei dem wirkt es so nicht. 
Ich kann aber sagen: nach unserem Projekt sind von den 65 Jugendlichen 
[…], nur fünf wieder beim Sozialamt gelandet: Junge Mütter, die gedacht 
haben, wenn sie ein Kind kriegen, dann haben sich nicht so viel Stress. 
Und die anderen sind in Arbeit. Das kann ich Ihnen so in der Summe sa-
gen. Aber was wer warum macht, oder ob der den Weg nicht anders auch 
gemacht hätte – diese ganzen Politiker-Wirkungsfragen sind einfach gar 
nicht zu beantworten.“ (C5/61) 
Ohnehin wird in dem Umstand, dass ehemalige Teilnehmende im Leben 
oder im Beruf „angekommen“ sind bzw. dass Teilnehmende „wieder-
kommen“ das deutlichste Indiz für die Wirksamkeit politischer Bildungs-
arbeit gesehen: 
„Wir können allenfalls selber im Moment aus der Tatsache, dass Leute 
wiederkommen zu Veranstaltungen, schließen, dass das Angebot, was wir 
ihnen machen, für sie von Interesse ist und dass sie da was mitnehmen. 
Sonst würden sie ja kaum kommen. Denn allein wegen einer Erbsensuppe 
mit einem Würstchen kommt keiner jedes Jahr nach X, beispielsweise.“ 
(A1/200) 
Abschließend noch eine Bemerkung zu dem tatsächlichen und prognosti-
zierten Adressatenkreis der Politischen Bildung. Nur etwa ein Prozent Be-
völkerung besucht regelmäßig und aktiv Veranstaltungen der außerschu-
lischen Politischen Bildung (Hufer 1995, S. 5). Ob diese Angabe zutrifft 
oder nicht, sie ist Ausdruck einer Diskussion, in der sich Wirkung nach 
gezählten Köpfen misst. Wahlweise tauchen bis zu fünf Prozent Aktive 
auf, Rudolf prognostiziert gar einen Potentialbereich von über 38% (vgl. 
Rudolf 2002a, S. 213). Die Frage steht, ob der Wirksamkeitsnachweis 
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Politischer Bildung in dieser Weise rein quantitativ geführt werden kann 
und muss. Mitunter gerät nämlich dabei aus dem Blickfeld, dass Politische 
Bildung immer auch einen Multiplikatoreneffekt hat: 
„… Die Beteiligung war nie höher, lag immer generell bei 1 bis 1,5%. Aber 
aus den 1 bis 1,5% der Beteiligten, daraus rekrutiert sich die politische 
Klasse in der Bundesrepublik, sowohl in der Politik als auch bei karitativen 
Vereinen. […] Das Gleiche gilt für das Rote Kreuz, das gilt für einen 
Sportverein genauso. Und wenn wir in dieses ehrenamtliche Engagement, 
was es durchweg in der Republik gibt, wenn man da mal den Biographien 
nachgeht, erkennt man immer wieder: Die sind irgendwo mal bei einer 
Institution der Politischen Bildung gewesen.“ (C4/103) 
 
5.7  Politische Bildung in den neuen Bundesländern 
Bei Auswertung der Evaluationsstudie im Hinblick auf etwaige ostdeut-
sche Besonderheiten hat sich ein bezeichnendes Profil herausgebildet. 
Während sich in der institutionell ausgerichteten Fragebogenerhebung 
ähnliche und vergleichbare Profile und Trends wie in der Politischen Bil-
dung Westdeutschlands finden lassen, sieht das bei der Auswertung des 
qualitativen Materials deutlich anders aus. Vor allem in den Gruppendis-
kussionen mit Bildungsreferenten aus verschiedenen Trägern in den neu-
en Bundesländern zeigt sich eine mentalitätsspezifische Kluft zwischen 
der institutionell-organisatorischen Angebotsstruktur und der Nachfrage 
nach Politischer Bildung der Bevölkerung. Dieses Ergebnis passt in einen 
Interpretationsrahmen, der nicht nur auf den Bereich der Politischen Bil-
dung, sondern auch auf andere Gebiete der sozialen und kulturellen Ent-
wicklung im Zuge des Transformationsprozesses nach der Wende zutrifft: 
Die institutionelle Transformation, das heißt die Übernahme der west-
deutschen Förderrichtlinien, Organisationsformen und Methoden wurde 
realisiert, eine entsprechende Bildungskultur konnte sich aber nur be-
dingt bis kaum entwickeln. Die Erfahrung und Erkenntnis, dass diese   
übernommene institutionelle Struktur sich in einer besonderen, über Ge-
nerationen hinweg geprägten, westdeutschen sozialstaatlichen und de-
mokratischen Kultur entwickelt hat, die nicht so wie die Organisations-
formen und Verfahren übertragbar ist, durchzieht fast alle Statements 
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der in den Gruppendiskussionen und Expertengesprächen befragten ost-
deutschen Bildungsreferenten.  
Dabei ist vor allem hervorzuheben, dass darüber zu einem Zeitpunkt ge-
klagt wird, an dem die Politische Bildung seit über zehn Jahren in den 
neuen Bundesländern etabliert ist. Damit reiht sich die ostdeutsche Politi-
sche Bildung – zumindest in weiten Bereichen – in jene Problematik eines 
„Strukturirrtums“ ein, der zu einer falschen Einschätzung der Entwicklung 
der deutsch-deutschen Situation nach der Wende geführt hatte. Man ging 
– übrigens auch in der Sozial- und Bildungsforschung – von einem Mo-
dernisierungs- und Demokratisierungsrückstand in den ostdeutschen Bei-
trittsländern aus, der mit der Zeit und mit dem Aufkommen neuer Gene-
rationen sich verkleinern und schließlich aufhören würde. Diese These 
von der „nachholenden Modernisierung“ erweist sich heute nicht nur als 
zu einfach, sondern auch problematisch in den Konsequenzen, die im Be-
reich der Politischen Bildung in den 1990er Jahren herausgezogen wur-
den. So entstand ein Vermittlungsgefälle, in dem in der Wahrnehmung 
vieler ostdeutscher Teilnehmer die westdeutsche Dominanz und ihr eige-
ner ostdeutscher Objektstatus (sie sollten ja etwas vermittelt bekommen) 
in den Vordergrund rückte, so dass auf beiden Seiten problematische 
Wahrnehmungsassoziationen entstanden: Viele politische Bildner sahen 
die alten DDR-Vermittlungs-strukturen weiter wirken, viele Teilnehmer 
wiederum erfuhren die neue Politische Bildung in gewissem Sinne als 
Fortsetzung tradierter hoheitlicher Vermittlungsformen. So interpretiert 
der Leiter einer ostdeutschen Landeszentrale diese Konstellation als 
„Vorbehalte gegenüber der Politischen Bildung“ und beschreibt:  
„Wir mussten vor allem das Erlebnis Politischer Bildung als Oktroyieren 
von Meinungen, als Überwältigen, als Überstülpen von Meinungen, diese 
Einstellung zur Politischen Bildung, die war da und musste abgebaut wer-
den.“ (A2/15)  
Der Leiter einer westdeutschen Landeszentrale, der in den neuen Bun-
desländern beim Aufbau der Politischen Bildung beteiligt war, drückt sei-
ne entsprechende Wahrnehmung so aus:  
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„Und dann habe ich gemerkt, und das hat noch zwei, drei Jahre nachge-
wirkt, das was ich im Westen bei uns für sehr wichtig halte, dieses Forum, 
das haben die nicht verstanden. Das haben die nicht geglaubt. Die haben 
immer noch geglaubt, der ... dem fehlt jetzt nur die Uniform und die Müt-
ze, aber es ist wirklich der Alte, der indoktriniert, in dem Sinne, wie wir 
das ja schon kennen. Jetzt zwar von einem anderen Wind begleitet, aber 
im Grunde ist das dasselbe, ich glaube, dass es heute noch nicht ausge-
standen ist.“ (A5/46) 
Daraus wird deutlich, dass die ersten Jahre des deutsch-deutschen Trans-
formationsprozesses in der Politischen Bildung erst einmal von diesem 
(Miss)verständigungsprozess in der Vermittlung geprägt waren. Für die-
sen Bewältigungsprozess gab es keine historischen und methodischen 
Vorbilder. Der Glaube mancher politischer Bildner, man könne die frühe-
ren Erfahrungen mit dem Reeducation-Programm in Westdeutschland der 
Nachkriegszeit auf ostdeutsche Bildungsverhältnisse übertragen, verfehl-
te die ostdeutsche Wirklichkeit: „Die Geschichte hat sich nicht wiederholt, 
auch wenn es manchem so erscheint. Für die Ostdeutschen bedeutete 
der frei gewählte Übergang in die Bundesrepublik etwas anderes als für 
die Westdeutschen der demokratische Wiederaufbau nach dem verlore-
nen Krieg“ (Misselwitz 2002, S. 30).  
Da konnte es nicht ausbleiben, dass ostdeutsche Teilnehmer in Bildungs-
veranstaltungen und deutsch-deutschen Foren, in denen von westdeut-
scher Seite Assoziationen zum Reeducation-Programm hinein getragen 
wurden, dies als weiteren Schritt der Entwertung und Diskriminierung 
ihrer gesellschaftlichen biographischen Vergangenheit erlebten. Insofern 
war es gerade für die aus Ostdeutschland stammenden Bildungsreferen-
ten wichtig, diesen Verständigungsprozess vor den Vermittlungsprozess 
zu setzen und den ehemaligen DDR-Bürger zu ermöglichen, die neue Po-
litische Bildung im Vergleich und Kontrast zu früheren Bildungsstrukturen 
in der DDR zu erleben. In diese Richtung wurde es nahezu exemplarisch 
in einer weiteren ostdeutschen Landeszentrale für politische Bildung 
formuliert:  
„Und wir sind ja im Grunde genommen, ohne das wir gefragt wurden, in 
das Konzept Politische Bildung integriert worden und es war ja in allen 
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neuen Bundesländern so, dass da auch alte Bundesländer Pate gestanden 
haben. Und das Interessante für uns ist, dass wir praktisch die Grund-
ideen Politischer Bildung, wie sie in den alten Bundesländern entwickelt 
wurden, bis hin zum Beutelsbacher Konsens, der uns natürlich ein sehr 
lieb gewordenes Instrument ist. Dass wir eben eine besondere Herausfor-
derung haben und die heißt eben: Abgrenzung zu allen Arten von aufokt-
royierter Politischer Bildung oder Propaganda. Und zwar, was machen wir 
anders als am Pioniernachmittag, im FDJ-Studienjahr, […] im Parteilehr-
gang usw. und so fort. Und das ist eigentlich der springende Punkt. Das 
heißt, dadurch müssen wir unseren Ansatz noch tausendmal mehr reflek-
tieren, als in den liebgewordenen Traditionen der alten Bundesländer.“ 
(A3/10) 
Nun nahmen und nehmen die von Westdeutschland her initiierten und 
mit aufgebauten Landeszentralen eine besondere Stellung im Transfor-
mationsprozess Politischer Bildung ein, weil sie mit einer gleichsam insti-
tutionell-hoheitlichen Akzeptanz rechnen konnten und von ihrer instituti-
onellen Aufgabendefinition her – Informations- und Multiplikatorenstruk-
turen Politischer Bildung zu schaffen – sich auch bald in institutionellen 
Netzwerken verankerten bzw. diese selbst schaffen konnten. Überdies 
kam und kommt ihnen ihre Zentralität zugute, in der sie auf eine gewisse 
Akzeptanztradition der ehemaligen DDR-Bürger zurückgreifen können. 
Insofern wird auch von der Seite der Landeszentralen eine Chance darin 
gesehen, erst einmal eine Infrastruktur von oben aufgebaut zu haben, 
um von da aus eine „kulturelle Untersetzung von unten her“ – mit der 
Zeit – fördern zu können. Dies verdeutlichen die Aussagen aus zwei ost-
deutschen Landeszentralen:  
„Und ich denke mal, das wir [...] jetzt zumindest soweit gekommen sind, 
dass wir ein kommunikatives Netz geschaffen haben, das man a) von ein-
ander weiß, was ja erst einmal eine Grundvoraussetzung ist und b) auch 
innerhalb dieses Kommunikationsnetzes auch Kooperationsstrukturen, in-
formelle Kooperationsstrukturen geschaffen hat, die dann je nach Arbeits-
zusammenhängen aufgerufen werden können. Und ich denke, das ist eine 
wesentliche Voraussetzung, als auch eines der Defizite, die wir hier im 
Lande, aber auch, ich denke hier im Osten [...] ein Stück weit haben. 
Dass das, dadurch, dass das bislang, also bis dato zentral organisiert war, 
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dass das jetzt wirklich erst sukzessive von unten her wachsen muss und 
auch mit einer gewissen Unterstützung, also das heißt mit einer personel-
len, mit einer soziologischen Untersetzung wachsen muss.“ (A6/39)  
„In den neuen Bundesländern [muss] besonders betont werden [...], dass 
es also nicht darum geht, dass jetzt eine bestimmte Funktionselite gebil-
det wird wie in den politischen Stiftungen bzw. in den kommunalpoliti-
schen Vereinigungen, was sehr, sehr wichtig ist. Aber wir brauchen natür-
lich auch einen breiten und pluralistischen Ansatz, was die freien Träger 
betrifft und was die breite Bevölkerung betrifft.“ (A3/26)  
Letzteres Statement ist besonders aufschlussreich, weil es sich implizit 
auch in anderen Aussagen der Gruppendiskussionen findet: Die bloße 
institutionelle Transformation ohne Rückbindung an die früheren gesell-
schaftlichen und alltäglichen Erfahrungen – verstärkt durch die westdeut-
sche Präsenz im Vermittlungsprozess – kann zur Herausbildung von elitä-
ren Strukturen führen, die gerade in Bildungsprozessen dysfunktional 
wirken können. Insofern können sich die ostdeutschen Landeszentralen 
nicht darauf verlassen, dass der in der westdeutschen Politischen Bildung 
dominante Multiplikatorenansatz auch hier entsprechend intermediär 
wirkt und müssen nach einer Balance zwischen Multiplikatoren- und End-
verbraucherorientierung suchen. 
Auf wesentlich schwankenderem Boden standen von Anfang an die unter-
schiedlichen freien Träger der Politischen Bildung, die sich in den neuen 
Bundesländern erst entwickeln bzw. integrieren und in der Auseinander-
setzung mit den Bürger – ohne hoheitlich institutionelles Mandat also – 
eine politische Bildungskultur ausbilden mussten, da sie ja kaum – mit 
Ausnahme der konfessionellen Akademien – auf gewachsene Teilnehmer- 
und Multiplikatorenmilieus zurückgreifen konnten. Bei ihnen zieht sich die 
Klage über die fehlende politische Bildungskultur durch fast alle State-
ments. Dabei rekurrieren sie weniger auf die Angebotsstruktur und ihre 
Akzeptanz, sondern vor allem auf die Schwierigkeit, Politische Bildung als 
kritisch-demokratischen Prozess zu initiieren und entsprechende Kommu-
nikationsstrukturen aufzubauen. Wo Politische Bildung nicht nur als Ver-
mittlung von Wissen (das wird eher als „Mittel zum Zweck“ gesehen) ver-
standen wird, sondern als „gelebte Demokratie“, wird dieses Fehlen einer 
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konfliktfähigen, lebensweltlich verankerten Bildungskultur besonders be-
klagt: dass es schwierig ist, unterschiedliche bis kontroverse Auffassun-
gen zu diskutieren, Akzeptanz dafür zu finden, dass der politische Streit 
etwas normales und produktives ist. Es wird beklagt,  
„dass die Kontroverse und der Streit negativ bewertet werden, dass poli-
tische Differenz negativ bewertet wird, dass das Harmoniebedürfnis ganz 
groß ist.“ (C1/84)  
Dabei gibt es durchaus kontroverse Meinungen, kritische Einstellungen 
und entsprechendes Unbehagen: „Man ist anderer Meinung, aber man 
debattiert nicht mehr.“ (C1/82-84). Und immer wieder wird betont, dass 
es in diesem Zusammenhang schwierig ist, deutsche Teilnehmer damit zu 
konfrontieren, dass sie in einem bestimmten „Verwaltetwerden über Jah-
re“ (A6/28) geprägt sind.  
„Die Tendenz zur Selbstorganisation und zum Selbst-Aktiv-Werden und 
zur, heute wird das ja so gerne gesagt: Ehrenamtlichkeit; ich würde das 
gar nicht mit diesem Begriff nennen, aber dieses, sagen wir mal, Aus-
Sich-Selbst heraus Engagement entwickeln, das ist hier deutlich unter-
entwickelt [...]. Ich würde sagen, aus ökonomischen Gründen und natür-
lich auch aus der anderen politischen Kultur, die ja ganz [...] klassisch ist. 
Also, hier ist alles stärker staatszentriert, stärker institutionenzentriert, 
weniger selbstorganisiert, weniger auf Selbstbestimmung hin, sondern 
eher auf Kämpfe oder auch Artikulation oder bessere Bedingungen, um 
tätig zu werden.“ (C2/147) 
Diese Schwierigkeiten der Entwicklung einer kritisch aufklärerischen Bil-
dungskultur sind für die meisten Befragten nicht hausgemacht, sondern 
werden vor allem auch dem Umstand zugerechnet, dass sich im öffentli-
chen Raum Ostdeutschlands eine entsprechende politische Kultur nicht 
entwickeln konnte. Man sieht eher ein oligarchisches politisches Umfeld, 
vermisst eine von Personen abgehobene Streitkultur und führt in diesem 
Zusammenhang auch den Umstand an, dass es in Ostdeutschland keine 
überregionalen Zeitungen gibt, die solch eine Streitkultur fördern und 
entsprechend legitimieren könnten. Kritisiert werden die Universitäten, 
die zu wenige Verbindungen zu der Politischen Bildung aufbauen:  
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„Das beste Beispiel sind die Universitäten, die sind sozusagen tatsächlich 
von außen installiert worden vom Personal. Und das, was eigentlich das 
Normale ist in einer Universitätsstadt oder Hochschule, dass das Territori-
um und diese Hochschulen miteinander verwoben sind über die Jahrzehn-
te, das entsteht hier erst. Und wir finden das auch als eine Aufgabe von 
uns, diesen Transfer Hochschule ins Territorium, [...] aber auch die Leute 
aus den Territorien an die Hochschule zu kriegen, zu Abendvorträgen, 
Diskussionsveranstaltungen mit Akademikern bekannt zu machen, diesen 
Austausch, der erst wachsen muss. [...]. Das dauert viel zu lange [...].“ 
(C1/82)  
„Es gibt keine traditionell gewachsenen Beziehungen zur Universität X o-
der zur Universität Y bis auf einige. Und es gibt diesen Austausch, der 
sonst überall, also zumindest für Westdeutschland relativ stilbildend ist, 
[nicht], das fehlt hier. Es ist eine Situation, die also sehr viel mit der 
Transformation zu tun hat. Und es gibt hier wenig intellektuelle Diskurse, 
sagen wir jetzt, in unserem Kontext, also im Gewerkschaftskontext.“ 
(C2/108)  
Selbst in der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit mit ihren guten organisa-
torischen Voraussetzungen wird die fehlende „Bildungskultur innerhalb 
der Gewerkschaften“ beklagt. In Westdeutschland,  
„da diskutieren Gewerkschaftsvertreter, einfache Mitglieder, Betriebsräte 
mit Wissenschaftlern, die denen nahe stehen, heute immer noch. [...] 
hier gibt es diese Kultur nicht, weil es auch diese Kommunikationsbezie-
hungen kaum gibt.“ (C2/106-108) 
„Alles geht, was so ein bisschen so nach Urania riecht. [...] ein Professor 
von einer Akademie kommt abends hin und sagt: also, neueste Erkennt-
nisse aus der Molekularbiologie oder der Astronomie oder, was weiß ich, 
der Weiterentwicklung des Kapitalismus – es ist eigentlich relativ wurscht 
– Hauptsache jemand, der besonders hoch angesehen ist [...] muss alt 
sein, muss einen Titel haben und muss möglichst weitschweifig über we-
nig konkrete Sachen reden können. Das geht relativ gut, wenn man ein 
bestimmtes Publikum ansprechen will, das, sage ich jetzt mal, sehr der 
alten DDR noch nachhängt. Das hat jetzt nichts politisch zu tun, sondern 
eher so im kulturellen Sinne.“ (C2/137-145) 
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Generell werden immer zwei Barrieren genannt, welche durchgängig als 
Hindernis für eine aufklärerische, im öffentlichen Raum agierende Politi-
sche Bildung in Ostdeutschland genannt werden: Die alltagstradierten 
politischen Verhaltensweisen, die aus der DDR-Zeit überkommen sind – 
Ritualismus, Autoritismus, Funktionsorientierung, familialer Rückzug – 
und der gegenwärtige soziale und ökonomische Druck der Arbeitslosigkeit 
bzw. das Arbeitsplatzrisiko. Dabei wird im Querschnitt der Aussagen 
deutlich, dass diese dem DDR-Erbe zugeschriebenen Eigenschaften nicht 
einfach überdauert haben, sondern in der neuen kritischen Lebenskons-
tellation aufbrechen, als Haltepunkte der Orientierung und Selbstsiche-
rung ihre Anziehungskraft erhalten. Insofern fließen die „alte“ und „neue“ 
Situation ineinander zusammen und ein Teil der Bildungsreferenten 
macht es sich zu leicht, dies einfach als Verharren in alten Strukturen zu 
interpretieren. Es ist ein Gemisch, das, so wie es freigesetzt ist, durch die 
heutige Zeit geprägt ist. Deshalb ist es erforderlich, – und dies kann man 
aus einigen Statements herauslesen – dass die Politische Bildung inter-
mediäre Strukturen entwickeln kann, die auf Begegnung, Milieubildung 
und Anerkennung ausgerichtet sind. Die „Biographiewelle“ in der zweiten 
Hälfte der 90er Jahre war ein solcher Versuch, Anerkennungskulturen zu 
schaffen. Biographieorientierung ist als spezifisch ostdeutsche Methode in 
der Politische Bildung geblieben, hat aber nicht ausgereicht, um daraus 
eine politische Bildungskultur zu entwickeln. Der strukturbildende Funke, 
so drückt es ein ostdeutscher Bildungsreferent aus, ist nicht überge-
sprungen, das heißt, ein kollektives öffentliches ostdeutsches Selbstbe-
wusstsein konnte sich daraus nur vereinzelt entwickeln. Eher wird heute 
eine Privatisierungs- und Rückzugsmentalität beobachtet, die in einer 
Gruppendiskussion auch aus „Küchentischmentalität“ bezeichnet wird:  
„Wir haben die Küchentischkultur wieder. [...] was die DDR-Kultur aus-
gemacht hat, die Alltagskultur ausgemacht hat, ist die Kultur der gespal-
tenen Zunge gewesen. Ich habe in der Schule das erzählt und es wurde 
auch von den Eltern dazu angehalten, sich keinen Ärger zu machen in der 
Schule, das und jenes zu erzählen bzw. im Betrieb. Und nur auf einer pri-
vaten Feier untereinander oder am Küchentisch wurde Tacheles geredet, 
was sozusagen ja auch zum gespaltenen Bewusstsein über ganze Genera-
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tionen geführt hat. [...] aber dass das sozusagen wieder als eine bewähr-
te Lebensstrategie angeeignet wird, das hat schon was mit den Verhält-
nissen der letzten 10 Jahre zu tun. Und das ist natürlich verkehrt für de-
mokratische Prozesse [...] und wir haben es in unseren Veranstaltungen, 
es ist ein Großteil der Energie da rein zu stecken, [...] aufzubrechen.“ 
(C1/82-84) 
Hier liegt die Betonung darauf, dass dieser Rückzug, der früher „Abschot-
tungsstrategie gegen den Druck von oben“ war (A6/30-32), nun wieder 
begonnen hat. Gab es doch durchaus gegenteilige Erfahrungen nach der 
Wende:  
„Das ist ganz groß aufgebrochen worden Anfang der 90er Jahre [...] 
durch die Erfahrungen der Wendezeit und so bis Mitte 90, die Aufbruch-
zeiten, wo im öffentlichen Raum ja auch miteinander diskutiert wurde ü-
ber Zukunft, über [...] die Vergangenheit.“ (C1/82) 
Und es gab, wie es der Leiter einer ostdeutschen Landeszentrale aus-
drückt, in der Wendezeit viel euphorische Erwartungen an die Politik und 
Bereitschaft zum Engagement. 
Heute liegt über all dem – das durchzieht nahezu alle Statements – der 
Schatten der Arbeitslosigkeit, des Arbeitsplatzrisikos und damit der beruf-
lich-biographischen Zukunft. Dies betrifft nicht nur die Leute, die unmit-
telbar von Arbeitslosigkeit bedroht sind. So wird von Leuten berichtet, die  
„im öffentlichen Dienst tätig sind, also, jetzt kaum die Möglichkeit des Bil-
dungsurlaubs in Anspruch genommen haben, weil sie einfach durch den 
Arbeits- und den Leistungsdruck und den Sorgendruck, sag ich jetzt mal, 
sich das gar nicht trauen. Ich war ja auch mehrmals bei der Bundeszent-
rale für politische Bildung, da war ich immer die einzige Dame aus dem 
Osten bei den Lehrgängen, und das andere waren alles Beamte.“ (C2/59) 
Aber es sind nicht nur die durch die wirtschaftliche Situation einge-
schränkten Gelegenheitsstrukturen, welche die Politische Bildung in den 
neuen Bundesländern beeinträchtigen. Die kritische Lebenssituation 
schlägt auch direkt auf die Veranstaltungen der Politischen Bildung durch:  
„Und dann sehe ich eine Entwicklung, die ich mit ganz großer Sorge be-
trachte, aber nicht nur wegen der Zukunft der Politischen Bildung, son-
dern das es tatsächlich das Auseinanderdriften oder der Desintegrations-
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prozess der ostdeutschen Gesellschaft, was mit dem Lebenserwerb zu tun 
hat, also dem Organisieren des eigenen Lebenserwerbs, und dem Weg-
brechen der Partizipationsmöglichkeiten die damit verbunden sind. Was 
meiner Meinung nach sträflichst vernachlässigt wird in dem politischen 
Konzept [...], dass das auch noch die Dimension hat, dass die Partizipati-
onsmöglichkeiten wegbrechen. Das ist alles untersucht, wir wissen das al-
les.“ (C1/84) 
Von da aus scheint es nicht verwunderlich, dass das Gros der Teilnehmer 
politischer Bildungsveranstaltungen weniger an politischer Partizipation 
interessiert ist, sondern mit einer „starken Handlungsorientierung“ in die 
Veranstaltungen kommt:  
„Die Ostdeutschen sind in den letzten 10, 12 Jahren durch Weiter-, also 
fast jeder ist einmal durch eine Weiterbildung und eine längerfristige Wei-
terbildung gegangen, aus beruflichen Gesichtspunkten und mit einem Ar-
beitsmarktdruck im Hintergrund, dass man es nicht verdenken kann, dass 
sie auch mit Bildung häufig nicht noch über das Maß der beruflichen Bil-
dung hinaus zu tun haben wollen.“ (C2/171) 
Gleichzeitig wird aber auch berichtet, dass in den Veranstaltungen der 
Politischen Bildung Orte gesucht werden, an denen man sich über die ei-
gene Betroffenheit austauschen, (halb-) öffentliche Anerkennung für die 
gesellschaftlich so entwertete Situation finden kann. So wird einge-
schätzt,  
„dass einfach die Problemfelder hier viel, viel größer sind, das wir schon 
an einer ganz anderen Stelle der Betroffenheit angekommen sind und 
dass bei uns, glaube ich, die Leute mehr am Suchen sind [...]. Da gibt‘s 
die Notwendigkeit in den westlichen Bundesländern, glaub ich, noch nicht 
so sehr, wobei das wahrscheinlich auch unterschiedlich ist, das hängt 
auch mit der Arbeitslosensituation zusammen. Also, so, das heißt, zu uns 
kommen auch Leute, die einfach Treffpunktmöglichkeiten suchen, also, 
ich bin da auch manchmal überrascht, wenn man ein relativ offenes An-
gebot stellt, wer da kommt und was die Leute suchen.“ (B2/29) 
Dieses Statement aus der Volkshochschule einer ostdeutschen Großstadt 
verweist wieder auf die in Ostdeutschland besonders dringliche Aufgabe 
der Politischen Bildung, Anerkennungskulturen für kollektive Betroffen-
heiten zu schaffen. Dies wird immer wieder als Voraussetzung für Bil-
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dungsprozesse gesehen, die in Richtung Aufklärung und Partizipation ge-
hen sollen. 
Dieses Verhältnis von Arbeitsplatzrisiko, kritischer Lebenssituation und 
Erwartung an die Politische Bildung hat insofern eine ostspezifische Aus-
prägung, weil es anders und komplexer gelagert ist, als die Konkurrenzsi-
tuation zwischen Politischer Bildung und beruflicher Weiterbildung in der 
westdeutschen Szene. Während dort – abgesehen von den weniger kriti-
schen Arbeitsmarktverhältnissen – eine über Jahrzehnte gewachsene und 
republikanisch und sozialstaatlich legitimierte Politische Bildung vor der 
Situation steht, sich gegenüber dem Sog zur beruflichen Weiterbildung zu 
behaupten und dabei auf einen in der Wirklichkeit tradierten Bildungsauf-
trag verweisen kann, bricht hier in den neuen Bundesländern die Ar-
beitsmarktkrise massiv in die schwierige Aufbauphase einer noch nicht 
sozial und kulturell etablierten Politischen Bildung ein. Das heißt, es geht 
in Ostdeutschland weniger um eine institutionelle Konkurrenzsituation, in 
der die Politische Bildung ihre spezifische Bedeutung im Bildungsbereich 
neu ausweisen muss, sondern um die konkreten Menschen, in denen die 
wirtschaftliche und berufliche Situation lebensweltlich wirkt und politische 
Desorientierung und Indifferenz und Einstellungen freisetzt. Nicht von 
ungefähr weist die Enquête zum bürgerschaftlichen Engagement in der 
Bundesrepublik Deutschland (2002) aus, dass die ehrenamtlich tätigen 
und politisch engagierten Bürger in der Regel auf ein gesichertes Normal-
arbeitsverhältnis verweisen können. Deshalb trifft gerade in Ostdeutsch-
land die Forderung der EU-Kommission in einem ihrer Berichte zum Le-
benslangen Lernen (2000) zu, dass aktive Staatsbürgerschaft und Be-
schäftigungsfähigkeit in einer Wechselwirkung zueinander stehen bzw. in 
diese Wechselwirkung gebracht werden müssen. Das bedeutet aber vor 
allem, dass die Politische Bildung viel stärker mit den Programmen des 
„Lernens im sozialen Umfeld“, der „lernenden Regionen“ und der regiona-
len Beschäftigungsförderung verbunden werden müsste, wie sie an vielen 
Orten der neuen Bundesländer in Szene gesetzt und modellpolitisch be-
gleitet sind.  
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Hier erweisen sich die starren förderungspolitischen Richtlinien als sper-
rig, weil sie Mitarbeiter der Politischen Bildung daran hindern, Kooperati-
onen über institutionelle und/ oder persönliche Kontakte hinaus anzu-
knüpfen, weil sie dann die Befürchtung hegen, dass dies nicht mehr als 
Politische Bildung anerkannt und befördert, sondern vielmehr in den Be-
reich der Sozialpädagogik, der beruflichen Bildung und der Beschäfti-
gungsförderung verwiesen wird. Dabei haben sich die EU-unterstützten 
Programme im Bereich der Entwicklung regionaler Lernkulturen bereits so 
weit ausgeformt, dass die Notwendigkeit der Integration Politischer Bil-
dung längst sichtbar geworden ist. Aber der Begriff Politische Bildung 
kommt in den entsprechenden ostdeutschen Modellprogrammen kaum 
vor, obwohl Partizipation und bürgerschaftliches Engagement als Focus 
dieser informellen Lernkulturen in den Regionen im Vordergrund stehen. 
So bleibt die von den Befragten geäußerte Hoffnung auf eine zivilgesell-
schaftliche Transformation der Politischen Bildung in Ostdeutschland 
meist in programmatischen Perspektivfetzen stecken. Natürlich ist auch 
hier die Wirklichkeit der Bildungsarbeit komplexer. Da wird einerseits da-
von berichtet, dass die autoritative Tradition der Bildungsarbeit der DDR, 
vermengt mit dem Handlungs- und Funktionsdruck der gegenwärtigen 
kritischen Lebenssituationen wie dies von vielen Teilnehmern heute ein-
gebracht wird, auch Mitarbeitern dazu bringt, sich dem anzupassen. So 
zum Beispiel,  
„dass sich Leute, z. B. auch in der Politischen Bildung für Lehrer, sehr 
stark an Methoden festhalten, sehr stark an formalen Dingen sich aufhal-
ten und weniger motiviert sind, sich auf weitergehende politische Diskus-
sionen einzulassen.“ (C2/155) 
oder:  
„Es gibt auch den Traditionalismus hier, also traditionelle Methoden funk-
tionieren hier zum Teil noch, die im Westen schon gar nicht mehr akzep-
tiert werden würden.“ (C2/147) 
Auf der anderen Seite gibt es aber genug Versuche und Projektansätze 
dieser „Mentalitätsanpassung“ entgegenzusteuern:  
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„Wir haben eine völlig andere Herausforderung als in den alten Bundes-
ländern,  wo praktisch von der Wiege bis zur Bahre, also jetzt schon meh-
rere Generationen in der Schule eine bestimmte Politische Bildung hatten 
und damit auch aufgewachsen sind, mit einem Selbstverständnis inner-
halb einer Gesellschaft. Und dieses Selbstverständnis ist hier nicht da. 
Und da ist die Frage, wie knacke ich als erstes auf, dass die Leute nicht 
denken, das ist hier ja die zentrale Ideologiestelle, ein Ersatz für den FDJ-
Zentralrat oder die Kreisparteikontrollkommission, sondern wie mache ich 
die Leute neugierig, darauf, dass sie sich hier praktisch aber selbstbe-
stimmt, Angebote abholen können. Und das ist die zweite Sache, die uns 
eben wichtig ist, auch als Abgrenzung zu alten Strukturen wie sie hier    
existierten, dass uns wichtig ist, egal was die Leute beruflich machen, 
dass sie praktisch als selbstbestimmte Bürger hierher kommen können, 
uns als Dienstleister verstehen, sich unsere Angebote zu Gemüte führen 
können, in welchen Bereichen auch immer, und dass sie als selbstbe-
stimmte Bürger wieder herausgehen.“ (A3/10) 
Dass sich das „bewusste Handeln des Bürgers zum Teil sehr auf seine 
eigenen Probleme“ bezieht (A2/17), wird in der ostdeutschen politischen 
Bildungsarbeit respektiert und anerkannt und das Anknüpfen daran nicht 
als „Sozialpädagogisierung“ der Politischen Bildung empfunden. Man hat 
weiter durchaus die Hoffnung, etwas Eigenes zu versuchen:  
„Wir müssen uns einen eigenen Weg eben vorstellen. Wir können das, al-
so weil es bestimmt auch strukturelle Verkrustungen, die es im Westen 
gibt, also hier zum Teil nicht gibt. Aber wir haben gleichzeitig, und dass 
ist das Problem, damit zu kämpfen, das es besonders schwierig ist. Wir 
sind beweglich und in der Lage, etwas neu und anders zu machen, aber 
wir sind es auf einem sehr niedrigen Niveau.“ (C1/76) 
Dabei zeigt sich auch, dass sich aus der Alltagsvergangenheit der DDR-
Gesellschaft nicht nur thematische Defizite sondern auch thematische 
Stärken entwickelt haben, die in Kontrast zur Situation in Westdeutsch-
land gesetzt werden:  
„Also, ich gucke mir ja sehr gezielt immer VHS-Programme auch aus den 
alten Ländern an und da stelle ich doch große Unterschiede fest, auch al-
lein schon vom Angebot her. Was dort angeboten wird, das sind Dinge, 
die gehen so ans eigene Ich: wie erlebe ich jetzt bestimmte Dinge. Das 
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spielt so bei uns wenig die Rolle oder diese Rolle von Mann und Frau. Ja, 
ich bin schon mal bei so einer Fortbildung gewesen, da wurde gesagt von 
einer Referentin aus den alten Ländern: ‚Also, wie hier Männer und Frau-
en miteinander umgehen, das hat mich fasziniert‘. Das war für uns 
selbstverständlich.“ (B4/286) 
Gleichzeitig wird es heute wieder wichtig, den bürgerschaftlichen Auf-
bruch der Wendezeit, der damals lediglich als Schmiermittel der Trans-
formation genutzt wurde, als zivilgesellschaftliches Kapital einer ostdeut-
schen Politischen Bildung zu aktivieren:  
„Also das war so dieses Bürgerbewegte aus der Oppositionsbewegung 
kommende in X, eine dezentrale Politische Bildung von Anfang an. Nicht 
eine staatlich sehr verfestigte parteipolitische Bildung zu machen, son-
dern eine zivilgesellschaftlich organisierte. Den Ansatz haben wir weiter. 
Den kann man auch entwickeln, der ist jeden Tag neu zu hinterfragen. Da 
haben wir Glück gehabt. Die alten Bundesländer, da sehe ich das auch, 
dass sowohl Beharrungsvermögen natürlich da ist, aber auch personelle 
Kontinuität.“ (A3/260) 
 
Bislang aber scheint die förderungspolitisch und institutionell relativ iso-
lierte Situation der Politischen Bildung in der ostdeutschen Bildungsland-
schaft dazu geführt zu haben, dass die Politische Bildung an den Diskur-
sen über regionales Lernen und Kompetenzentwicklung, wie sie in den 
neuen Bundesländern seit einigen Jahren institutionalisiert sind, kaum 
beteiligt ist. Die Klage über das kulturelle DDR-Erbe und die kritische Ar-
beitssituation überwiegt. Wenn Politische Bildung hier wesentlich stärker 
in die Diskurse um das regionale Lernen und die Kompetenzentwicklung 
eingriffe, dann würde das auch ihrem Zugang zu den Befindlichkeiten und 
Betroffenheiten der Teilnehmer einen weiteren Rahmen geben. Denn in 
den über die ostdeutschen Regionen hinweg erfassten Statements ist viel 
die Rede von Defiziten, weniger aber von den Stärken der Ostdeutschen 
und wie man sie in der Politischen Bildung aufschließen könnte.  
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Die Biographieprojekte der zweiten Hälfte der 90er Jahre hatten einen 
verheißungsvollen Anfang gemacht: Sie gaben ostdeutschen Bürgern eine 
Plattform, auf der sie Anerkennung für das von ihnen bisher biographisch 
Durchlebte und Geleistete erwerben konnten (vgl. beispielhaft Ripp/Szalai 
1998). Auf der Strecke blieb aber oft, ob und wie diese Kompetenzen, die 
dort in betrieblichen, kommunalen und nachbarschaftlichen Zusammen-
hängen erworben wurden, nicht auch heute – im anderen Rahmen – akti-
vierbar und umsetzbar sind. Wenn berichtet wird, dass Teilnehmer bei 
Veranstaltungen zur Zivilgesellschaft und Bürgerarbeit sagen, das hätten 
sie früher doch auch so gemacht, so wird hier die Anerkennungslücke 
deutlich, die in den letzten zehn Jahren nicht kleiner geworden ist und die 
zum Teil über die Generationen hinweg wirkt. 
 
Hierzu gehört auch vieles, was unter der Rubrik Prävention und Bildungs-
arbeit in Sachen Rechtsextremismus läuft. Obwohl die Bildungsarbeit in 
diesem Bereich immer wieder als eine der Hauptaufgaben der Politischen 
Bildung in Ostdeutschland angesehen wird, spielt sie dann in den Grup-
pendiskussionen und Experteninterviews keine große Rolle mehr. Es geht 
ja auch nur vordergründig um rechtsextreme Einstellungen. Dahinter lie-
gen – gerade in den neuen Bundesländern – Ängste der Entwertung und 
Prozesse der Desorientierung. Die sozialwissenschaftlichen Befunde zum 
Rechtsextremismus in den neuen Bundesländern zeigen längst, dass für 
viele – mit Ausnahme der straff Organisierten, an die die Politische Bil-
dung sowieso nicht herankommt – rechtsextreme Haltungen eine Bewäl-
tigungsform sind, mit der sie Selbstwert erlangen (arbeitslos aber 
deutsch) und auf sich aufmerksam machen können. Deshalb ist die Politi-
sche Bildung als ein Ort der Entwicklung einer Anerkennungskultur so 
wichtig. 
 
Zieht man eine Bilanz dieses Evaluationsversuchs der Politischen Bildung 
in den neuen Bundesländern, so könnte sie ein ostdeutscher Teilnehmer 
einer Gruppendiskussion formulieren: Er sagt,  
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„dass natürlich im Osten auch viele institutionalisierte Einrichtungen ent-
standen sind. Es gibt aber dann eben noch diesen ganzen grauen Raum.“ 
(C2/59) 
Dieser „grauen Raum“ konnte nicht evaluiert werden. Ihn aufzuhellen 
wäre ein weiterer Schritt. Fachwissenschaftlich formuliert: Es käme nun 
in einem weiteren Schritt interaktiver Evaluation darauf an, entwickelbare 
Ansätze für eine politische Bildungskultur in den neuen Bundesländern 
aufzufinden und modellhaft zu strukturieren. Gleichzeitig wäre zu thema-
tisieren und entsprechend handlungsorientiert darzustellen, wie sich Poli-
tische Bildung in Projekte regionalen Lernens und informeller Kompetenz-
entwicklung einfädeln lassen könnte, bzw. wo dies – meist unter anderem 
Signum – schon geschieht. Schließlich wäre in einer interkulturellen Per-
spektive zu untersuchen, welche Rolle die Politische Bildung im neuen 
Dialog mit den EU-Beitrittsländern an der ostdeutschen Grenze spielen 
könnte und welche Erwartungen vor allem bezüglich der Verständigung 
über die Vergangenheit auf die Politische Bildung zukommen und wie sie 
von ihr aufgenommen werden können. 
In der Fachliteratur wird der Politischen Bildung in den neuen Bundeslän-
dern eine besondere Integrationsaufgabe zugeschrieben. Deutlich gewor-
den ist wohl, dass die politische Integration nicht von der sozialen Integ-
ration trennbar ist und dass dies auch die Wirklichkeit der Politischen Bil-
dung widerspiegelt. Davor aber ist die Verständigung über die Qualität 
dieser inneren Integrationsperspektive noch immer nicht richtig gelaufen. 
Deshalb schließen wir mit dem Statement aus einer ostdeutschen Lan-
deszentrale:  
„Die Ostdeutschen sind zu integrieren, ja. Die Integrationsaufgabe für die 
Bundesrepublik Deutschland also, wird immer nur mit Ausländern bespro-
chen, aber ich meine, wir sind ja integriert ohne auszuwandern. Wir wa-
ren auf einmal in der Gesellschaft und müssen uns jetzt zurechtfinden.“ 
(A3/10) 
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6  Zum Verhältnis Politischer Bildung und Sozialer Bewe-
gungen  
Angesichts des Glaubwürdigkeitsverlustes traditioneller politischer Orga-
nisationen und Institutionen, der auch die Politische Bildung betrifft, ge-
winnen Neue Soziale Bewegungen immer mehr an Attraktivität. Dieser 
Bedeutungszuwachs wird auf Seiten der politischen Bildner sehr unter-
schiedlich wahrgenommen. Die Positionierung der politischen Bildner zu 
den Sozialen Bewegungen soll deshalb im ersten Teil des Kapitels aufge-
griffen werden. 
Damit aber auch die Sichtweise der Neuen Sozialen Bewegungen nicht 
außeracht bleibt, werden im anschließenden Teil die Ergebnisse einer 
Teilnehmerbefragung vorgestellt, die im Rahmen einer spezifischen Bil-
dungsveranstaltung einer Sozialen Bewegung (Attac-Sommerakademie) 
durchgeführt wurde. Dabei werden vor allem die Motive der Teilnehmer, 
an einer Veranstaltung von Attac teilzunehmen, berücksichtigt, um so das 
Besondere der Neuen Sozialen Bewegungen gegenüber den klassischen 
Institutionen der Politischen Bildung aufzuzeigen. 
 
6.1  Neue Soziale Bewegungen als Orte Politischer Bildung 
Der bereits unter 4.5 formulierte Vorbehalt einiger Vertreter der klassi-
schen Institutionen Politischer Bildung gegenüber den Neuen Sozialen 
Bewegungen manifestiert sich vor allem in einem Selbstverständnis, wel-
ches die Realisierung von Bildungs- und Reflexionsprozessen nur durch 
die institutionelle Politische Bildung gewährleistet sieht. Den Neuen So-
zialen Bewegungen wird in diesem Zusammenhang lediglich ein Aktivie-
rungspotential bescheinigt. Diese verkürzte „Funktionsteilung“ wird inzwi-
schen aber auch in Frage gestellt. Einige politische Bildner anerkennen 
mittlerweile sehr wohl den Bildungsansatz der Neuen Sozialen Bewegun-
gen. Und sie sehen auch, welche Potentiale sich durch eine Verknüpfung 
von Bildung und Aktivierung aufschließen lassen: 
 „Ich find das gut, dass Attac sich selber auch als Bildungsbewegung ver-
steht, wo explizit gesagt wird: ‚Wir wollen aufklären, wir wollen uns selber 
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bilden, aber wir wollen auch Aktionen machen.’ Und das kommt einem 
Bildungsverständnis, was zumindest in unserm Organisationszusammen-
hang traditionell ist, auch sehr nahe.“ (C2/106) 
Anknüpfend an die Ausführungen im Kapitel 4.5 und vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher gegenseitiger Wahrnehmungen soll sich im Folgendem 
den Neuen Sozialen Bewegungen von zwei Seiten genähert werden. Zum 
einen wird die Positionierung der politischen Bildner wiedergegeben, de-
ren Sichtweise im Rahmen der qualitativen Erhebungsbezüge unter dem 
Stichwort: „Neue Soziale Bewegungen als Orte Politischer Bildung“ ange-
sprochen wurde. Zum anderen kann an dieser Stelle auch der Blickwinkel 
der Teilnehmer der Attac-Sommerakademie 2004 dargestellt werden. 
 
Neben den traditionellen, institutionalisierten Strukturen der Politischen 
Bildung sind Neue Soziale Bewegungen als Lernorte verstärkt in Erschei-
nung getreten. Im Zuge des Glaubwürdigkeitsverlusts von traditionellen 
politischen Organisationen und Institutionen – von dem auch die Politi-
sche Bildung maßgeblich betroffen ist – scheint den Bürgern das Enga-
gement in diesen Strukturen wenig attraktiv. In neuen Formen des bür-
gerschaftlichen Engagements – wie ehrenamtliche Tätigkeiten im politi-
schen und gesellschaftlichen Bereich, in Verbänden, Vereinen und Initia-
tiven – finden verstärkt politische Bildungsprozesse statt. Bei der Tätig-
keit in Bürgerinitiativen, dem Engagement bei Attac oder in den verschie-
densten Freiwilligenarrangements eignen sich die Menschen Orientie-
rungs- bzw. Fachwissen an, erweitern ihre Kompetenzen und erproben 
diese im konkreten Tun.  
Die Frage nach der Bedeutung des Lernortes Neue Soziale Bewegung 
schließt auch die Haltung der institutionalisierten Politischen Bildung zu 
den Neuen Sozialen Bewegungen mit ein. Dem soll im Folgenden anhand 
der Interviews nachgegangen werden. 
Das in den Interviews aufscheinende Verhältnis zu den Sozialen Bewe-
gungen ist durch Ambivalenz gekennzeichnet. Dem Potential der Neuen 
Sozialen Bewegungen (ihr Engagement, gesellschaftlicher Veränderungs-
willen) wird große Bedeutung beigemessen. In ihren Bemühungen, politi-
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sche und gesellschaftliche Prozesse mitzugestalten, bilden sie eine wich-
tige Säule der Zivilgesellschaft. In dieser Funktion wird es für wichtig er-
achtet, ihnen Unterstützung und Begleitung anzubieten. 
„Und wenn wir praktisch mit unserem Mitwirken da vielleicht auch ein 
bisschen lenken, steuern, regulieren können, ein bisschen zeigen können, 
wir hören zu, wir diskutieren mit, wir versuchen zu begründen, wir geben 
weiter, dann begleiten wir das in dem Rahmen, der uns gegeben ist, ohne 
die Dinge zu beeinflussen.“ (A2/36) 
Einrichtungen der Politischen Bildung sollten dabei ein (regionales und 
überregionales) Forum sein, welches Kräfte bündelt und verschiedene 
Akteursgruppen zusammenbringt. In der Funktion als Begleiter, Ermögli-
cher und Dienstleister – bezüglich derer ein Bedarf festgestellt wird, der 
noch nicht befriedigt ist – werden keine Probleme gesehen. Zudem wer-
den über die Neuen Sozialen Bewegungen Menschen für politische The-
men und Politische Bildung an sich sensibilisiert. Dieses Milieu wird von 
den Bildner als anschlussfähig an institutionalisierte Politische Bildung 
gesehen – die Selbstverständigung und der Diskussionsbedarf münden in 
Bildungsbedarfe. 
Zwiespältiger sind die Einschätzungen, wenn es um Neue Soziale Bewe-
gungen als Partner und politische Bildner geht. Neue Soziale Bewegungen 
wie Attac werden von vielen Bildnern nicht mit Politischer Bildung assozi-
iert, weil sie eine Nähe zur Agitation und politischer Willensbildung auf-
weisen. Ihnen wird eine starke Ausrichtung auf den Aktionismus nachge-
sagt, bei dem Reflexion, Ausgewogenheit und Neutralität auf der Strecke 
blieben. Institutionalisierte Politische Bildung dagegen habe einen öffent-
lichen Auftrag, an dem sie gemessen werde und in diesem Zusammen-
hang auch geringere „Freiheitsgrade“. Aus diesem Grund findet die Zu-
sammenarbeit mit den Neuen Sozialen Bewegungen nach den „Regeln“ 
und Vorgaben der institutionalisierten Politischen Bildung statt. 
„[…] wenn ihr mit uns zusammen eine zeitlich begrenzte Maßnahme der 
Politischen Erwachsenenbildung planen wollt, ja, dann könnt ihr unter be-
stimmten Regularien, da müssten wir uns drüber unterhalten und wir wol-
len dann versuchen, dass unbürokratisch mit euch zusammen zu machen, 
uns vorstellen, dass wir da zusammen zuarbeiten.“ (C1/161-163) 
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„Aber wenn die auf uns zu kämen und bestimmte Sachen, also selber eine 
Veranstaltung machen wollten, dann würden wir uns das natürlich auch 
angucken und auch überlegen, ob wir das a) für Politische Bildung halten 
und b) würden wir natürlich die Inhalte vielleicht mal auch unter dem Ge-
sichtspunkt von einer gewissen Ausgewogenheit uns angucken.“ (A1/182) 
Initiativen wie Attac werden zu Veranstaltungen (wie beispielsweise zum 
Thema „Globalisierung“) eingeladen, können dort zu ihrem Anliegen spre-
chen. Dabei sind die Rollen (Bildung vs. Aktion) klar verteilt. 
„Ich würde, wenn ich zum Beispiel jetzt eine Veranstaltung mache, im 
größeren Umfang über Globalisierung, würde ich selbstverständlich ent-
sprechend der Auflage des Beutelsbacher Konsenses auch jemand von At-
tac holen. Dann soll der mal seine Sicht der Dinge darstellen und jeder, 
der bei dieser Tagung ist, hört sich das an und zieht daraus wieder seine 
Schlüsse.“ (A5/168) 
„Das sind immer gute Partner, wenn ich inhaltlich dort jemanden brauche, 
um irgendwie Positionen anzumachen. Aber es sind, glaube ich, weniger 
die Partner, weil sie natürlich auf politische Willensbildung aus sind, das 
sind, glaube ich, andere Prozesse als Politische Bildung.“ (C1/157) 
Bei den geäußerten Bedenken scheint die Angst vor Vereinnahmung eine 
Rolle zu spielen. 
Abgesehen von der Art der Kooperation wird eingeschätzt, dass sie insge-
samt noch stärker ausgebaut werden sollte. Als positiver Effekt wird an-
gegeben, dass Kopperationen mit Neuen Sozialen Bewegungen zu einer 
größeren Vielfalt unter den Teilnehmenden führen und je nach Klientel 
der Einrichtung sehr unterschiedliche Menschen zusammenkommen. 
Neue Soziale Bewegungen sind teilweise sehr unkonventionell, was die 
Zusammenarbeit für Leute, die in Planungsstrukturen eingebunden sind, 
erschwert bzw. unberechenbar macht. Auf der anderen Seite geht die 
Unkonventionalität einher mit neuen Ideen, Ansätzen, was sie in den Au-
gen der Bildner zu bereichernden Kooperationspartnern macht. 
In dem ambivalenten Verhältnis der Bildner zu Neuen Sozialen Bewegun-
gen in Bezug auf Politische Bildung spiegelt sich auch der eigene Institu-
tionalisierungsprozess der etablierten Politischen Bildung. Metakommuni-
kativ entstand in der Befragungssituation der Eindruck, dass Bildungsre-
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ferenten ihre in der institutionalisierten Bildungsarbeit nicht so realisier-
baren Hoffnungen oder biographisch unerfüllten Bildungsträume auf die 
Neuen Sozialen Bewegungen projizierten, so dass dem Interviewer nicht 
selten eine Mischung aus Ablehnung und Anziehung entgegenschlug.  
Früher hatte man ein anderes Verständnis von dem, was Politische Bil-
dung ist und was sie bewirken kann. Im Laufe der Institutionalisierung 
sind die Einrichtungen in Bezug auf Aktionismus und politisches Handeln 
gemäßigter geworden. Sie akzeptieren den Beutelsbacher Konsens und 
sind von Fördermitteln abhängig. Die Sozialen Bewegungen haben heute 
dieses kritische Potential, um das sie auf der einen Seite beneidet werden 
und das geschätzt wird. So wird z. B. auch kritisch bemerkt, dass Politi-
sche Bildung oftmals nur „echt“ ist und anerkannt wird mit den entspre-
chenden „Weihen“ oder wenn sie den offiziellen Richtlinien genügt. Kri-
tisch dagegen wird das agitative Potential von Bewegungen gesehen. 
Dieses Spannungsverhältnis wird deutlich in folgendem Dialog: 
H: „Erst wenn das die Weihe hat, eben der politischen Instanzen, ist das, 
was wir Politische Bildung nennen, Politische Bildung – legitim. Wenn es 
möglicherweise sich außerhalb des Rahmens bewegt oder den Rahmen 
kritisch beleuchtet […], ist das plötzlich nicht mehr legitim, oder wird als 
nicht mehr legitim anerkannt.“ 
V: „Aber ich denk schon, dass eine gewisse Kontrolle oder eine gewisse 
Evaluierung stattfinden muss, sonst schleicht sich ja dann, wenn man den 
Begriff `Politische Bildung` zu weit ausdehnt, auch alle Agitation für alle 
möglichen politischen Gruppen ein […].“ (C5/65-71) 
Die Bildner sehen, dass Neue Soziale Bewegungen andere Möglichkeiten 
haben, Menschen zu interessieren und zu aktivieren. Die Verbindung von 
Aktion und Bildung schafft andere Zugänge zu den Adressaten. Teilweise 
wird dies auch zum Anlass genommen, die eigene Arbeit kritisch zu sehen 
und zu überdenken: 
„Also, ich glaube schon, dass man neue Vehikel packen muss. … Da brau-
chen wir ein bisschen Phantasie und können uns eigentlich nur an den 
nicht-organisierten Strömungen Beispiele nehmen. Wenn es möglich ist, 
dass sich große Islam-Gruppen finden, wenn es möglich ist, dass sich zu 
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sonstigen Themenbereichen Gruppen finden und die politisch wirksam 
werden – ob jetzt innerhalb unseres Staatsgebäudes oder nicht –, dann 
sollte das zu denken geben.“ (C5/243) 
Diese Bewegungen werden im öffentlichen und politischen Raum mehr 
und mehr wahrgenommen als Initiatoren Politischer Bildung „der anderen 
Art“. Der Zulauf und die Akzeptanz dieser Bewegungen verweist damit 
gleichfalls auf die offenbar vorhandenen Defizite der etablierten Politi-
schen Bildung hinsichtlich überkommener Themen und Methoden. Dies 
wiederum führt zu der Vermutung, dass offensichtlich die „angebotenen 
Strukturen und Formen des institutionalisierten politischen Lernens den 
Interessen und Erwartungen zahlreicher Menschen nicht mehr gerecht 
werden.“ (Hufer 1991, S.17). Auf der anderen Seite sollte aber auch die 
inhaltliche und methodische Nachhaltigkeit der Angebote der Neuen Sozi-
alen Bewegungen hinterfragt werden:  
„… dieses Aktionslernen hat auch seine Grenzen. Die oftmals inhaltliche 
Begrenztheit des konkreten Aktionszusammenhanges kann zu einer Per-
spektivverengung führen, durch die wichtige Zusammenhänge verloren 
gehen können oder gar nicht erst aufgegriffen werden. Der Kontext des 
Alltags politischer Aktionen und Kampagnen setzt die Beteiligten einem 
oft permanenten Handlungsdruck aus, der notwendige Reflexionsphasen, 
die auch den erforderlichen Abstand beinhalten, erschwert, im Zusam-
menwirken mit internen gruppendynamischen Problemen möglicherweise 
verhindert.“ (Beer 1985, S.13) 
Wollte man Chancen eines gemeinsamen Miteinanders von klassischen 
Institutionen und sozialen Bewegungen formulieren, könnten dies eine 
Kompetenzerweiterung auf beiden Seiten sein, gleichfalls eine Weitung 
der Facetten eines politischen Themas und schließlich damit die Beförde-
rung des öffentlichen kritischen Diskurses. Im gleichen Atemzug wird 
dann aber auch sofort das Risiko des Miteinanders ausgesprochen, näm-
lich die Angst vor Vereinnahmung auf beiden Seiten.  
Da ist auf der einen Seite die Angst der Institution vor der Vereinnah-
mung einer interessengebundenen Bewegung, auf der anderen Seite die 
Angst der Bewegung vor Institutionalisierung (Förderung heißt Abhängig-
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keit). Die Gegensatzpaare ließen sich fortsetzen: Bildung vs. Aktivierung, 
Kontinuität vs. Beliebigkeit, Unflexibilität vs. Aktualität. 
Der beschriebene Konflikt ist womöglich ein konstruierter, es lassen sich 
zahlreiche Beispiele aufführen, bei denen ein gelingendes Miteinander 
stattfindet. Ist es weiter gesichert, dass die staatliche Unterstützung eine 
einseitige Bevorzugung zuungunsten nichtinstitutionalisierter Träger und 
sozialer Bewegungen vermeidet, wäre damit ein weiterer wichtiger Schritt 
zum Miteinander getan. Bleibt abschließend zu bemerken, dass natürlich 
auch die Neuen Sozialen Bewegungen sich in einem Institutionalisie-
rungsprozess befinden. Protestbewegungen und Bürgerinitiativen haben 
als Ausdruck einer anderen politischen Weiterbildung selbstorganisierte 
Bildungswerke oder Bildungsläden gegründet. Diese Gründungen verwei-
sen allein aus förderpolitischer Sicht auf die Notwendigkeit etablierter 
Erwachsenenbildungsstrukturen und -organisationen. Rechtfertigt sich die 
Existenz des Trägers mit seiner Bildungsintention allerdings nur zur Legi-
timations- und Mittelbeschaffung, dann wird er den Erwartungen der inte-
ressierten Bürger, die in der Politischen Bildung eine Chance zum politi-
schen Handeln sehen, nicht mehr gerecht. 
 
6.2  Attac als Impulsgeber für die Standortbestimmung der Politi-
schen Bildung 
Attac ist eine der neueren sozialen Bewegungen mit national übergreifen-
dem Aktionsradius und einem politischen Interessenspektrum, das von 
national- und sozialstaatlichen Fragen sozialer Gerechtigkeit bis hin zu 
Problemen der Globalisierung und der Weltgerechtigkeit reicht. Attac ist 
eine Bewegung mit einem dezidiert eigenen Bildungsanspruch. Dieser 
manifestiert sich vor allem auch in den jährlichen Sommerakademien, die 
sich als offene Foren politischer Bildungsarbeit verstehen und entspre-
chend organisiert sind.  
Die Attac-Sommerakademie 2004 in Dresden bot die Gelegenheit, sich in 
die Tagungsevaluation einzufädeln und die eigene Evaluationsperspektive 
– besonders das Verhältnis Politische Bildung/ Soziale Bewegungen – ein-
zubringen. Besonders die Frage, warum die Teilnehmer ihr politisches 
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Bildungsinteresse gerade bei Attac und nicht bei den üblichen Institutio-
nen der Politischen Bildung realisieren, war für das Evaluationsanliegen 
aufschlussreich.  
Wenn im Folgenden die Antworten auf die offene Frage6 in ihrer verdich-
teten Form darstellt wird, so kommt es nicht darauf an, diese der institu-
tionalisierten Politischen Bildung entgegenzuhalten. Vielmehr ist davon 
auszugehen, dass die darin enthaltenen Einstellungen und Erwartungen 
der Teilnehmer zum Attac-Angebot im Kontrast zu deren Vorstellungen 
von der „üblichen“ Politischen Bildung stehen. Damit werden gleichsam 
wichtige Fragen für die Politische Bildung aufgeworfen und neuralgische 
Punkte – nun aus einer pointierten Außensicht – berührt. Insofern lassen 
sich die Aussagen der Teilnehmer der Attac-Sommerakademie benutzen, 
um die kritische Reflexivität zur Standortbestimmung der Politischen Bil-
dung anzureichern und zu pointieren. Dabei ist es wichtig anzumerken, 
dass man diese Statements nicht einfach als „Außenseiterpositionen“ be-
werten darf. Attac hat sich gerade in jenem Prozess der Entgrenzung und 
Entstaatlichung des Politischen und der nicht mehr sozialstaatlich auf-
fangbaren lebensweltlichen Betroffenheiten formiert, in derem Magnetfeld 
auch die institutionelle Politische Bildung steht. Vieles von der Verlegen-
heit und Ratlosigkeit, die sich in der Politischen Bildung angesichts der 
Erosion sozialstaatlicher Traditionen und Partizipationsmuster im Struk-
turwandel der Arbeitsgesellschaft auftut, kann über die Sprache der Teil-
nehmer der Attac-Sommerakademie offen gelegt werden. 
 
Durch die Statements zieht sich die Auffassung, Attac biete endlich wie-
der den außerparlamentarischen Raum, in dem Partei für die Opfer des 
globalisierten Kapitalismus und für eine soziale Gerechtigkeit weltweit 
und ohne Rücksicht auf die Ohnmacht oder den Konsenszwang der Par-
teien ergriffen werden könne. Dazu einige beispielhafte Zitate aus den 
Fragebögen:  
„Attac stellt sich als parteipolitisch unabhängig dar.“ 
                                                 
6 Die Frage lautete: Es gibt zahlreiche Angebote der Politischen Bildung. Warum 
nimmst Du an Veranstaltungen von Attac teil bzw. warum engagierst Du Dich 
gerade bei Attac? 
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„… ich (habe) auch schon verschiedene Partei-Infoveranstaltungen be-
sucht und bin der Meinung, dass es für mich keine Partei gibt. Attac ist da 
eine gute Alternative.“  
„Im Gegensatz zu Parteien und Kirchen bietet mir Attac am meisten Per-
spektiven und Hoffnung für die Zukunft.“ 
„Attac ist eine außerparlamentarische NGO zur Etablierung von Minderhei-
tenströmungen und Alternativen.“  
Diese Einstellung greift nur vordergründig den „Beutelsbacher Konsens“, 
das förderungspolitische Herzstück der Politischen Bildung, an, denn sie 
meint nicht die einseitige Vertretung der Interessen einer Partei, sondern 
bezieht sich auf eine andere Ebene: Sie will sich vor allem gegen die 
„hidden global player“ des neuen Kapitalismus wenden, welche hinter 
dem Rücken der demokratisch Legitimierten agierten. Attac-Leute neh-
men dabei für sich in Anspruch, Aufklärung im Sinne Politischer Bildung 
zu betreiben und bezweifeln, ob dies angesichts der versteckten und ver-
deckten globalen Macht- und Einflusszonen noch in der bisherigen Spra-
che institutionalisierter Politikformen möglich ist.  
„Außerparlamentarische Arbeit ist die am wenigsten korrumpierte bzw. 
korrumpierbare; außerdem kann so einigermaßen unvoreingenommen 
gearbeitet werden.“ 
In diese Richtung weist auch das charakteristische Bildungserlebnis, von 
dem die Befragten explizit oder implizit berichten: die Verbindung bzw. 
die Einheit von Bildung und Aktion. 
„Attac bearbeitet die zentralen Konflikte der Gegenwart und versucht die 
verschiedenen Themenfelder zu verknüpfen. Das Engagement findet in lo-
ckeren Strukturen statt und wird als offener Prozess verstanden. Es wird 
versucht, Theorie und Praxis zu verbinden.“  
„Aktionsorientierung verbunden mit Bildungsarbeit.“ 
Dieses fast einhellig geteilte Bildungsverständnis liegt quer zu dem in der 
Politischen Bildung üblicherweise vertretenen, in dem Bildungsprozesse 
und Aktionen/ Kampagnen prinzipiell auseinander gehalten werden. Bil-
dung braucht danach reflexive Distanz, kann sich höchstens zu Aktionen 
in Beziehung setzen. Aber genau diese Distanzhypothese wird von den 
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Attac-Teilnehmer bestritten. Vielmehr wird immer wieder darauf insis-
tiert, dass Aufklärung angesichts einer unübersichtlichen ökonomisch-
politischen Situation nur durch praktische Gegenerfahrungen möglich ist: 
Aufklärung als in einer „Gegenwelt“ inszenierte Erfahrung von Betroffen-
heit („Alternativen werden lebbar“).   
In diesem Selbstverständnis wird auch der Netzwerkcharakter von Attac 
besonders hervorgehoben. Attac sei ein Netzwerk, welches sich durch 
gemeinsame Motivations- und Interessenlagen und einer sich daraus 
entwickelnden Zusammenführung der Kräfte auszeichne. 
„Ich sehe Attac als ein NETZWERK globalisierungs-, kapitalismus-, gesell-
schaftskritischer Personen und Gruppen, wo sich diese treffen, austau-
schen, verbinden und ´befruchten´ können.“  
Gerade weil die Träger Politischer Bildung mit Blick auf die Zukunft den 
Netzwerkansatz thematisieren und dabei in der Erhebung immer wieder 
artikulieren, wie schwierig eine echte Netzwerkarbeit (also nicht nur In-
stitutionenkooperation) aus förderpolitischen und bildungsmethodischen 
Gründen sei, ist es wichtig, diese Netzwerkstärke von Attac ins Auge zu 
fassen. 
Eine wichtige Rolle spielt für Attac-Teilnehmer nicht nur die globale Aus-
richtung dieser sozialen Bewegung, – „Themen, Probleme heute können 
nicht mehr nur lokal behandelt werden.“ – sondern die Möglichkeit, glo-
balisierte und nationalstaatliche politische und ökonomische Probleme, 
Konflikte und Zukunftsszenarien aufeinander beziehen zu können und in 
der Internationalität des Netzwerkes zu erleben. 
„Verbindung von globalen und lokalen (bundesweiten) Themen.“  
„Globalisierung ist ein globales Problem. Gleichzeitig werden lokale Aus-
wirkungen aufgezeigt und kritisiert.“ 
„Die globale Ausrichtung und kritisches Hinterfragen der Mechanismen in-
teressiert mich. Zum Überleben der Menschheit ist nachhaltige Entwick-
lung nötig, dazu müssen sich die globalen Rahmenbedingungen ändern 
und das wird nur passieren, wenn Menschen (immer mehr weltweit) ver-
stehen, was läuft und entsprechend aktiv werden.“  
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Dabei wird hervorgehoben, dass es in dieser gleichgesinnten und multi-
kulturellen Erlebens- und Aktionsgemeinschaft möglich ist, diese nationa-
le und globale Thematik von Demokratie, Macht und sozialer Gerechtig-
keit miteinander zu verbinden. Gerade weil es die Politische Bildung so 
schwer hat – z. B. im Kontext der europäischen Thematik – übernationale 
Motivationen und Identitäten aufzubauen, sind die Erfahrungen in Attac 
wert, diskutiert zu werden. Denn die auf „gleiche Gesinnung“ verweisen-
den Teilnehmer wollen diese keinesfalls als uniforme Ausrichtung ver-
standen wissen. Vielmehr werden gerade die Offenheit und Pluralität der 
Meinungen betont, die zum Zuge kommen können. 
„Wichtig ist mir die Offenheit von Attac gegenüber unterschiedlichen Mei-
nungen. Ich muss keinen Glaubenskanon unterschreiben – zweifelnd ge-
hen wir zum Ziel.“  
„breites Meinungsspektrum; Bereitschaft und Offenheit miteinander zu 
diskutieren“  
„Attac ist bunt, offen, tolerant.“ 
Konsens finde man in dem gemeinsamen Gefühl der Verantwortung für 
eine gerechte Welt, für die es ganz unterschiedliche Zugänge gäbe und 
die eine „Meinungsvielfalt als Stärke der Bewegung“ geradezu herausfor-
dere. Dazu trage vor allem die Internationalität und Interkulturalität der 
Bewegung bei, aber genauso die weitgehende Abwesenheit von Hierar-
chien. Damit meinen die Teilnehmer nicht nur die Abwesenheit organisa-
torischer Hierarchien (da gibt es auch gegenteilige Meinungen, in denen 
das Aufkommen von „Funktionseliten“ befürchtet wird), sondern vor al-
lem die Erfahrung, dass es keine Vermittlungshierarchien in den Bil-
dungsveranstaltungen gäbe: „… weil hier Wissensvermittlung nicht so von 
oben nach unten geht.“. Man könne sich so einbringen, wie man denke 
und sei und habe das Gefühl,  am Bildungsprozess nicht nur für sich 
selbst, sondern im Ganzen mitzuwirken und diesen mitbeeinflussen zu 
können.  
„Ich empfinde Attac als einen sehr starken Gummiring, an dem ich mich 
mit allen Anderen festhalten möchte, den ich aber auch in meine Richtung 
ziehen kann.“ 
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 „Das Gefühl, mich selbst einbringen zu können, in der Bewegung Wir-
kung zu haben.“ 
Dabei wird immer wieder betont, dass sich der Ort der sozialen Bewe-
gung jenseits des „Mainstreams“ befinde und von daher der Grundkon-
sens in der Vielfalt möglich sei. 
„Eine gute Alternative […], meine Ideen zu äußern und eine unabhängige 
Organisation, wo ich autonom sein kann. Revolutionäre Gedanken sind 
auf jeden Fall notwendig und hier gibt es politische Räume, sie zu äußern 
und zu bearbeiten.“ 
„Weil Attac Mainstream-Argumentationen in Frage stellt und Alternativen 
denkt.“  
 
Diese Überblicksauswertung der Statements zum Bildungscharakter von 
Attac soll – wie eingangs erwähnt – nicht in unmittelbaren Vergleich zur 
evaluierten institutionellen Politischen Bildung gesetzt werden. Die Er-
gebnisse sind eher als eine Art reflexiver Spiegel für die kritische Ausei-
nandersetzung und zukünftige Verständigung über die Weiterentwicklung 
der Politischen Bildung zu betrachten. Denn manches, was in den Attac-
Statements zur Sprache kommt, wird auch von den Akteuren der Politi-
schen Bildung gerade in den qualitativen Materialien daraufhin themati-
siert, ob und wie es in dem institutionellen Rahmen realisiert werden 
könnte, ob also Politische Bildung offener sein und gleichzeitig mehr „po-
litischen Biss“ (so ein Bildner) bekommen könnte. Dabei ist natürlich die 
größte Herausforderung in der Frage zu sehen, ob die institutionelle Poli-
tische Bildung „Alternativen lebbar“ machen kann. Dies ist wohl der Kern 
der Attraktivität sozialer Bewegungen wie Attac für unterschiedliche Al-
tersgruppen. Hierauf beziehen sich ja auch die Hoffnungen politischer 
Bildner, wenn es darum geht, wie sich die Politische Bildung in regionale 
Netzwerke, Initiativen und bürgerschaftliche Gruppen (zivilgesellschaftli-
cher Bereich) „einfädeln“ könnte. 
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7  Zivilgesellschaft als Zukunftsperspektive der Politischen  
Bildung? 
Der Begriff der „Zivil“- bzw. „Bürgergesellschaft“ findet sich in vielen Sta-
tements des qualitativen Erhebungsmaterials, ja er zieht sich wie ein Fa-
den hindurch, ein Faden allerdings, nach dem man immer wieder greift, 
den man aber nie richtig zu fassen bekommt. Die zivilgesellschaftliche 
Ausrichtung scheint nahezu durchgängig als Zukunftsperspektive Politi-
scher Erwachsenenbildung auf; wie sich aber die Politische Bildung darin 
verorten soll – programmatisch und praktisch – bleibt im Ganzen diffus, 
wiewohl es inzwischen doch einige interessante Ansatzpunkte in der Pra-
xis der Politischen Bildung gibt, die man durchaus als operationale Zu-
gänge werten und herausstellen kann. Dass sie sich bisher nicht zu einer 
neuen Infrastruktur Politischer Bildung erweitert und verdichtet haben, 
liegt nicht nur am förderungspolitischen Dilemma, das immer dort be-
ginnt, wo sich Politische Bildung in Zonen sozialer Initiativen und humani-
tärer Aktionen hineinwagt, die sich nicht mehr als herkömmliche Bil-
dungsmaßnahmen beschreiben lassen und daher als nur bedingt bis nicht 
förderungswürdig gelten. „Ist das noch Politische Bildung, wenn ich da 
mitmache; bekomme ich das noch gefördert?“ – fragen sich manche der 
Mitarbeiter, wenn sie Bürgerinitiativen begleiten oder in Agendaprozessen 
mitarbeiten wollen. Die alte deutsche Problematik der Trennung von Bil-
dung und Aktion holt sie hier unweigerlich wieder ein.  
Aber es liegt nicht nur an dieser Abgrenzungsproblematik, die den Zu-
gang der Politischen Bildung zu bürgergesellschaftlichen Aktivitäten in 
dem Maße erschwert, wie sie sich davon eine Neubelebung und Neube-
gründung ihrer Bildungsarbeit erhofft. Der bürgergesellschaftliche Diskurs 
in Deutschland ist selbst nicht eindeutig und öffentlich genug, um der 
Politischen Bildung einen Platz zuweisen zu können.  
Das liegt vor allem auch daran, dass das Erstarken der bürgergesell-
schaftlichen Ideen sehr viel mit der Krise der Arbeitsgesellschaft zu tun 
hat und man sich in Deutschland schwer tut, sich neben der traditionellen 
Erwerbsarbeit einen Sektor öffentlich anerkannter und gleichgestellter 
Bürgerarbeit vorzustellen. Dabei ist die bürgergesellschaftliche Perspekti-
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ve in einer Gesellschaft, in der eine große Zahl von Menschen von Er-
werbsarbeit freigesetzt ist, zu einer zentralen Frage gesellschaftlicher 
Teilhabe geworden: Wie können Teilhaberechte außerhalb der Erwerbsar-
beit und neben dem Staat gesichert werden, wo kann der Mensch ent-
sprechende Kontexte finden, in denen er trotz vorübergehender oder län-
gerfristiger Exklusion aus dem Erwerbsarbeitsmarkt sozial gleichgestellt 
partizipieren kann? Diese grundsätzliche Problematik ist uns spätestens 
seit den sozialen Protesten und Ungewissheiten um die Hartz-IV–
Arbeitsmarktreform bewusst geworden: Die Betroffenen fühlten sich als 
aus der Arbeitsgesellschaft Ausgestoßene, Rechtlose. Sie wurden weder 
als Bürger angesprochen, noch waren und sind bürgergesellschaftliche 
Statusangebote in Sicht. Im Gegenteil: Die „Ein-Euro-Jobs“ werden als 
minderwertige Arbeitsangebote angesehen und können so nicht als Mög-
lichkeit der Entwicklungen von Bürgerarbeit in einer Tätigkeitsgesellschaft 
erkannt werden. 
Die bürgergesellschaftliche Diskussion in Deutschland hat in den letzten 
zehn Jahren daran gelitten, dass sie immer um die „Krise des Sozial-
staats“ kreiste und kein öffentlich transformierbares gesellschaftliches 
Aktivmodell entwickeln konnte. Über die individualisierende Perspektive 
hinaus, dass der Bürger Aufgaben für sich zu übernehmen habe, die er 
bisher dem versorgenden Sozialstaat überließ, und über die Unterstel-
lung, dass der, der für sich sorge auch in seiner Selbstsorge den Anderen 
und der Gemeinschaft zugute komme, hat sich bis jetzt eigentlich noch 
kein gesellschaftsfähiges Modell entwickelt. Vor allem die Frage, wie die 
politische Teilhabe innerhalb der parlamentarischen Demokratie verstärkt 
werden kann und wie die Bürger zu einer Zeit für Andere Verantwortung 
übernehmen sollen, in der sie angesichts des ökonomisch-
technologischen Strukturwandels mit der Sorge um sich selbst existen-
ziell beschäftigt sind, ist empirisch nicht geklärt. So bezeichnen die Beg-
riffe Zivilgesellschaft oder Bürgergesellschaft nur den Rahmen einer nor-
mativ aufgeladenen Debatte, die sich immer wieder an der zentralen Fra-
ge festbeißt, wie aus vielen abgeschotteten Einzelinteressen Verantwor-
tungsgemeinschaften von Bürger entstehen sollen, die über zeitweilige 
Interessenbündnisse hinausgehen.  
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In der Praxis der Politischen Bildung ist dieses Problem in seiner prakti-
schen Tragweite erkannt. Ein Statement aus einer Landeszentrale bringt 
dies exemplarisch auf den Punkt: 
„Und das erlebe ich eben auch in anderen Zusammenhängen, dass der 
Fokus oder die Betrachtung immer auf dem liegt, was für mich jetzt gera-
de wichtig ist. Also, ich sag` mal, die Rentner interessiert das ‚einen 
feuchten Kehricht’, ob wir genügend Kindergartenplätze oder Kinder-
betreuungseinrichtungen haben. Die Eltern interessiert es im Prinzip 
nicht, ob kleine Geschäfte in einem Wohngebiet kaputtgehen und eben al-
te, behinderte Menschen nicht mehr einkaufen gehen können, und nicht 
wissen, wie sie eigentlich, weil sie nicht motorisiert sind, auf die grüne 
Wiese kommen, um sich zu versorgen. Und die Generation bis 25, die 
keine Kinder hat, interessiert auch nicht, wie sieht das mit den Kindergar-
tenplätzen aus, wie sieht das mit der Schule aus. Die interessiert im 
Zweifel, ob die Autobahn platt genug ausgebaut ist oder solche Sachen. 
Und diese Verzahnung der unterschiedlichen Interessen, die sehe ich 
nicht.“ (A1/153) 
Zwangsläufig kommt dann die Frage, wie man in der Politischen Bildung 
den Leuten klarmachen kann, dass sich ihr Engagement auch lohnt. Denn 
– so haben wir immer wieder darauf hingewiesen – Erwachsenenlernen 
ist verwendungsorientiertes Lernen, orientiert sich an Rollen und Funktio-
nen. Die „Bürgerrolle“ scheint in diesem Zusammenhang weder sichtbar 
noch anerkannt. „Was haben die Leute davon, tolerant zu sein“? (C6/68) 
wird in einer Gruppendiskussion gefragt. Und schon ist nicht mehr von 
Politikverdrossenheit, sondern von „Bürgerverdrossenheit“ (C6/157) die 
Rede. 
In diesem Zusammenhang wird gerade in den ostdeutschen Gruppendis-
kussionen und Expertengesprächen direkt oder indirekt darauf hingewie-
sen, dass eine Bürgeraktivierung ohne materielle und soziale Hinter-
grundsicherheit schwer vorstellbar ist. Diesen Zusammenhang von akti-
ver Staatsbürgerschaft bzw. zivilgesellschaftlichem Engagement und Be-
schäftigungsperspektive haben wir in der Auswertung zur Politischen Bil-
dung in den neuen Bundesländern ausführlich beschrieben. Natürlich gibt 
es in Ostdeutschland inzwischen auch Funktionseliten, die eine Multiplika-
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torenfunktion in der Politischen Bildung haben. Sie scheinen aber Netz-
werke zu bilden, in die weite Teile der Bevölkerung keinen Zugang ha-
ben:  
„Dann ist natürlich auch eine Diskussion zu führen [...] über die Zukunft, 
und das meine ich jetzt nicht abstrakt, Zukunft als abstrakten Begriff, 
sondern über die Befindlichkeit und die Zukunft des Gemeinwesens. Und 
das darf nicht den Eliten allein überlassen werden [...] Eliten im engeren 
Sinne, sondern das muss mit der sogenannten Aktivbürgerschaft passie-
ren.“ (C1/138) 
Und hier hätte die politische Bildung „einen ganz wichtigen Auftrag“ 
(C1/138). In diesem Zusammenhang wird auch die Frage gestellt, ob die 
Politische Bildung nicht nur zivilgesellschaftlich deutbare Aktivitäten au-
ßerhalb ihres direkten Einflussbereichs begleiten und unterstützen soll 
oder inwiefern sie nicht einen eigenen Beitrag dazu leisten könnte, bür-
gergesellschaftliche Verantwortungsgemeinschaften anzustoßen. Das a-
ber kann nicht in Vortrags- und Bildungsveranstaltungen geschehen, 
sondern muss Begegnungscharakter haben. So meint eine Bildnerin:  
„Diese Art der Begegnung dann auch hinzukriegen [...] das ist dann si-
cher kein Unterricht. […] In der Politischen Bildung wird es den Unterricht 
gar nicht mehr geben, sondern es wird das Lernen sein, dass Menschen 
sich begegnen und dass man sich da austauscht. Es wird der Austausch 
sein. Heißt auch wieder, dass wir Förderrichtlinien ändern müssen.“ 
(B3/56) 
Die Idee des Forums, der Begegnung als Kern Politischer Bildung wird im 
bürgergesellschaftlichen Kontext wieder virulent. 
Neben der wiederauflebenden Idee des Forums können aus dem qualita-
tiven Erhebungsmaterial – explizit und implizit – sechs weitere Dimensio-
nen identifiziert werden, über die Praktiker versuchen, die Politische Bil-
dung vor Ort ins zivilgesellschaftliche Spiel zu bringen bzw. zivilgesell-
schaftliche Prozesse konkret anzustoßen. Es ist dies einmal die Praxis der 
Schaffung örtlicher und regionaler Netzwerke, die Besetzung des Span-
nungsverhältnisses zwischen Bürgerinteressen und Verwaltung, die A-
gendaarbeit, die Verständigung zwischen den Generationen, die Etablie-
rung von Bürgerrunden –  auch in der Tradition der ostdeutschen Runden 
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Tische – und schließlich Aktivitäten, die zur Verbesserung des Regional-
klimas beitragen können. 
Die Netzwerkperspektive wird in diesem Zusammenhang immer wieder 
genannt. Es wird als Aufgabe der Politischen Bildung gesehen, örtliche 
und regionale Netzwerke anzustoßen, in denen sich Bürgerinteressen hin 
zu Gemeinwohlinteressen entwickeln und verstetigen können. Netzwerke 
werden als wichtig erachtet,  
„weil sie im Grunde genommen ohne unser großes Zutun eigenständig 
etwas für diese Gesellschaft und ihre Regionen tun, vor allem gewinnen 
sie auch Interessierte für Mitwirkung. Diese Netzwerke vermitteln Hand-
lungskompetenz, so dass sich diese Mitwirkenden auch effektiv in ganz 
bestimmte gesellschaftliche Prozesse außerhalb unseres Wirkungsbereichs 
eingeben können.“ (A2/28) 
Dabei wird deutlich, dass es vor allem die Frauen sind, die informelle Ak-
tivitäten tragen und den für die Gemeinwohlorientierung so wichtigen Be-
zug zu anderen herstellen können:  
„Also, bei den Frauen ist es dann so, dass die sich untereinander auch 
ganz viel weitersagen, dass es Frauen gibt, die dann [...] zum Frauenra-
dio gegangen sind, dass es Frauen gegeben, die sind dann zur Frauenbib-
liothek [...] gegangen. Also, es ist auch ein Netzwerk entstanden. Es lau-
fen die Fäden auch zusammen, ich bekomme also unheimlich viele Infor-
mationen, die ich wieder weitergebe. Also, das ist das, was ich unter akti-
ver Zivilgesellschaft auch verstehe. Also, so muss es funktionieren. Aber 
das steht und fällt mit Personen.“ (B2/65) 
Hier wird deutlich, dass man davon ausgeht, dass die Politische Bildung – 
sowohl was die Einrichtung als auch die Professionellen betrifft – einen 
wichtigen Knotenpunkt in der Netzwerkentwicklung einer Gemeinde oder 
Region bilden könnte. An anderer Stelle wurde aber dazu bemerkt, dass 
eine Netzwerkorientierung der Politischen Bildung auch voraussetze, dass 
die örtlichen und regionalen Träger sich selbst vernetzten, nicht in Maß-
nahmenkonkurrenz treten dürften und abseits ihrer partikularen Interes-
sen ihre Gemeinwohllinie finden müssten. Netzwerke könne man nicht 
anstoßen, wenn man nicht in der eigenen institutionellen Orientierung 
dem Netzwerkgedanken verpflichtet sei. Das bedeute aber, dass Träger-
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interessen zurückgenommen werden müssten, um gemeinsame Anknüp-
fungspunkte der Arbeit finden zu können. In einer Gruppendiskussion 
wurde sehr intensiv darüber gesprochen, dass dies zwar ein schönes Pro-
gramm sei, aber ein hohes Konfliktpotential in der Trägerlandschaft bein-
halte. Auf der Mitarbeiter-ebene gäbe es genug Bereitschaft und Anstöße, 
um solche Trägernetzwerke zu entwickeln. Auf der Trägerebene aber 
werde das nicht selten blockiert oder verwässert. Da spiele natürlich auch 
wieder die förderpolitische Ausrichtung auf Maßnahmen eine negative 
Rolle. Hier werde besonders deutlich, wie wichtig und dringend die För-
dermaxime „Netzwerke statt Maßnahmen“ in der Politischen Bildung wä-
re. Auch genüge es nicht, wenn die Trägervertreter sich untereinander 
verständigen und Absprachen treffen – dies seien institutionelle Koopera-
tionen aber keine echten Netzwerke. Die Netzwerkfähigkeit der Träger 
müsse den Bürger über gemeinsame Aktionen sichtbar werden.  
 
Dies gelte besonders auch für das Spannungsfeld zwischen Bürgerinte-
ressen und Verwaltung. In der Praxis der Kommunalpolitik werde deut-
lich, dass Verwaltungen ohne die aktive Berücksichtigung von Bürgerinte-
ressen gar nicht mehr funktionieren könnten. Es wird von einer ostdeut-
schen Großstadt berichtet, die sich am Civitas-Programm beteiligt und:  
„… von unten über die Bürgervereine das Ganze initiiert hat, und sozusa-
gen die Verwaltung immer nachzieht, entsprechend großes Konfliktpoten-
tial ist da auch drin. Und ich bin dann eben angefragt worden von den 
Bürgervereinen, um als neutrale Instanz dazwischenzugehen. Das heißt, 
ich moderiere alle Treffen. Es gibt dann auch Treffen, [...] wo ich immer 
wieder versuche, die Kommunikation zwischen Verwaltungen und Bürger-
vereinen nicht abreißen zu lassen. Also, das ist auch Aufbau von 
Zivilgesellschaft, und ist ein sehr wichtiger Faktor und da ist 
Volkshochschule [...] eine Instanz. Also, wir werden angefragt.“ (B2/67) 
In einer Gruppendiskussion wurde zu dieser Thematik sarkastisch be-
merkt, dass die Kommunalverwaltungen zwar zunehmend auf die Bürger 
angewiesen sind, dass sie sie aber immer wieder zu umgehen versuchen 
und eher Experten heranziehen oder Kommissionen bilden. Hier müsse 
die Politische Bildung das zivilgesellschaftliche Element des Spannungs-
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feldes zwischen Bürger und Verwaltung deutlich machen. In dieser Grup-
pendiskussion kam auch die Anregung, in Zukunft Veranstaltungen zu 
initiieren, die nicht mehr „Bürger fragen, Politiker antworten“, sondern 
„Politiker fragen, Bürger antworten“ heißen sollten. Die Rolle der Politi-
schen Bildung als netzwerkaktivierender aber gleichzeitig neutraler In-
stanz, die hier ins Spiel gebracht wird, ist auch für die Agendaarbeit vor-
stellbar.  
„In X ist sehr viel Aktivität zum Thema Agenda 21 [...]. Das wirkt sich 
dann auch auf die Träger aus. [...]. Da muss man natürlich auch wieder-
um sehen, dass es ein Bildungshaus ist, jetzt nicht nur ein Träger, son-
dern einfach ein Bildungshaus, was örtlich verhaftet ist.“ (A1/53-55) 
Es geht also nicht nur um Personen aus der Politischen Bildung, die ver-
mittelnd und aktivierend tätig werden, sondern auch um Orte, die die 
Politische Bildung bereitstellt. Das Bildungshaus wird zum Ort in diesem 
Netzwerk. Hier gibt es auch wieder Bezüge zum Forumsgedanken. Damit 
kommt aber die Frage auf, wie regional orientiert die Träger sind, das 
heißt inwieweit Themen und Teilnehmer an regionale Bürgerinteressen 
anknüpfen können. 
„Das hängt sicherlich auch sehr stark damit zusammen, welche Aktivitä-
ten es vor Ort gibt und wie die Träger darauf auch eingehen können, und 
auch eine Zusammenarbeit durchführen können vor Ort.“ (A1/53) 
Was die Bürgerrunden oder Runden Tische anbelangt, so besteht der ge-
nerelle Eindruck, dass diese Perspektive in der westdeutschen Politischen 
Bildung zunehmend entdeckt wird, während man ihr in Ostdeutschland 
nachtrauert. Die Runden Tische erlebten ihre Hochzeit in den neuen Bun-
desländern als die Politische Bildung kaum institutionell installiert war. Es 
gab also – abgesehen von den konfessionellen Akademien – wenig Be-
rührungspunkte zwischen der öffentlich geförderten Politischen Bildung 
und den örtlichen Runden Tischen. Auch konnten die Runden Tische keine 
bürgerpolitische Nachhaltigkeit erzeugen; im Nachhinein waren sie ein 
wichtiger sozialer Kitt und politischer Puffer in der Übergangs- und Trans-
formationsphase nach der Wende. Trotzdem – so wird an der einen oder 
anderen Stelle reklamiert – sollten sie unbedingt von der Politischen Bil-
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dung als „Bildungsgut“ reaktiviert und auf die heutigen Möglichkeiten der 
Bürgeraktivierung bezogen werden. Daran könnte das bürgerschaftliche 
Potential einer Region thematisiert werden. 
Gleichzeitig gibt es westdeutsche Beispiele für „Bürgerrunden“, die sich 
um die Entwicklung einer gemeinsamen Verantwortung für kommunale 
Entwicklungsprozesse bemühen:  
„Wir haben, als dieser neue Stadtteil entstand, [...] gleich ´ne Bürgerrun-
de organisiert – ´Leben im neuen Stadtteil´ – wir treffen uns und wir gu-
cken mal, was wir eigentlich wollen, mit diesem Stadtteil da, der da aus 
der grünen Wiese gestampft wird. Wir gucken mal: Wie sieht es eigentlich 
mit Einkaufsmöglichkeiten aus? Wie sieht es mit Kindergärten aus? Wie 
ist die Kirche verankert? [...] Die treffen sich weiterhin, aber jetzt auch 
ohne uns. [...] Wir sind so als Personen da gar nicht mehr dabei, die ar-
beiten alleine weiter.“ (B1/45-47)  
So versuchen die Bürger selbst Transparenz in die Stadtentwicklung zu 
bringen und erzeugen damit – was in den Augen der Verwaltung meist 
konflikthaft ist – ein positives Regionalklima, für das eben eigenverfügte 
Transparenz eine wichtige Voraussetzung ist. Dieses Regionalklima kann 
auch über andere Bezüge entwickelt werden. So wird aus der Volkshoch-
schularbeit einer westdeutschen Stadt berichtet, dass es gelungen ist, 
Bürger und Bürgerinnen dazu zu bewegen, die regionale Leitbilddiskussi-
on selbst in die Hand zu nehmen und nicht den planungs- und exper-
tokratischen Verfahren von Fachleuten zu überlassen.  
„Wir haben eine ABM-Stelle gehabt, die hat den Arbeitskreis Tourismus in 
X geleitet an der Volkshochschule, und dieser Arbeitskreis Tourismus hat 
eine Leitbild-Diskussion über zwei Jahre geführt und hat ein Leitbild, tou-
ristisches Leitbild entwickelt. Beteiligt: Leute aus der Kommunalpolitik, 
aus der Wirtschaft, aus der Bürgerschaft. Insgesamt hatten wir 250 (Leu-
te aus X) im Spiel, die in verschiedenen Arbeitskreisen da die Dinge ent-
wickelt haben. [...] Da waren auch alle Zielgruppen und alle Altersklassen 
da. Ist dieses jetzt Politische Bildung? Ich würde sagen: In hohem Maße 
ja. Denn hier ist die Information verbunden worden mit Handeln. Dann, 
sage ich, hat es eine hohe Breitenwirkung gehabt.“ (C5/118) 
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Ein wichtiger Impuls zum Thema der zukünftigen zivilgesellschaftlichen 
Ausrichtung der Politischen Bildung kam sowohl aus einem Expertenge-
spräch, wie aus einer Gruppendiskussion: Das zukünftige Problem der 
aktiven Verständigung zwischen den Generationen. Der Generationenver-
trag sei ein wichtiger Gesellschaftsvertrag und man könne mit Besorgnis 
die Tendenz beobachten, dass sich die Generationen nur noch in den Fa-
milien umeinander kümmern, dass es aber immer weniger ein öffentli-
ches Thema ist. Dabei spiele das Unverständnis der Generationen fürein-
ander in den Alltagsreden der Leute eine große Rolle. Hier gibt es zwar 
Ansätze in der Seniorenarbeit, aber als integrative Thematik ist diese 
Perspektive weder im fachwissenschaftlichen Diskurs, noch in der förde-
rungspolitischen Diskussion, noch als übergreifende Projekterfahrung ge-
nügend deutlich.  
Bei allen Gruppendiskussionen schwingt die zentrale Frage mit, wie es 
gelingen kann, zivilgesellschaftliches Engagement für die verwendungs-
orientierten Erwachsenen attraktiver zu gestalten, Bürgerrollen sichtbar 
zu machen und öffentliche Anerkennung dafür zu aktivieren: 
„Viele Projekte können daran scheitern, gerade solche zivilgesellschaftli-
chen Projekte [...] für die Zivilgesellschaft nicht erkennbar sind in ihren 
Ergebnissen und in dem was sie tun. [...] Also die Leute, die sich da en-
gagieren, die müssen erkennbar werden auch für die Anderen, nicht im 
Sinne des traditionellen Vorbildes, aber es muss deutlich werden, die ma-
chen da was, die haben davon was, die kriegen auch eine öffentliche An-
erkennung dafür. Das ist auch noch mal eine Frage an die Kommune, die 
muss da auch eine Anerkennungskultur schaffen.“ (B1/49) 
Wenn die Zukunft der Politischen Bildung in ihrer zivilgesellschaftlichen 
Ausrichtung liegt, sollte sich diese nicht nur in den beschriebenen Be-
gegnungs- und Netzwerkkulturen, sondern in zunehmendem Maße auch 
in einer Anerkennungskultur für das gesellschaftliche Engagement der 
Bürger realisieren. Der Bürgerstatus gewinnt, vor dem Hintergrund ge-
sellschaftliche Entgrenzung und der damit verbundenen zunehmenden 
Schwierigkeit, den eigenen gesellschaftlichen und vor allem sozialen Sta-
tus über Erwerbsarbeit zu bestimmen, zunehmend an Bedeutung.  
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„Die Diskussion um die Bürgergesellschaft steht deshalb nicht neben der 
sozialstaatlichen Diskussion um die Arbeitsgesellschaft, sondern fordert 
sie mit ihren Entwürfen des aus seiner Individualität bestimmten Bürgers 
heraus: Denn nicht die Diskussion um die Bürgerarbeit wird aus diesem 
Spannungsverhältnis gespeist, sondern vor allem auch das Nachdenken 
über jene multiplen Entwürfe einer neuen demokratischen Verbindung 
von (weniger) Erwerbsarbeit, Anerkennung ´neuer Arbeit´, politischer 
Teilhabe, sozialer Sicherheit und sozialer Gestaltung“ (Böhnisch/ Schröer 
2002, S. 51). 
Die zivilgesellschaftliche Perspektive der Politischen Bildung wäre in dem 
Maße gesichert, wie es ihr gelingt die beschriebenen Diskurse öffentlich 
zu thematisieren und damit den „Verlust des gesellschaftlichen Span-
nungsfeldes, in dem sich die bürgerschaftliche […] Form der politischen 
Jugend- und Erwachsenenbildung entwickeln und entfalten konnte“ (Böh-
nisch/Schröer 2002, S. 180; vgl. auch 2004) zu überwinden. 
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Im Text verwendete Abkürzungen 
 
AdB  Arbeitskreis deutscher Bildungsstätten 
AKSB  Arbeitsgemeinschaft katholisch-sozialer Bildungswerke in der 
Bundesrepublik Deutschland 
A&L Arbeit und Leben 
Attac  Association pour une Taxation des Transactions Financiéres 
pour l´aide aux Citoyens (Vereinigung zur Besteuerung der 
Finanztransaktionen zum Nutzen der Bürger) 
bap Bundesausschuss politische Bildung 
Civitas Teil des Aktionsprogramms der Bundesregierung „Jugend für 
Toleranz und Demokratie – gegen Rechtsextremismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus“ 
DVV Deutscher Volkshochschulverband 
ESF Europäischer Sozialfond 
EU Europäische Union 
FDJ Freie Deutsche Jugend (Jugendorganisation der DDR) 
IB Institutionenbefragung 
KMK Kultusministerkonferenz 
MN Mehrfachnennungen 
MW Mittelwert 
N Anzahl der Personen, die die jeweilige Frage  
beantwortet haben 
NGO Non-Governmental Organisation 
(Nicht-Regierungsorganisation) 
SPSS Statistical Package for Social Sciences 
TB Teilnehmerbefragung 
UNESCO United Nations Educational, Scientific and Cultural            
Organization 
VHS Volkshochschulen 
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